
N i e d e r s c h r i f t 
(SGA/007/2014) 

 
über die 4. Sitzung des Sozial-und Gesundheitsausschusses mit 

Sozialbeirat - Haushalt 2015  
am Dienstag, dem 11.11.2014, 16:00 - 19:05 Uhr, 

Kleiner Sitzungssaal, Rathaus 
 
Der / die Vorsitzende eröffnet um 16:00 Uhr die Sitzung und stellt die ordnungsgemäße Ladung 
der Mitglieder und die Beschlussfähigkeit fest. 
Der Sozialbeirat genehmigt nach erfolgten Änderungen und Ergänzungen die nachstehende 
Tagesordnung: 
 
 

Öffentliche Tagesordnung  -  16:00 Uhr  

 
1. Mitteilungen zur Kenntnis 

 
 
 

1.1. Unterstützung bei der Bekanntmachung des Hilfetelefons "Gewalt 
gegen Frauen" 
 

50/020/2014 
 

2. Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zur SGB II 
Umsetzung in der Stadt Erlangen 
 

50/019/2014 
 

3. Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen 
 

II/024/2014/1 
 

4. Einführung eines Erlangen Passes 
 

50/013/2014 
 

5. Haushalt 2015; 
Budget 2015, Stellenplan 2015, Arbeitsprogramm 2015 
 

50/021/2014 
 

6. Einsatz von Stiftungsmitteln im Verantwortungsbereich Amt 50 
 

502/001/2014 
 

7. Anfragen 
 

 
 

7.1. Weitergeltung des ÖPNV Sozialrabatts im Jahr 2015 
 

50/022/2014 
 

7.2. Mittelbereitstellung zur Vermeidung eines absehbaren, größeren 
Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes 
 

50/023/2014 
 

7.3. Verlängerung der Befristung der Öffnungszeit im Amt für Soziales, 
Arbeit und Wohnen 
 

11/037/2014 
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TOP 1  

Mitteilungen zur Kenntnis 
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Abstimmung:  
  
Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Abstimmung:  
  

TOP 1.1 50/020/2014 

Unterstützung bei der Bekanntmachung des Hilfetelefons "Gewalt gegen 
Frauen" 
 
Mit dem oben genannten Schreiben werden alle Kommunen gebeten dabei zu helfen, das 
bestehende Beratungsangebot des bundesweiten Hilfetelefons „Gewalt gegen Frauen“ bekannter 
zu machen. Das Hilfetelefon existiert seit März 2013, ist beim Bundesamt für Familie und 
zivilgesellschaftliche Aufgaben angesiedelt und ist das erste 24 Stunden Beratungsangebot in 
Deutschland, das Barrierefrei, kostenlos und vertraulich via Telefon und Website in verschiedenen 
Sprachen zu allen Formen von Gewalt berät. 
 
Das Unterstützungsschreiben der Parlamentarischen Staatssekretärin im 
Bundesfamilienministerium vom 25.09.2014 wird hiermit zur Kenntnis gegeben.  
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Das Informationsschreiben der Parlamentarischen Staatssekretärin im Bundesfamilienministerium 
vom 25.09.2014 wird zur Kenntnis genommen.   
 
Abstimmung: zur Kenntnis genommen 
  
Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Das Informationsschreiben der Parlamentarischen Staatssekretärin im Bundesfamilienministerium 
vom 25.09.2014 wird zur Kenntnis genommen.   
 
Abstimmung: zur Kenntnis genommen 
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TOP 2 50/019/2014 

Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zur SGB II Umsetzung in der 
Stadt Erlangen 
 

1. Aktuelle Zahlenentwicklung 

Im September und Oktober hat sich bei der Zahl der SGB II Bezieher in Erlangen 
(Bedarfsgemeinschaften, erwerbsfähige Leistungsberechtigte, Sozialgeldempfänger) endlich 
wieder einmal ein spürbarer Rückgang ergeben. Diese, von der BA veröffentlichten Zahlen sind 
allerdings erst nach 3 monatiger Wartezeit stabil und nicht mehr korrigierbar – endgültig valide sind 
also nur die Empfängerzahlen bis einschließlich Juli 2014. 

Ein ähnliches positives Bild zeigt sich bei den Arbeitslosenzahlen und Arbeitslosenquoten in 
Erlangen. Die Arbeitslosenquote der SGB II Bezieher beträgt in Erlangen allerdings nach wie vor 
2,6 %, während die allgemeine Arbeitslosenquote in Erlangen wieder auf 4,0 % zurückgegangen 
ist. 
 

2. Neue Regelsätze ab 01.01.2015 

Im Bundesgesetzblatt vom 17.10.2014 wurde die Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 
2015 verkündet. Danach werden die maßgeblichen Regelsätze im SGB II und im SGB XII ab 
01.01.2015 um 2,12 % angehoben. 
 

Ab 01.01.2015 gelten somit folgende Beträge: 

SGB XII SGB II derzeit 2015 
Regelbedarfsstufe 1 Alleinstehende, Alleinerziehende oder 

Leistungsberechtigte, deren Partner minderjährig 
ist 

391 € 399 € 

Regelbedarfsstufe 2 Volljährige Partner der Bedarfsgemeinschaft 353 € 360 € 
Regelbedarfsstufe 3 Sonstige erwerbsfähige Angehörige der 

Bedarfsgemeinschaft über 18 Jahre 313 € 320 € 

Regelbedarfsstufe 4 Sonstige erwerbsfähige Angehörige der 
Bedarfsgemeinschaft unter 18 Jahre und für 
Leistungsberechtigte im 15. Lebensjahr 

296 € 302 € 

Regelbedarfsstufe 5 Kinder vom Beginn des siebten bis zur Vollendung 
des 14. Lebensjahres 261 € 267 € 

Regelbedarfsstufe 6 Kinder bis zur Vollendung des sechsten 
Lebensjahres 229 € 234 € 

 

3. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 07.10.2014 über die 
Verfassungsbeschwerden von 16 Städten und Landkreisen 

Zum 01.01.2005 trat das SGB II in Kraft – die Umsetzung erfolgte zunächst durch die 
Bundesagentur für Arbeit und die Kommunen gemeinsam oder in getrennter 
Aufgabenwahrnehmung, sowie in 69 Fällen allein durch die Kommunen (Optionskommunen, 
darunter auch die Stadt Erlangen). Nachdem das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 
20.12.2007 die Mischverwaltung zwischen Bundesagentur und Kommunen für verfassungswidrig 
erklärt hatte, wurde im Juli 2010 ein neuer Artikel 91e in das Grundgesetz aufgenommen. Darin 
wurde die Mischverwaltung zwischen Bundesagentur und Kommune zum SGB II Vollzug 
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ausdrücklich zugelassen. Gleichzeitig wurde diese Mischverwaltung in Form der gemeinsamen 
Einrichtung für den SGB II Vollzug zum Regelfall erklärt und Optionskommunen dauerhaft als 
zweite mögliche Organisationsform zugelassen (quasi als Ausnahme von der Ausnahme). Als 
weiterer politischer Kompromiss wurde gesetzlich festgelegt, dass die Anzahl der 
Optionskommunen max. 25 % betragen dürfe und dass deshalb zum 01.01.2011 bundesweit 
maximal 41 Kommunen als Optionskommunen neu zugelassen werden könnten. 

In diesem Zulassungsverfahren hatten sich 73 Kommunen für die Zulassung zur Option beworben, 
wegen der gesetzlichen Beschränkung auf die Zahl 41 kamen dabei jedoch 32 Kommunen nicht 
zum Zug. Aus dem Kreis der abgelehnten Kommunen erhoben 16 Städte und Landkreise im Jahr 
2011 Kommunalverfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht, über die jetzt am 
07.10.2014 entschieden wurde. 

Inhaltlich ging es dabei um die drei folgenden Fragenkomplexe: 

• Die Beschränkung der Anzahl der Optionskommunen auf 25 % aller Kommunen wurde für 
verfassungsgemäß angesehen. Die Verfassungsbeschwerden wurden insoweit 
zurückgewiesen. 

• Die gesetzliche Festlegung, wonach ein Antrag auf Zulassung zur Option durch den 
Stadtrat oder Kreistag nicht nur mit einfacher Mehrheit, sondern mit einer 2/3-Mehrheit 
zustande gekommen sein muss, wurde für verfassungswidrig erklärt. Die Regelung der 
Willensbildung in kommunalen Gremien ist Teil des Kommunalrechts, für das 
ausschließlich den Ländern die Gesetzgebungskompetenz zusteht. Der Bund war folglich 
nicht berechtigt das Erfordernis einer 2/3-Mehrheit für den Antrag auf Zulassung zur Option 
vorzuschreiben. Die Verfassungsbeschwerde eines der beteiligten Landkreise war insoweit 
erfolgreich. Die weitere Gültigkeit dieser verfassungswidrigen Vorschrift für die 
Vergangenheit wurde jedoch angeordnet, um die bestehenden Optionszulassungen nicht in 
Frage zu stellen. 

• Schließlich war vom Bundesverfassungsgericht noch der Umfang der Prüfbefugnisse des 
Bundes gegenüber Optionskommunen zu klären. Da der Bund zum überwiegenden Teil die 
Kosten der Optionskommunen zu finanzieren hat, bestätigte das Bundesverfassungsgericht 
auch die Befugnis des Bundes, die Wirtschaftlichkeit und Ordnungsgemäßheit der 
verausgabten Bundesmittel anhand der vorgelegten Jahresabrechnungen zu prüfen und 
erforderlichenfalls auch öffentlich rechtliche Erstattungsansprüche geltend zu machen, bzw. 
zu verrechnen. Die Prüfungspraxis des Bundes darf jedoch nicht faktisch eine 
aufsichtsgleiche Wirkung entfalten (die Aufsicht über die Tätigkeit der Optionskommunen 
wird von den Ländern ausgeübt). Die Prüfbefugnisse des Bundes erlauben es deshalb 
nicht, vertretbare Rechtsauffassungen der Optionskommunen zu beanstanden und auf 
dieser Grundlage Mittel vorzuenthalten oder Erstattungsansprüche durchzusetzen. Der 
Bund ist auch nicht berechtigt, einzelne Optionskommunen vom automatisierten Mittelabruf 
(HKR Verfahren) auszuschließen, da diese Maßnahme einen vom Gesetz nicht gedeckten 
Sanktionscharakter besitzt. Sanktionen seien kennzeichnend für die Rolle der 
Aufsichtsbehörden – dazu ist der Bund jedoch nach Art. 91e Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz 
nicht ermächtigt. 

4. Aktueller Stand der Jahresabrechnung und des dazu anhängigen Rechtsstreits zwischen 
der Stadt Erlangen und dem Bund 

Aus den abschließend geprüften Jahresabrechnungen 2010 und 2011 hatte der Bund wegen 
angeblich fehlerhafter Zuordnung der Personalkosten für zwei Mitarbeiterinnen eine Rückzahlung 
in Höhe von ca. 52.000 € gegen die Stadt Erlangen verlangt. Da die Stadt Erlangen diese 
Zuordnung der Personalkosten nach wie vor für korrekt hält, wurde diese Rückforderung nicht 
anerkannt und nicht erfüllt. Statt aber – wie es normal gewesen wäre – die Erfüllung dieser 
Rückforderung einzuklagen – entschied sich der Bund im Dezember 2013 – soweit ersichtlich 
bundesweit zum ersten Mal – eine Sanktion nach § 32 KoA-VV gegen die Stadt Erlangen zu 
verhängen: um die Erfüllung seiner Rückforderungen in Höhe von ca. 52.000 € zu erzwingen, 
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enthielt er im Dezember 2013 laufende Betriebsmittel zur Finanzierung der Kosten des Jobcenters 
in Höhe von ca. 170.000 € der Stadt Erlangen vor.  

Nach Zustimmung durch den Stadtrat erhob die Stadt Erlangen am 09.05.2014 gegen diese 
Vorenthaltung laufender Betriebsmittel nach § 32 KoA-VV gegen den Bund Klage zum 
Landessozialgericht Bayern. Am 27.08.2014 wurde die ausführliche (47 Seiten) Klageerwiderung 
des Bundes mit dem Antrag auf Klageabweisung dem Gericht vorgelegt. Zeitgleich wurde vom 
Bund auch ein Teilbetrag in Höhe von ca. 70.000 € an die Stadt Erlangen nachgezahlt und 
insoweit eine Erledigungserklärung abgegeben. 

Zwei Tage zuvor wurde jedoch von Seiten des Bundes die prozessuale Lage grundlegend 
geändert: mit Schreiben vom 25.08.2014 erfolgte die abschließende Prüfung der 
Jahresabrechnungen für 2012 und 2013. Durch diese abschließende Prüfung für das Jahr 2013 ist 
der von der Stadt Erlangen erhobenen Klage gegen die Verweigerung von Vorauszahlungen für 
Dezember 2013 die rechtliche Grundlage entzogen. Die Verwaltung (Rechtsamt und Sozialamt) 
beabsichtigt deshalb durch Klageänderung den Klageantrag umzustellen gegen den 
abschließenden Prüfungsbescheid des Bundes für die Jahresabrechnung 2013 in Höhe der noch 
strittigen Summe von ca. 100.000 €. 

Darüber hinaus wird für die weiteren Schriftsätze an das LSG Bayern auch noch eine intensive 
Auswertung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 07.10.2014 erforderlich sein. Denn 
darin sind grundsätzliche Aussagen des Bundesverfassungsgerichts zu Art und Umfang des 
Prüfungsrechtes des Bundes gegenüber Optionskommunen getroffen worden. Inhaltlich werden 
wir uns bei unseren weiteren Schriftsätzen wie bisher eng mit den Rechtsauffassungen der 
kommunalen Spitzenverbände (Deutscher Landkreistag und Deutscher Städtetag) abstimmen. 

Die Höhe der im anhängigen Klageverfahren noch strittigen Summe von ca. 100.000 € erklärt sich 
dadurch, dass in den geprüften Jahresabrechnungen 2012 und 2013 die gleiche Zuordnung von 
Personalkosten für zwei Mitarbeiterinnen vom Bund als angeblich fehlerhaft kritisiert wird, wie in 
den Jahresabrechnungen für 2010 und 2011, und entsprechende Einbehaltungen vorgenommen 
wurden. 

 

5. Das ungelöste Problem der Erstattung kommunaler B+T-Ausgaben in Bayern 

Was in andern Bundesländern längst gang und gebe ist, ist in Bayern immer noch nicht gelungen: 
die sachgerechte Weiterleitung der B+T Bundeserstattungen an die bayerischen Kommunen. 

Zur Erinnerung: 2011 hatte der Bundesgesetzgeber mit den B+T Leistungen eine völlig neue 
Sozialleistung für Kinder aus armen Familien eingeführt, die Kommunen mit der Umsetzung 
beauftragt und den Kommunen die vollständige Kostenerstattung aus Bundesmitteln zugesichert. 
Die korrekte Verteilung dieser vom Bund bereitgestellten Gelder an die bayerischen Kommunen 
wird vom BayStMAS aber weiterhin verweigert. So hat die Stadt Erlangen für 2013 vom Freistaat 
Bayern nur Erstattungsmittel des Bundes in Höhe von ca. 45 % des tatsächlichen B+T Aufwandes 
erhalten. Nur aufgrund einer besonderen Berücksichtigung im „Gnadenweg“ (also ohne rechtliche 
Grundlage) bei der Verteilung einer Nachzahlung des Bundes kamen im Ergebnis für 2013 
letztendlich Bundeserstattungen in Höhe von ca. 73,9 % der tatsächlichen B+T Ausgaben bei der 
Stadt Erlangen an. 

In ihrer schriftlichen Antwort auf einer entsprechenden Landtagsanfrage unserer Erlanger 
Landtagsabgeordneten Alexandra Hiersemann vom 04.10.2014 hat die bayerische 
Sozialministerin Emilia Müller diese ungerechte Praxis erneut verteidigt (die Antwort der Ministerin 
ist als Anlage abgedruckt). 

Die Ministerin betont darin, dass die Verteilung der Bundesmittel auf die bayerischen Kommunen 
allein im freien Ermessen des Ministeriums liege. Eine sachgerechte Verteilung – also 
entsprechend dem jeweils tatsächlich angefallenen örtlichen B+T Aufwand – sei nicht nur 
„fehleranfällig“ und mit großem Verwaltungsaufwand verbunden. Sie sei sogar als nicht erwünscht 
anzusehen, da dies zu „Fehlanreizen“ und zu „unwirtschaftlichem Verhalten“ führe. Es sei 
„strukturell problematisch, die politischen Entscheidungsträger vor Ort in die Lage zu setzen, auf 
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fremde Rechnung, also ohne jedes finanzielle Eigenrisiko, unlimitierte sozialpolitische 
Wunschvorstellungen umsetzen zu können“. 

Nach der Auskunft der Ministerin hat die derzeitige Verteilungspraxis in Bayern im Jahr 2013 dazu 
geführt, dass ¾ der bayerischen Kommunen geringere B+T Erstattungen erhalten haben, als sie 
tatsächlich für B+T Leistungen ausgegeben hatten. Dagegen profitiert ein Viertel der bayerischen 
Kommunen (überwiegend aus Ober- und Niederbayern) von dieser Verteilungsmethode, weil an 
sie höhere Erstattungsmittel geflossen sind, als sie vorher für B+T überhaupt Ausgaben hatten. 

An der landesgesetzlichen Regelung einer gerechten Verteilung der Erstattungsmittel des Bundes 
(so wie das viele andere Bundesländer längst getan haben) sehe sich das Staatsministerium unter 
anderem auch durch die – sich selbst auferlegte, imaginäre – „Paragraphenbremse“ gehindert. 
Den Haushalt der Stadt Erlangen hat dies im Jahr 2013 die bescheidene Summe von 160.662,65 
€ gekostet.  

 

6. Aktuelle Entwicklungen in der Abteilung 501 

Unser derzeit schwierigstes Problem ist der nach wie vor bestehende personelle Engpass. Auch 
die dritte aufeinanderfolgende Ausschreibung für die Besetzung freier Sachbearbeiter Stellen 
brachte nicht das gewünschte Ergebnis. So werden auch in der näheren Zukunft mehrere 
Sachbearbeiter Stellen unbesetzt bleiben mit der Folge 

• dass die Betreuung der betroffenen Bedarfsgemeinschaften als zusätzliche Belastung 
durch die übrigen Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter erfolgen muss 

• dass dort der weitere Anfall von Überstunden unvermeidlich ist und 

• dass im Budgetergebnis dadurch auch weitere Einnahmeverluste entstehen (trotz weiterhin 
anfallender Arbeitsplatzkosten bezahlt der Bund nach den Regeln der KoA-VV die 
entsprechenden Pauschalbeträge nur für besetzte Arbeitsplätze). 

Aus diesem Grund, wegen der weiterhin leicht ansteigenden Fallzahlen, aber auch wegen der seit 
01.08.2014 geltenden neuen Mietobergrenzen rechnet die Verwaltung für den bevorstehenden 
Budgetabschluss 2014 mit einem spürbarem Defizit im Bereich des kommunal zu tragenden 
Kostenaufwandes im Jobcenter. 

 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Der aktuelle Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zur SGB II Umsetzung in Erlangen 
wird zur Kenntnis genommen.   
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 11  gegen 0   
Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Der aktuelle Sachstandsbericht des Sozialamtes und der GGFA zur SGB II Umsetzung in Erlangen 
wird zur Kenntnis genommen.   
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 5  gegen 0   
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TOP 3 II/024/2014/1 

Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen 
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Protokollvermerk: 
Es wird um folgende Ergänzungen für die HFPA-Sitzung am 19.11.2014 gebeten: 
- Darstellung der Probleme in 2014 
- sich daraus ergebende Konsequenzen für 2015 
- Gegenüberstellung der freien Ausbildungsplätze zu den unversorgten Jugendlichen  
 
Ergebnis/Beschluss: 
Dem endgültigen Arbeitsmarktprogramm 2015 – Stand November 2014 - des Jobcenters wird 
zugestimmt.   
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 12  gegen 0   
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Protokollvermerk: 
Es wird um folgende Ergänzungen für die HFPA-Sitzung am 19.11.2014 gebeten: 
- Darstellung der Probleme in 2014 
- sich daraus ergebende Konsequenzen für 2015 
- Gegenüberstellung der freien Ausbildungsplätze zu den unversorgten Jugendlichen  
 
Ergebnis/Beschluss: 
Dem endgültigen Arbeitsmarktprogramm 2015 – Stand November 2014 - des Jobcenters wird 
zugestimmt.   
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 6  gegen 0   
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TOP 4 50/013/2014 

Einführung eines Erlangen Passes 
 

1. Bisherige Maßnahmen zur Armutsbekämpfung in Erlangen 

Die bisherigen Bemühungen der Stadt zur Armutsbekämpfung umfassten folgende Maßnahmen 
und sind vor allem auf den Erwerb von Qualifikationen, die den Zugang zum Arbeitsmarkt 
erleichtern, ausgerichtet. (freiwillige Schulbeihilfe seit 2007, kostenloses Mittagessen in Schulen 
und Kita´s seit 2008, Gründung des Sonderfonds gegen Armut und Obdachlosigkeit in Erlangen 
seit 2010, organisieren einer besonders intensiven Inanspruchnahme von Bildungs- und 
Teilhabeleistungen seit 2011, Modellversuch Lernförderung seit 2012, ÖPNV-Ermäßigung seit 
2013)  
 

2. Einführung des Erlangen Passes 

Der Erlangen Pass ergänzt diese Leistungen und ist auf die Teilhabe der Menschen am 
gesellschaftlichen Leben der Stadt ausgerichtet. Die Ausgabe eines Erlangen Passes soll zum 
einen den Nachweis der Berechtigung erleichtern, bestimmte Ermäßigungen und Vergünstigungen 
in Anspruch nehmen zu können. Das Vorzeigen eines handlichen Erlangen Passes ist einfacher in 
der Handhabung, als den jeweiligen Sozialleistungsbescheid vorzeigen zu müssen. Zum anderen 
ist mit der Ausgabe eines Erlangen Passes zu erwarten, dass gerade wegen dieser erleichterten 
Handhabung die entsprechenden Vergünstigungen häufiger als bisher von den berechtigten 
Personen in Anspruch genommen werden. Dadurch wird bedürftigen Personen in der Stadt 
Erlangen eine intensivere Teilnahme und Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und 
sportlichen Leben in der Stadt ermöglicht. 
 

3. Berechtigte Personengruppen 

Zum Erhalt eines Erlangen Passes sollten folgende Personengruppen berechtigt sein: 
• ALG II Bezieher (ca. 4.600 Personen) 
• Empfänger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, 4. Kapitel SGB XII 

(derzeit ca. 550 Personen) 
• Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt, 3. Kapitel SGB XII (derzeit ca. 70 

Personen) 
• Wohngeldempfänger (derzeit ca. 600 Personen) 
• Empfänger von Kinderzuschlag nach § 6a BKGG (überwiegend gleichzeitig 

Wohngeldempfänger) 
• Asylbewerber (derzeit ca. 600 bis 700 Personen) 
• Empfänger von Kriegsopferfürsorge (derzeit 1 Person) 

 
4. Gestaltung des Erlangen Passes 

Nach dem Vorschlag der Verwaltung – und in Anlehnung an Format und Gestaltung der in den 
Nachbarstädten gebräuchlichen Nürnberg Pässe und Fürth Pässe – sollte auch der Erlangen Pass 
ein kleines, handliches Format haben und auf Karton gedruckt sein (ein Gestaltungsvorschlag in 
Originalgröße ist als Anlage beigefügt). Vor der Ausgabe ist durch die Erlangen Pass-Stelle Name, 
Anschrift, Geburtsdatum und Geltungsdauer auf dem Erlangen Pass einzutragen. Da der Erlangen 
Pass kein Passbild enthalten soll, ist er generell nur zusammen mit einem gültigen 
Ausweisdokument nutzbar. Die Gültigkeitsdauer des Erlangen Passes sollte generell mit der 
Geltungsdauer des jeweiligen, zu Grunde liegenden Sozialleistungsbescheides übereinstimmen – 
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max. jedoch ein Jahr. Die Ausgabe des Erlangen Passes erfolgt generell kostenfrei. Eine 
Ausstellung eines Zweitexemplars, z.B. bei Verlust, erfolgt nicht. 
 

5. Notwendigkeit einer zentralen Erlangen Pass-Ausgabestelle 

Um einer Mehrfachausgabe oder um Missbrauch vorzubeugen, ist es notwendig die Ausgabe 
sämtlicher Erlangen Pässe zentral zu registrieren. 
Darüber hinaus ist mit dem Konzept des Erlangen Passes die Notwendigkeit umfangreicher 
Aktivitäten zur Bewerbung des Erlangen Passes, zur Akquirierung neuer und zusätzlicher 
Ermäßigungen und Vergünstigungen bei öffentlichen und privaten Anbietern, zur Erstellung von 
umfangreichem Informationsmaterial über die bestehenden Ermäßigungen und Vergünstigungen, 
zur haushaltstechnischen Verbuchung anfallender Kosten, zur Erstellung von Statistiken sowie zur 
Berichterstattung über Umfang und Entwicklung der Inanspruchnahme des Erlangen Passes für 
die städtischen Gremien verbunden. 
Dies alles ist nur leistbar, wenn eine neue, zentrale Erlangen Pass-Stelle eingerichtet und mit dem 
notwendigen Personal ausgestattet wird. 
 

6. Erforderliche Ressourcen 

Nach Auffassung der Verwaltung erfordert eine solche zentrale Passausgabestelle die Einrichtung 
von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7), die Einrichtung von zwei Arbeitsplätzen sowie 
angemessene Sachkosten (geschätzt: 20.000 €). Für die bereits bisher bestehenden 
Ermäßigungen und Vergünstigungen bei städtischen Einrichtungen und städtischen 
Veranstaltungen sind keine zusätzlichen Haushaltsmittel erforderlich, da diese bereits bisher von 
den jeweiligen Amtsbudgets getragen werden. Neue Ermäßigungen und Angebote werden auch 
zunächst aus den jeweiligen Ämterbudgets getragen. Die bereits bisher geltenden ÖPNV 
Ermäßigungen sind durch das bestehende Amtsbudget des Sozialamtes abgedeckt. 
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Protokollvermerk: 
Die CSU-Fraktion stellt einen Änderungsantrag. Der Erlangen Pass soll beschlossen werden, 
jedoch aber nichts Inhaltliches. 
Der Änderungsantrag wird vom Sozialbeirat (einstimmig mit 6:0 Stimmen) und vom Sozial- und 
Gesundheitsausschuss (mehrheitlich mit 8:4 Stimmen) abgelehnt. 
 
Die Grüne Liste-Fraktion schlägt vor, bei Ausstellung eines Ersatzpasses eine Bearbeitungsgebühr 
in Höhe von 3,00 € zu erheben. 
Der Antrag wird vom Sozialbeirat (mit 6:0 Stimmen) und vom Sozial- und Gesundheitsausschuss 
(mit 12:0 Stimmen) einstimmig angenommen. 
 
Ergebnis/Beschluss: 
1. Nach personeller Besetzung der neu zu schaffenden Erlangen Pass-Stelle im Sozialamt wird für 
bedürftige Bürgerinnen und Bürger der Stadt Erlangen ein Erlangen Pass ausgegeben. Dadurch 
soll den begünstigten Personen eine leichtere Inanspruchnahme von Vergünstigungen, sowie eine 
leichtere Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben in Erlangen ermöglicht werden. 
2. Äußere Gestaltung des Erlangen Passes und begünstigter Personenkreis: wie im Sachbericht 
dargestellt 
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3. Der Erlangen Pass bündelt bestehende Vergünstigungen bei der Benutzung städtischer 
Einrichtungen und bei städtischen Veranstaltungen. Dies gilt auch hinsichtlich der von der Stadt 
Erlangen bezuschussten ÖPNV-Tickets. Es wird Aufgabe der künftigen Erlangen Pass-Stelle sein 
diese Angebote im Gespräch mit den städtischen Ämtern auszuweiten und darüber hinaus im 
Verhandlungswege weitere Vergünstigungen für Erlangen Pass-Inhaber bei Geschäften und bei 
Privatveranstaltern zu erreichen. Über weitere Vergünstigungen und Ermäßigungen für Erlangen 
Pass-Inhaber seitens der Stadt, bzw. zu Lasten des städtischen Haushalts entscheidet der 
Stadtrat. 
4. Es wird weiter Aufgabe der neuen Erlangen Pass-Stelle sein, sich durch entsprechende 
Werbemaßnahmen um eine möglichst intensive Nutzung und Inanspruchnahme des Erlangen 
Passes zu bemühen, sowie übersichtliches Informationsmaterial über die, durch den Erlangen 
Pass vermittelbaren Ermäßigungen und Vergünstigungen bereitzustellen.  
5. Ein weiteres Ziel ist neben dem Sozialtarif für ÖPNV-Abonnements mit dem Erlangen Pass auch 
einen Sozialtarif für Einzelfahrkarten in Zusammenarbeit mit den ESTW zu ermöglichen.  
6. Über die erforderlichen Personalressourcen von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7) und den 
Sachmitteln (20.000 Euro) wird im Zuge der Haushaltsberatungen entschieden. Die Anträge 
werden von der Verwaltung in die Beratungen eingebracht.  
 
Abstimmung: mehrheitlich angenommen 
 mit 8  gegen 4   
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Protokollvermerk: 
Die CSU-Fraktion stellt einen Änderungsantrag. Der Erlangen Pass soll beschlossen werden, 
jedoch aber nichts Inhaltliches. 
Der Änderungsantrag wird vom Sozialbeirat (einstimmig mit 6:0 Stimmen) und vom Sozial- und 
Gesundheitsausschuss (mehrheitlich mit 8:4 Stimmen) abgelehnt. 
 
Die Grüne Liste-Fraktion schlägt vor, bei Ausstellung eines Ersatzpasses eine Bearbeitungsgebühr 
in Höhe von 3,00 € zu erheben. 
Der Antrag wird vom Sozialbeirat (mit 6:0 Stimmen) und vom Sozial- und Gesundheitsausschuss 
(mit 12:0 Stimmen) einstimmig angenommen. 
 
Ergebnis/Beschluss: 
1. Nach personeller Besetzung der neu zu schaffenden Erlangen Pass-Stelle im Sozialamt wird für 
bedürftige Bürgerinnen und Bürger der Stadt Erlangen ein Erlangen Pass ausgegeben. Dadurch 
soll den begünstigten Personen eine leichtere Inanspruchnahme von Vergünstigungen, sowie eine 
leichtere Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben in Erlangen ermöglicht werden. 
2. Äußere Gestaltung des Erlangen Passes und begünstigter Personenkreis: wie im Sachbericht 
dargestellt 
3. Der Erlangen Pass bündelt bestehende Vergünstigungen bei der Benutzung städtischer 
Einrichtungen und bei städtischen Veranstaltungen. Dies gilt auch hinsichtlich der von der Stadt 
Erlangen bezuschussten ÖPNV-Tickets. Es wird Aufgabe der künftigen Erlangen Pass-Stelle sein 
diese Angebote im Gespräch mit den städtischen Ämtern auszuweiten und darüber hinaus im 
Verhandlungswege weitere Vergünstigungen für Erlangen Pass-Inhaber bei Geschäften und bei 
Privatveranstaltern zu erreichen. Über weitere Vergünstigungen und Ermäßigungen für Erlangen 
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Pass-Inhaber seitens der Stadt, bzw. zu Lasten des städtischen Haushalts entscheidet der 
Stadtrat. 
4. Es wird weiter Aufgabe der neuen Erlangen Pass-Stelle sein, sich durch entsprechende 
Werbemaßnahmen um eine möglichst intensive Nutzung und Inanspruchnahme des Erlangen 
Passes zu bemühen, sowie übersichtliches Informationsmaterial über die, durch den Erlangen 
Pass vermittelbaren Ermäßigungen und Vergünstigungen bereitzustellen.  
5. Ein weiteres Ziel ist neben dem Sozialtarif für ÖPNV-Abonnements mit dem Erlangen Pass auch 
einen Sozialtarif für Einzelfahrkarten in Zusammenarbeit mit den ESTW zu ermöglichen.  
6. Über die erforderlichen Personalressourcen von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7) und den 
Sachmitteln (20.000 Euro) wird im Zuge der Haushaltsberatungen entschieden. Die Anträge 
werden von der Verwaltung in die Beratungen eingebracht.  
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 6  gegen 0   
 

TOP 5 50/021/2014 

Haushalt 2015; 
Budget 2015, Stellenplan 2015, Arbeitsprogramm 2015 
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Protokollvermerk: 
 
In einer der nächsten Sozial- und Gesundheitsausschusssitzungen soll den Vereinen Fliederlich 
e.V. und Kassandra e.V. Gelegenheit geboten werden, ihr jeweiliges Projekt vorzustellen. 
 
Zu den Änderungsanträgen zum Ergebnishaushalt: 
 
einstimmig angenommen: 
Nr. 8, Zuschuss an Diakonie – Erlanger Tafel 
 
jeweils im SGA mehrheitlich angenommen (mit 8:4 Stimmen): 
Nr. 4, Zuschuss an Frauenhausverein Erlangen 
Nr. 5, Zuschuss an Verein Notruf Erlangen 
Nr. 7, Zuschuss an Diakonie – Tagespflege Daimlerstr. 
Nr. 9, Zuschuss an Diakonie – Bahnhofsmission 
Nr. 13, Zuschuss an die Wabe (wabene) 
Nr. 14, Zuschuss an Fliederlich 
Nr. 20, Sachmittel zur Einführung des „Erlangen-Passes“ 
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jeweils einstimmig abgelehnt: 
Nr. 1, Zuschuss an die AWO-Asylbetreuung 
Nr. 3, Zuschuss an die AWO-Migrationsberatung 
Nr. 6, Zuschuss an Tagespflege Martin-Luther-Platz 
Nr. 16, Mittel zur jährlichen Vergabe eines Sozialpreises 
Nr. 17, Mittel zum Betrieb einer unabhängigen Erwerbslosenberatungsstelle 
Nr. 21, Erhöhte Leistungen durch den geplanten „Erlangen-Pass“ 
Nr. 22, Einführung eines „echten“ Sozialtickets 
Nr. 23, Zuschussanhebungen pauschal um 6 % 
 
mehrheitlich abgelehnt (mit 1:11 Stimmen) 
Nr. 18, Mietkostenzuschuss für Altenclubs 
 
 
 
Nr. 2 Zuschuss für die Unterstützung ehrenamtlicher Flüchtlingsbetreuung 
Verwiesen in den Abgleich-HFPA. Es wird eine Sperre des Zuschusses bis zur Klärung des 
tatsächlichen Bedarfs gebeten. 

Nr. 6 Zuschuss an Tagespflege Martin-Luther-Platz 
Da die Finanzen des Vereins momentan ausreichend gut sind, wird der Zuschussantrag abgelehnt. 
Sollte der Verein einen Bedarf aussprechen, soll ihm geholfen werden. 

Nr. 8 Zuschuss an Diakonie-Erlanger Tafel  
Der Zuschussantrag der FWG-Fraktion (8.000 €) wird vom Sozialbeirat (mehrheitlich mit 3:1 
Stimmen) und vom Sozial- und Gesundheitsausschuss (einstimmig mit 12:0 Stimmen) 
angenommen. 

Nr. 10 Zuschuss an Diakonie-Familienpflege 
Die SPD-Fraktion zieht ihren Zuschussantrag zurück. 

Nr. 11 Zuschuss an Grünes Sofa e.V. 
Verwiesen in den Abgleich-HFPA. 

Nr. 12 Zuschuss an Verein Sozialtreff Erba-Villa 
Die FDP-Fraktion zieht ihren Zuschussantrag zurück. 
Der ÖDP-Zuschussantrag wird in den Abgleich-HFPA verwiesen. 

Nr. 13 Zuschuss an Die Wabe (wabene) 
Die Fraktion Grüne Liste zieht ihren Zuschussantrag zurück. 
Der SPD-Fraktionsantrag wird vom Sozialbeirat (einstimmig mit 4:0 Stimmen) und vom Sozial- und 
Gesundheitsausschuss (mehrheitlich mit 8:4 Stimmen) angenommen. 

Nr. 15 Zuschuss an Kassandra 
Die Fraktion Grüne Liste zieht ihren Antrag zurück. 
Der Zuschussantrag der SPD-Fraktion wird in den Abgleich-HFPA verwiesen, wobei ein Zuschuss 
nur einmalig für 2015 erwogen werden soll. 
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Nr. 19 Werbemaßnahmen für das Projekt „Nette Toilette“ 
Verwiesen in den Abgleich-HFPA. 

Nr. 21 Erhöhte Leistungen durch den geplanten „Erlangen-Pass“ 
Der Betrag wird von der Fraktion Erlanger Linke auf 300.000,00 € beziffert. 

Nr. 24 Auf Null gekürzte Zuschüsse wieder mit dem Ansatz von 2014 einsetzen 
Die Fraktion Erlanger Linke zieht ihren Antrag zurück. 
 
Zu den Änderungsanträgen zum Investitionshaushalt 
 
jeweils einstimmig angenommen: 
Nr. 25, Zuschuss zum Umbau bestehender Altenheime, SPD-Fraktionsantrag 5.100,00 € 
Nr. 26, Zuschuss an ASB zur Errichtung einer Demenz-WG 
 
einstimmig abgelehnt: 
Nr. 28, Zuschuss Erlanger Tafel zum Kauf eines neuen Kühltransportes 
 
 
Nr. 26 Zuschuss an ASB zur Errichtung einer Demenz-WG 
Der Seniorenbeirat hat einem Zuschuss an den ASB zugestimmt, ein Betrag wurde jedoch nicht 
beschlossen. 

Nr. 27 Zuschuss zur Förderung alternativer Wohnformen 
Verwiesen in den Abgleich-HFPA. 
20.000,00 € sollen als Maßgabe in die Folgejahre übertragen werden. 
 
Zu dem Stellenplan 2015 
 
Nr. 50 in den Abgleich-HFPA verwiesen 
 
Nr. 51 bis 57 einstimmig angenommen 
 
Nr. 58 + Nr. 59 mit 8:4 Stimmen mehrheitlich angenommen 
 
Nr. 60 einstimmig angenommen 
 
Nr. 61 + Nr. 62 in den Abgleich-HFPA verwiesen. 
 
Ergebnis/Beschluss: 
1. Dem Ergebnishaushalt 2015, dem Investitionshaushalt 2015 und dem Stellenplan 2015 des 
Amtes für Soziales, Arbeit und Wohnen wird – unter Berücksichtigung der zuvor beschlossenen 
Änderungen – zugestimmt. Die endgültige Beschlussfassung erfolgt durch den HFPA und durch 
den Stadtrat. 
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2. Das Arbeitsprogramm 2015 des Amtes für Soziales, Arbeit und Wohnen wird – unter 
Berücksichtigung der zuvor beschlossenen Änderungen – inhaltlich beschlossen  
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 11  gegen 0   
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Protokollvermerk: 
 
In einer der nächsten Sozial- und Gesundheitsausschusssitzungen soll den Vereinen Fliederlich 
e.V. und Kassandra e.V. Gelegenheit geboten werden, ihr jeweiliges Projekt vorzustellen. 
 
Zu den Änderungsanträgen zum Ergebnishaushalt: 
 
einstimmig angenommen: 
Nr. 4, Zuschuss an Frauenhausverein Erlangen 
Nr. 5, Zuschuss an Verein Notruf Erlangen 
Nr. 7, Zuschuss an Diakonie – Tagespflege Daimlerstr. 
Nr. 9, Zuschuss an Diakonie – Bahnhofsmission 
Nr. 14, Zuschuss an Fliederlich 
Nr. 20, Sachmittel zur Einführung des „Erlangen-Passes“ 
 
mehrheitlich angenommen (mit 3:1 Stimmen): 
Nr. 8, Zuschuss an Diakonie-Erlanger Tafel 
 
jeweils einstimmig abgelehnt: 
Nr. 1, Zuschuss an die AWO-Asylbewerberbetreuung 
Nr. 3, Zuschuss an die AWO-Migrationsberatung 
Nr. 6, Zuschuss an Tagespflege Martin-Luther-Platz 
Nr. 16, Mittel zur jährlichen Vergabe eines Sozialpreises 
Nr. 17, Mittel zum Betrieb einer unabhängigen Erwerbslosenberatungsstelle 
Nr. 18, Mietkostenzuschuss für Altenclubs 
Nr. 21, Erhöhte Leistungen durch den geplanten „Erlangen-Pass“ 
Nr. 22, Einführung eines „echten“ Sozialtickets 
Nr. 23, Zuschussanhebungen pauschal um 6 % 
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Nr. 2 Zuschuss für die Unterstützung ehrenamtlicher Flüchtlingsbetreuung 
Verwiesen in den Abgleich-HFPA. Es wird eine Sperre des Zuschusses bis zur Klärung des 
tatsächlichen Bedarfs gebeten. 

Nr. 6 Zuschuss an Tagespflege Martin-Luther-Platz 
Da die Finanzen des Vereins momentan ausreichend gut sind, wird der Zuschussantrag abgelehnt. 
Sollte der Verein einen Bedarf aussprechen, soll ihm geholfen werden. 

Nr. 8 Zuschuss an Diakonie-Erlanger Tafel  
Der Zuschussantrag der FWG-Fraktion (8.000 €) wird vom Sozialbeirat (mehrheitlich mit 3:1 
Stimmen) und vom Sozial- und Gesundheitsausschuss (einstimmig mit 12:0 Stimmen) 
angenommen. 

Nr. 10 Zuschuss an Diakonie-Familienpflege 
Die SPD-Fraktion zieht ihren Zuschussantrag zurück. 

Nr. 11 Zuschuss an Grünes Sofa e.V. 
Verwiesen in den Abgleich-HFPA. 

Nr. 12 Zuschuss an Verein Sozialtreff Erba-Villa 
Die FDP-Fraktion zieht ihren Zuschussantrag zurück. 
Der ÖDP-Zuschussantrag wird in den Abgleich-HFPA verwiesen. 

Nr. 13 Zuschuss an Die Wabe (wabene) 
Die Fraktion Grüne Liste zieht ihren Zuschussantrag zurück. 
Der SPD-Fraktionsantrag wird vom Sozialbeirat (einstimmig mit 4:0 Stimmen) und vom Sozial- und 
Gesundheitsausschuss (mehrheitlich mit 8:4 Stimmen) angenommen. 

Nr. 15 Zuschuss an Kassandra 
Die Fraktion Grüne Liste zieht ihren Antrag zurück. 
Der Zuschussantrag der SPD-Fraktion wird in den Abgleich-HFPA verwiesen, wobei ein Zuschuss 
nur einmalig für 2015 erwogen werden soll. 

Nr. 19 Werbemaßnahmen für das Projekt „Nette Toilette“ 
Verwiesen in den Abgleich-HFPA. 

Nr. 21 Erhöhte Leistungen durch den geplanten „Erlangen-Pass“ 
Der Betrag wird von der Fraktion Erlanger Linke auf 300.000,00 € beziffert. 

Nr. 24 Auf Null gekürzte Zuschüsse wieder mit dem Ansatz von 2014 einsetzen 
Die Fraktion Erlanger Linke zieht ihren Antrag zurück. 
 
Zu den Änderungsanträgen zum Investitionshaushalt 
 
jeweils einstimmig angenommen: 
Nr. 25, Zuschuss zum Umbau bestehender Altenheime, SPD-Fraktionsantrag 5.100,00 € 
Nr. 26, Zuschuss an ASB zur Errichtung einer Demenz-WG 
 
mehrheitlich abgelehnt (mit 2:1 Stimmen): 
Nr. 28, Zuschuss Erlanger Tafel zum Kauf eines neuen Kühltransportes 
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Nr. 26 Zuschuss an ASB zur Errichtung einer Demenz-WG 
Der Seniorenbeirat hat einem Zuschuss an den ASB zugestimmt, ein Betrag wurde jedoch nicht 
beschlossen. 

Nr. 27 Zuschuss zur Förderung alternativer Wohnformen 
Verwiesen in den Abgleich-HFPA. 
20.000,00 € sollen als Maßgabe in die Folgejahre übertragen werden. 
 
Zu dem Stellenplan 2015 
 
Nr. 50 in den Abgleich-HFPA verwiesen 
 
Nr. 51 bis 59 einstimmig angenommen 
 
Nr. 60 einstimmig angenommen 
 
Nr. 61 + Nr. 62 in den Abgleich-HFPA verwiesen. 
 
Ergebnis/Beschluss: 
1. Dem Ergebnishaushalt 2015, dem Investitionshaushalt 2015 und dem Stellenplan 2015 des 
Amtes für Soziales, Arbeit und Wohnen wird – unter Berücksichtigung der zuvor beschlossenen 
Änderungen – zugestimmt. Die endgültige Beschlussfassung erfolgt durch den HFPA und durch 
den Stadtrat. 
 
2. Das Arbeitsprogramm 2015 des Amtes für Soziales, Arbeit und Wohnen wird – unter 
Berücksichtigung der zuvor beschlossenen Änderungen – inhaltlich beschlossen  
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 2  gegen 2   
 

TOP 6 502/001/2014 

Einsatz von Stiftungsmitteln im Verantwortungsbereich Amt 50 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Förderung und Unterstützung der Arbeit der sozialen Dienste und Einrichtungen 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Für die institutionelle Förderung stehen im Jahr 2015 folgende Mittel zur Verfügung: 
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Wellhöfer-Feigel-Heindel Stiftung 56.000,00 € (Vorjahr 56.800,00 €) 
Zielbauer Vermächtnis   28.300,00 € (Vorjahr 32.400,00 €) 
Krumbeckstiftung    18.900,00 € (Vorjahr 17.300,00 €) 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Mit Hilfe der Wohlfahrtsverbände und anderer Träger ist es in der Vergangenheit gelungen, die 
sozialen Angebote für Senioren, Pflegebedürftige und Familien aufrecht zu erhalten. Die Stadt 
Erlangen hat an der Fortführung dieser Angebote und Einrichtungen Interesse, da sie sonst 
selbst Einrichtungen schaffen bzw. betreiben müsste. Da es sich überwiegend um 
Einrichtungen, Angebote und Dienste handelt, die anderweitig nicht oder nur teilweise 
refinanzierbar sind, wurden durch die Stadt Erlangen auch in den Vorjahren Zuschüsse 
geleistet.  
Im Haushaltsjahr 2015 stehen neben den im Haushalt vorgesehenen Beträgen wieder Erträge 
aus Stiftungen zur Verfügung, über deren Verwendung zu beschließen ist. Für die Verteilung 
der Mittel macht die Verwaltung folgenden aus der Anlage ersichtlichen Vorschlag. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 

Haushaltsmittel  
   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Die Stadt Erlangen fördert aus Mitteln der Wellhöfer-Feigel-Heindel Stiftung, des Babette Zielbauer 
Vermächtnisses und der Krumbeckstiftung soziale Dienste und Einrichtungen im Jahr 2015 laut 
der nachfolgenden Aufstellung.  
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 11  gegen 0   
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Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Die Stadt Erlangen fördert aus Mitteln der Wellhöfer-Feigel-Heindel Stiftung, des Babette Zielbauer 
Vermächtnisses und der Krumbeckstiftung soziale Dienste und Einrichtungen im Jahr 2015 laut 
der nachfolgenden Aufstellung.  
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 2  gegen 0   
 

TOP 7  

Anfragen 
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Abstimmung:  
  
Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Abstimmung:  
  

TOP 7.1 50/022/2014 

Weitergeltung des ÖPNV Sozialrabatts im Jahr 2015 
 
Zum 01.01.2013 wurde in Erlangen für bestimmte Personengruppen (Empfänger von Leistungen 
nach SGB II, nach dem dritten und vierten Kapitel des SGB XII sowie von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz) eine ÖPNV Ermäßigung im Erlanger Busverkehr für vier Zeitkarten 
eingeführt (Monatsticket, 3-Monatsticket, 6-Monatsticket, Jahresticket), die aus Haushaltsmitteln 
des Sozialamtes finanziert wird. 

Da auch zum Jahreswechsel 2014/2015 wieder Tarifanhebungen im ÖPNV bevorstehen und da 
die Verkaufssysteme der EStW rechtzeitig vorher an die neuen Tarife angepasst werden müssen, 
ist auch wieder eine schnelle Entscheidung der Stadt notwendig, ob diese Tarifanhebungen 2015 
im Bereich der ermäßigten ÖPNV Tarife durch entsprechend angehobene städtische Zuschüsse 
aufgefangen werden oder ob die Tarifanhebung 2015 zu höheren Kaufpreisen für die 
subventionierten ÖPNV Tickets führen soll. 

Die Verwaltung schlägt vor die Tarifanhebungen 2015 bei den ermäßigten Sozialtickets in vollem 
Umfang durch entsprechend höhere städtische Zuschüsse aufzufangen, sodass die Kaufpreise für 
den Erwerb der ermäßigten Sozialtickets auch im kommenden Jahr unverändert bleiben können. 
Bei den für 2015 eingeplanten Haushaltsmitteln ist dieser Vorschlag bereits einkalkuliert, sodass 
keine zusätzlichen Haushaltsmittel erforderlich sind. 
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  2014    2015 

Wertmarke Preis pro 
Monat 

Zuschuss 
pro Monat 

Eff. Preis 
pro Monat 

  

Wertmarke Preis pro 
Monat 

Zuschuss 
pro Monat 

Eff. Preis 
pro Monat 

Solo 31 47,30 € 12,30 € 35,00 € Solo 31 48,70 € 13,70 € 35,00 € 

Abo 3 44,80 € 11,70 € 33,10 € Abo 3 46,10 € 13,00 € 33,10 € 

Abo 6 42,30 € 11,00 € 31,30 € Abo 6 43,60 € 12,30 € 31,30 € 

Jahres 
Abo 36,20 € 9,70 € 26,50 € Jahres 

Abo 37,20 € 10,70 € 26,50 € 

 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Protokollvermerk: 
Die Fraktion Erlanger Linke stellte den Antrag, dass der gültige S-Tarif in Herzogenaurach künftig 
auch in Erlangen eingeführt werden soll. 
Der Antrag wird vom Sozialbeirat (mit 2:0 Stimmen) und vom Sozial- und Gesundheitsausschuss 
(mit 12:0 Stimmen) einstimmig abgelehnt. 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Die zum Jahreswechsel bevorstehende Tariferhöhung soll im Bereich des seit 2013 bestehenden 
ÖPNV Sozialrabatts durch entsprechend höhere städtische Zuschussmittel ausgeglichen werden, 
sodass der Kaufpreis für die ermäßigten Sozialtickets für die berechtigten Personen auch im Jahr 
2015 unverändert bleibt.   
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 12  gegen 0   
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Protokollvermerk: 
Die Fraktion Erlanger Linke stellte den Antrag, dass der gültige S-Tarif in Herzogenaurach künftig 
auch in Erlangen eingeführt werden soll. 
Der Antrag wird vom Sozialbeirat (mit 2:0 Stimmen) und vom Sozial- und Gesundheitsausschuss 
(mit 12:0 Stimmen) einstimmig abgelehnt. 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Die zum Jahreswechsel bevorstehende Tariferhöhung soll im Bereich des seit 2013 bestehenden 
ÖPNV Sozialrabatts durch entsprechend höhere städtische Zuschussmittel ausgeglichen werden, 
sodass der Kaufpreis für die ermäßigten Sozialtickets für die berechtigten Personen auch im Jahr 
2015 unverändert bleibt.   
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 2  gegen 0   
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TOP 7.2 50/023/2014 

Mittelbereitstellung zur Vermeidung eines absehbaren, größeren Defizits im 
Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes 
 
Wie in einer Vorlage für den SGA am 04.06.2014 ausführlich erläutert bestehen die Ausgaben aus 
dem Sachmittelbudget des Sozialamtes (Gesamtausgabevolumen in 2014: ca. 42,68 Millionen 
Euro) zu ca. 97 % aus gesetzlichen Pflichtleistungen. Ein großer Teil dieser Ausgaben (mehr als 
70 % wird der Stadt vom Bund, vom Land oder vom überörtlichen Sozialhilfeträger wieder ganz 
oder teilweise erstattet (Gesamteinnahmevolumen 2014: ca. 32,73 Millionen Euro). Angesichts 
dieser weitgehend verbindlichen Ausgaben- und Einnahmenstrukturen und angesichts der schon 
damals erwartbaren Fallzahlensteigerungen waren die Haushaltsansätze 2014 für das 
Sozialamtsbudget nach Auffassung des Fachamtes von Anfang an zu knapp bemessen. Von 
Seiten der Kämmerei wurde deshalb bereits in der Aufstellungsphase für den Haushalt 2014 die 
Prüfung einer ergänzenden Mittelbereitstellung für das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes 
angeregt, falls die tatsächliche Entwicklung gegen Ende des Jahres 2014 diese Vermutung der 
insgesamt unzureichenden Mittelausstattung bestätigen sollte. 

Eine Durchsicht des Sachmittelbudgets zum Stand 04.11.2014 bestätigt tatsächlich diese 
Vermutung der von Anfang an unzureichenden Mittelausstattung. Dabei ist – beschränkt allein auf 
größere Posten – im Detail auf folgende Entwicklungen, bzw. auf folgende sich erkennbar 
abzeichnende Lücken hinzuweisen:  

• Im Bereich der Sachausgaben für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(Produkt 3116), die zu 100 % aus dem Bundeshaushalt erstattet werden, sind die 
planmäßigen Einnahmen um 300.000 € höher als die Ausgaben angesetzt – und damit um 
300.000 € zu hoch angesetzt. 

• Im Bereich der Kosten der Unterkunft für SGB II Empfänger (Produkt 3212) zeigt der 
Vergleich der tatsächlichen Ausgaben aus den ersten neun Monaten 2014 mit dem 
gleichen Zeitraum des Jahres 2013, dass wir im gesamten Jahr 2014 mit überplanmäßigen 
Ausgaben in Höhe von ca. 350.000 € zu rechnen haben. 

• Im Bereich der Arbeitslosengeld II- Zahlungen (Produkt 3124), dass zu 100 % aus dem 
Bundeshaushalt erstattet wird, wurde von der Kämmerei die im vergangenen Frühjahr 
verfügte haushaltswirtschaftliche Sperre durch eine Absenkung des Ausgabeansatzes um 
500.000 € umgesetzt. Da der Einnahmeansatz unverändert geblieben ist, wird sich hier 
zwangsläufig ein Defizit von 500.000 € einstellen. 

• Im Bereich der Bildungs- und Teilhabeleistungen (Produkte 3126, 3451, 3459) hat sich der 
Freistaat Bayern nach wie vor nicht dazu durchringen können, eine sachgerechte und den 
jeweiligen Ausgaben entsprechende Weiterverteilung der Erstattungsmittel des Bundes an 
die bayerischen Kommunen sicherzustellen (Stichwort: „Paragraphenbremse“). In der 
Folge wird die Stadt Erlangen – aufgrund der nach wie vor steigenden Ausgaben für 
Bildungs- und Teilhabeleistungen – im laufenden Haushaltsjahr einen Einnahmeausfall von 
geschätzten 520.000 € verkraften müssen. 

• Im Bereich der Hilfen für Asylbewerber (Produkt 3131), die vom Freistaat Bayern zu 100 % 
erstattet werden, weist der Zwischenstand des Budgets zum 04.11.2014 zwar noch ein 
Defizit von mehr als 1,2 Millionen Euro auf. Da die Erstattungen durch das Land jedoch 
noch nicht abschließend beantragt sind, aber diese Erstattungen erfahrungsgemäß zügig 
geleistet werden, geht die Verwaltung davon aus, dass in diesem Bereich zum Jahresende 
sich kein nennenswertes Defizit zeigen wird. Darüber hinaus können auch evtl. nach dem 
Jahreswechsel eingehende Erstattungszahlungen noch nachträglich zu Gunsten des 
Haushalts 2014 verbucht werden. 
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• Im Bereich der sog. freiwilligen Leistungen (Produkte 3151-1, 3311, 3511, 3517 und 4121) 

sind in der Zwischenbilanz zum 04.11.2014 einige größere Ausgaben in Höhe von ca. 
230.000 € noch nicht verbucht, deren Auszahlung jedoch in den letzten Tagen veranlasst 
wurde. 

• Das gleiche gilt für den Bereich der Verfügungswohnungen (Produkt 3154-2), wo in den 
letzten Tagen Ausgaben über ca. 100.000 € ausgezahlt wurden, die in der Zwischenbilanz 
des Budgets zum 04.11.2014 noch nicht verarbeitet sind. 

 

In der Summe ergibt sich aus diesen größeren Positionen eine Gesamtsumme von 2,0 Millionen 
Euro, um die das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes erkennbar zu niedrig ausgestattet war. 
Ohne Mittelnachbewilligung würde sich also allein aus diesen Positionen am Jahresende ein 
Defizit von 2 Millionen Euro ergeben. Die Verwaltung bittet deshalb – einmalig für 2014 – um eine 
nachträgliche Mittelnachbewilligung für das Sozialamtsbudget in Höhe von 2 Millionen Euro. 

 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Zur Vermeidung eines absehbaren, größeren Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes 
– bedingt durch von Anfang an zu knapp kalkulierte Haushaltsansätze bei weitestgehend 
gesetzlich verbindlich geregelten Leistungspflichten – beantragt die Verwaltung eine 
überplanmäßige Bereitstellung in Höhe von 2 Millionen Euro für das Sachmittelbudget 2014 des 
Sozialamtes. 

Erhöhung der Aufwendungen um  
 
Sachmittelbudget 
Amt 50 

Kostenstelle 500090 
Allgemeine Kostenstelle 
Amt 50 

Produkt 31190050 
Amt 50: Leistungen für die 
Verwaltung der Sozialhilfe 
(Grundsicherung) 

2.000.000 € 
 
Sachkonto 533961 
Weitere soziale 
Leistungen 

 
Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei 
 
 
 
Gewerbesteuer 

 
 
Kostenstelle 202090 
Allgem. KST Abt. 
Gemeindesteuern 

in Höhe von 
 
Produkt 61110020 
Amt 20: Steuern, allgem. 
Zuweisungen, Umlagen 

2.000.000 € 
 
Sachkonto 401301 
Gewerbesteuer 
 

  
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 12  gegen 0   
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Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Zur Vermeidung eines absehbaren, größeren Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes 
– bedingt durch von Anfang an zu knapp kalkulierte Haushaltsansätze bei weitestgehend 
gesetzlich verbindlich geregelten Leistungspflichten – beantragt die Verwaltung eine 
überplanmäßige Bereitstellung in Höhe von 2 Millionen Euro für das Sachmittelbudget 2014 des 
Sozialamtes. 

Erhöhung der Aufwendungen um  
 
Sachmittelbudget 
Amt 50 

Kostenstelle 500090 
Allgemeine Kostenstelle 
Amt 50 

Produkt 31190050 
Amt 50: Leistungen für die 
Verwaltung der Sozialhilfe 
(Grundsicherung) 

2.000.000 € 
 
Sachkonto 533961 
Weitere soziale 
Leistungen 

 
Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei 
 
 
 
Gewerbesteuer 

 
 
Kostenstelle 202090 
Allgem. KST Abt. 
Gemeindesteuern 

in Höhe von 
 
Produkt 61110020 
Amt 20: Steuern, allgem. 
Zuweisungen, Umlagen 

2.000.000 € 
 
Sachkonto 401301 
Gewerbesteuer 
 

  
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 2  gegen 0   
 

TOP 7.3 11/037/2014 

Verlängerung der Befristung der Öffnungszeit im Amt für Soziales, Arbeit und 
Wohnen 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Durch erhebliche Personalfluktuation, vakante Planstellen und der Einarbeitung von neuen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern entstand beim vorhandenen Personal eine Mehrbelastung. 
Um diese zu mildern und eine geordnete Sachbearbeitung weiterhin zu gewährleisten, wurde 
in der Sitzung des HFPA vom 25.06.2014 beschlossen, die Öffnungszeit befristet vom 01.07. 
bis 31.12.2014 um zwei Stunden am Donnerstag zu reduzieren.  
 
Es konnten noch nicht alle Planstellen in der Sachbearbeitung der Abt. 501 wieder besetzt 
werden. Aus diesem Grund soll die befristete Reduzierung der Öffnungszeit am Donnerstag 
vorerst beibehalten werden.  
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Die Einschränkung der Öffnungszeiten im Zeitraum 01.07. bis 31.12.2014 hat ergeben, dass 
die Bürgerinnen und Bürger keine Einschränkungen im Service erfahren haben. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Durch die Verlängerung der reduzierten Öffnungszeiten soll aus Gründen der Personalfürsorge 
eine Entlastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einerseits und eine zügige Bearbeitung 
von Anträgen andererseits erreicht werden. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 

Haushaltsmittel  
   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
Beratungsergebnis Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Die befristete Verkürzung der Öffnungszeit am Donnerstag um zwei Stunden im Amt für Soziales, 
Arbeit und Wohnen wird bis 30.06.2015 verlängert.  
 
Abt. 501 hat bis zu diesem Zeitpunkt zu folgenden Zeiten für den Publikumsverkehr geöffnet: 
Montag:  14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Dienstag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Mittwoch: geschlossen 
Donnerstag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Freitag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 12  gegen 0   
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Beratungsergebnis Gremium: Sozialbeirat 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Die befristete Verkürzung der Öffnungszeit am Donnerstag um zwei Stunden im Amt für Soziales, 
Arbeit und Wohnen wird bis 30.06.2015 verlängert.  
 
Abt. 501 hat bis zu diesem Zeitpunkt zu folgenden Zeiten für den Publikumsverkehr geöffnet: 
Montag:  14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Dienstag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Mittwoch: geschlossen 
Donnerstag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Freitag:   8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
 
Abstimmung: einstimmig angenommen 
 mit 2  gegen 0   
 

Seite 24 / 25 
24/178



Niederschrift SGA/007/2014 der Sitzung des Sozial-und Gesundheitsausschusses mit Sozialbeirat - Haushalt 2015 vom 
11.11.2014  

 
 

Sitzungsende 
 
am 11.11.2014, 19:05 Uhr 
 
 
 
  Die Vorsitzende: 
 
 
 
  ………………………… 
  Bürgermeisterin 
  Dr. Preuß 
 
 
 
   Die Schriftführerin: 
 
 
 
   …………………………… 
   Simon 
 
 
 Kenntnis genommen 
 
 
 
 Für die CSU-Fraktion: 
 
 
 
 Für die SPD-Fraktion: 
 
 
 
 Für die Grüne Liste-Fraktion: 
 
 
 
 Für die FDP-Fraktion: 
 
 
 
 Für die Ausschussgemeinschaft ödp/FWG: 
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Sozial- und Gesundheitsausschuss  

Vorsitzende 

Preuß, Elisabeth Dr.  

Ausschussmitglieder 

Egelseer-Thurek, Rosemarie  

Herzberger-Fofana, Pierrette Dr.  

Hubmann, Max Dr.  

Lehrmann, Christian  

Moll, Gunther Prof. Dr.  

Niclas, Gisela  

Schulz, Norbert  

Schulz-Wendtland, Rüdiger Prof. Dr.  

Winkler, Wolfgang  

1. Stellvertretung im Ausschuss 

Agha, Munib Vertretung für Frau Anette Christian 

Weitere anwesende Stadtratsmitglieder 

Grille, Barbara  

Pöhlmann, Johannes  

Schriftführer/in 

Simon, Carola  

Sozialbeirat  

Beirat 

Bauer, Karl-Heinz  

Hornung, Sabine  

Kubin, Verena  

Lederer, Peter Dr.  

Niclas, Wolfgang  

Schnackig, Bernd  
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Sozial- und Gesundheitsausschuss  

Vorsitzender 

Janik, Florian Dr.  

Ausschussmitglieder 

Christian, Anette entschuldigt 

Sozialbeirat  

Beirat 

Harmsen, Knut  

Helm, Jutta  

Mevenkamp, Wolfgang  

Müller, Stefan entschuldigt 

Nie, Frank Pfarrer entschuldigt 

Ulonska, Beate  

Waßmann, Birgit  
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Unterstützung bei der Bekanntmachung des Hilfetelefons ,rGewalt gegen Frauen"

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach einer aktuellen Studie der Agentur der Europäischen Union fÌir Grundrechte sind in

Deutschland rund 35 Prozent aller Frauen mindestens einmal in ihrem Leben von physischer

und/oder sexueller Gewalt behoffen. Damit ist Gewalt gegen Frauen in Deutschland kein Problem

marginalisierter Randgruppen, sondern findet weitgehend unbemerkt in der Mitte der Gesellschaft

statt. Besonders gravierend: Nur 20 Prczent der Betroffenen wenden sich überhaupt an eine

Beratungsstelle. An dieser Stelle setzt das bundesweite Hilfetelefon ,,Gewalt gegen Frauen" an.

Das Hilfetelefon wurde im März 2013 ins Leben gerufen und ist das erste 24-Stunden-

Beratungsangebot fÌir Deutschland, das barrierefrei, kostenlos und vertraulich via Telefon und

Webseite in verschiedenen Sprachen zu allen Formen von Gewalt berät. Dabei bietet das

Hilfetelefon nicht nur betroffenen Frauen die notwendige Unterstützung durch kompetente

Fachberaterinnen. Auch Familienmitglieder, Freunde und Fachkräfte können sich mit ihren

Fragen an die 08000 I l6 016 oder an www.hilfetelefon.de wenden. Das Beratungsangebot ist

beim Bundesamt fi.ir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben angesiedelt.

Beim Thema,,Gewalt gegen Frauen" übernehmen Städte und Gemeinden mit der Trägerschaft

und Koordination von Beratungsangeboten, Frauenhäusern und anderen Einrichtungen und

Projekten große Verantwortung für die Bürgerinnen und Bürger. Als zentrale, bundesweit

erreichbare Einrichtung kann das Hilfetelefon dieses bestehende, lokale System stützen und

ergänzen: Zum einen schließt das niedrigschwellige Hilfsangebot mögliche Beratungslücken, da

Ö  1.1
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sErTE2 es rund um die Uhr, barrierefrei und in verschiedenen Sprachen erreichbar ist. Zum anderen

übernehmen die Beraterinnen eine Lotsenfunktion, indem sie die betroffenen Frauen auf Wunsch

nach der Erstberatung an Hilfeeinrichtungen vor Ort vermiffeln.

Meine Bitte: Helfen Sie uns bei der Bekanntmachung des Hilfetelefons!

Das Hilfetelefon ist eine noch junge Einrichtung, und wir müssen alles tun, um Frauen, die von

Gewalt betroffen sind, auf dieses Hilfsangebot aufmerksam zu machen - auch im Sinne der

kommunalen Einrichtungen, an die es Betroffene gegebenenfalls vermittelt. Ich möchte Sie

deshalb heute gemeinsam mit dem Deutschen Städtetag um Ihre Unterstützung bei der Bewerbung

des Hilfetelefons bitten.

Städte und Gemeinden, aber auch Landkreise können einen entscheidenden Beitrag dazu leisten,

Mädchen und Frauen, aber auch Verwandte oder Fachkräfte bzw. generell die Öffentlicht<eit über

das Hilfetelefon,,Gewalt gegen Frauen" zu informieren. Wir werden die Städte und Gemeinden

sowie Landkreise deshalb anschreiben und sie um ihre Unterstützung bei der Bekanntmachung

des Hilfetelefons bitten. Das Bundesamt fÌir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben wird den

Kommunen hierzu zahlreiche Materialien wie Infoflyern, Plakate, Aufkleber oder Abreißzettel zur

Verfi.igung stellen, die über die Webseite www.hilfetelefon.de kostenlos bestellt werden können.

Bitte unterstützen Sie uns bei diesem Schritt, indem Sie die Kommunen und Landkreise Ihrerseits

auf das Hilfetelefon aufmerksam machen. Eine Auswahl an Materialien haben wir Ihnen heute

schon beigelegt. Weitere Informationen zum Hilfetelefon finden Sie unter www.hilfetelefon.de.

Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Stefanie Keienburg, Referentin fi.ir Öffentlichkeitsarbeit des

Hilfetelefons ,,Gewalt gegen Frauen": 0221 / 3673-4489 oder skeienbu@bafza.bund.de

Für Ihre Unterstützung möchte ich mich bereits vorab herzlich bedanken.

Mit freundlichen Grüßen

Elke Ferner
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Eckwerte zum SGB II-Leistungsbereich für die Stadt Erlangen 
 

1. Personen 
 

 12/05 12/06 12/07 12/08 12/09 12/10 12/11 12/12 12/13 01/14 02/14 03/14 04/14 05/14 06/14 07/14 08/14 09/14 10/14 

Bedarfsgemeinschaften 2.688 2.750 2.595 2.412 2.590 2.478 2.273 2.332 2.387 2.416 2.413 2.418 2.403 2.388 2.387 2.409 2.397 2.386 2.369 

erwerbsfähige Hilfebedürftige 3.588 3.626 3.483 3.198 3.410 3.263 2975 2979 3.042 3.099 3.108 3.104 3.131 3.106 3.095 3.129 3.144 3.138 3.112 

darunter unter 25 Jahren  623 642 558 583 578 526 488 488 502 502 497 525 509 506 524    

Sozialgeldempfänger 1.568 1.585 1.532 1.444 1.444 1.412 1.260 1.348 1.460 1.478 1.487 1.481 1.452 1.452 1.466 1.479 1.473 1.495 1.483 

Personen insgesamt 5.156 5.211 5.015 4.642 4.854 4.675 4.235 4.327 4.502 4.577 4.595 4.585 4.583 4.558 4.561 4.608 4.617 4.633 4.595 
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2. Arbeitslosenzahlen 
 

 12/04 12/05 12/06 12/07 12/08 12/09 12/10 12/11 12/12 12/13 01/14 02/14 03/14 04/14 05/14 06/14 07/14 08/14 09/14 10/14 

Erlangen ge-
samt 

3.991 4.014 3.432 2.392 2.120 2.543 2.209 2.022 2.395 2.446 2.642 2.599 2.529 2.535 2.492 2.525 2.542 2.607 2.524 2.422 

Erlangen SGB 
II 

 2.077 2.018 1.504 1.323 1.413 1.337 1.296 1.450 1.455 1.495 1.504 1.506 1.532 1.540 1.577 1.598 1.602 1.601 1.559 
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3. Arbeitslosenquoten 
 

  12/04 12/05 12/06 12/07 12/08 12/09 12/10 12/11 12/12 12/13 01/14 02/14 03/14 04/14 05/14 06/14 07/14 08/14 09/14 10/14 

Bund 10,8% 11,1% 9,6% 8,1% 7,4% 7,8% 7,2% 6,6% 6,7% 6,7% 7,3% 7,3% 7,1% 6,8% 6,6% 6,5% 6,6% 6,7% 6,5% 6,3% 

Bayern 7,3% 7,3% 5,9% 4,6% 4,0% 4,6% 4,0% 3,4% 3,6% 3,7% 4,4% 4,4% 4,1% 3,8% 3,6% 3,5% 3,6% 3,7% 3,7% 3,4% 

Erlangen ge-
samt 

7,4% 7,4% 6,3% 4,2% 3,7% 4,4% 3,8% 3,5% 4,0% 4,0% 4,3% 4,3% 4,2% 4,2% 4,1% 4,1% 4,2% 4,3% 4,1% 4,0% 

Erlangen SGB II  3,8% 3,7% 2,7% 2,3% 2,5% 2,3% 2,2% 2,4% 2,4% 2,5% 2,5% 2,5% 2,5% 2,5% 2,6% 2,6% 2,6% 2,6% 2,6% 
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Januar 14 1.614.700 € 305.895 € 1.546.765 € 15.336 € 3.482.696 € 70.840 € 2.107 € - €                      72.947 € 292.255 € 3.847.898 €
Februar 14 945.867 € 309.239 € 831.019 € 16.243 € 2.102.368 € 73.184 € 89 € - €                      73.273 € 288.101 € 2.463.742 €

März 14 779.070 € 287.371 € 823.274 € 49.781 € 1.939.497 € 76.476 € 5.211 € - €                      81.687 € 295.596 € 2.316.780 €
April 14 874.206 € 296.018 € 834.189 € 26.227 € 2.030.640 € 68.524 € 4.764 € 7.500 € 80.788 € 290.805 € 2.402.233 €

Mai 14 852.948 € 291.742 € 843.176 € 18.344 € 2.006.210 € 68.025 € 2.526 € 4.750 € 75.301 € 318.876 € 2.400.387 €
Juni 14 856.023 € 318.359 € 826.357 € 10.701 € 2.011.440 € 69.838 € 254 € - €                      70.092 € 307.709 € 2.389.241 €
Juli 14 887.900 € 304.124 € 846.890 € 21.916 € 2.060.830 € 79.340 € 258 € - €                      79.599 € 301.297 € 2.441.726 €

August 14 836.142 € 301.318 € 829.498 € 4.654 € 1.971.612 € 80.705 € -6.736 € 7.500 € 81.469 € 299.680 € 2.352.761 €
September 14 822.117 € 293.998 € 824.342 € 27.675 € 1.968.132 € 79.711 € 164 € 3.750 €              83.625 € 296.030 € 2.347.787 €

Oktober 14
November 14
Dezember 14

8.468.973 € 2.708.064 € 8.205.510 € 190.877 € 19.573.424 € 666.643 € 8.637 € 23.500 € 698.781 € 2.690.349 € 22.962.554 €

Hinweis: In 2014 Umstellung bei den Leistungsarten ALG II / Sozialgeld und Sozialversicherung 
von Netto- auf Bruttoausgaben, wegen der besseren Vergleichbarkeit mit den von
der Kommune zu tragenden KdU-Ausgaben

Verwaltung GesamtEingliederung kommunale 
Eingliederung EingliederungTransfer

Freie Förderung                
§ 16 f SGB II   

ALG II      
Sozialgeld 
(Bruttoaus-

gaben)

Sozial-
versicherung 
(Bruttoaus-

gaben)

KdU      
(Bruttoausgaben)

einmalige 
Leistungen
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Hinweis 
In der Anlage befindet sich das Kurzkonzept ZusammenArbeit -  Inklusion in eine ge-
meinsame Arbeitswelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

42/178



 

   3 

Sachstandsbericht GGFA AöR • Berichtszeitraum September/Oktober 2014 

 

1. Aktuelle Entwicklungen 

Das neue ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungs-
berechtigter und seine Umsetzung steht derzeit im Fokus der Jobcenterarbeit. Die 
gezielte Integration, unterstützt von Coaches, in speziell geeignete auf dem Arbeits-
markt akquirierte Stellen, soll die verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit reduzieren. 
 

1.1. Stellungnahme zur Arbeitsmarktsituation und zum aktuellen 

Stand der Integrationen 

Der Herbstaufschwung schlägt sich im Bereich der Kurzzeitarbeitslosen deutlich 
nieder, hat jedoch geringe Auswirkungen im Bereich der SGB II Arbeitslosen. Auf 
dem ersten Arbeitsmarkt werden nach wie vor vornehmlich Fachkräfte gesucht, die 
im Bereich der Arbeitslosengeld II Bezieher immer weniger zu finden sind. Immerhin 
konnte der kontinuierliche Anstieg der SGB II Arbeitslosenzahlen aufgehalten wer-
den. Im Oktober 2014 sind 42 SGB II Arbeitslose weniger gemeldet als im Vormonat. 
 
Die Summe der Integrationen liegt in etwa auf Vorjahresniveau. Die Zielsetzung von 
1000 Integrationen im Jahr wird mit großer Wahrscheinlichkeit erreicht werden. Er-
freulicherweise konnte auch im Bereich 50plus das Niveau der Integrationen des 
Vorjahres gehalten werden. 
 
Im Bereich der Langzeitarbeitslosen, die sich bereits seit 60 Monaten im Bezug be-
finden, ist im Vergleich zu den Aprilzahlen eine Steigerung um 7 % zu registrieren. 
 

1.2. Runder Tisch im Arbeitsagenturbezirk Fürth mit dem ge-

meinsamen Ziel die Langzeitarbeitslosigkeit zu reduzieren 

An der Auftaktveranstaltung des regionalen Runden Tisches am 23. September 
2014, veranstaltet von der Agentur für Arbeit Fürth, zu deren Einzugsbereich auch 
Erlangen gehört, nahmen Frau Dr. Preuß als Vertreterin der Stadt Erlangen und Herr 
Lindner von Seiten des kommunalen Jobcenters Erlangen teil. Ziel dieses neuen 
Netzwerkes ist die nachhaltige Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit auf der re-
gionalen Ebene. 
Der Leiter der Arbeitsagentur Fürth, Herr Haberecht sieht bei den SGB II Langzeitar-
beitslosen (derzeit 45%) dringenden Handlungsbedarf. (Im Vergleich: im SGB III: 
12 %). Die Durchführung des ESF Bundesprogramms zur Reduktion der Langzeitar-
beitslosigkeit wird auf der operativen Ebene regional abgestimmt, Ressourcen sollen 
gemeinsam und effektiv genutzt werden. Eine gemeinsame Antragstellung wird ge-
prüft. Da der Erfolg dieses Programms zum Großteil auf der Mitwirkungsbereitschaft 
der Arbeitgeber beruht, wurden die anwesenden Vertreter des Arbeitsmarktes (IHK, 
Kreishandwerkerschaft, Gewerkschaften) um ihre Unterstützung gebeten. 
 
Das ESF Bundesprogramm ist für zwei SGB II Zielgruppen ausgelegt: Menschen, die 
bereits mind. zwei Jahre arbeitslos und älter als 35 Jahre sind, keine verwertbaren 
Berufsabschlüsse besitzen und deren Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt bis-
her scheiterte. Die zweite Zielgruppe sind Menschen, die länger als 5 Jahre im SGB 
II Bezug sind und mindestens ein weiteres Vermittlungshemmnis besitzen. 
 
Für jede Personengruppe soll ein intensives und vielfältiges Unterstützungspaket 
(Coaching-Ansatz) zur Verfügung gestellt werden. Ein Betriebsakquisiteur soll an 
potentielle Arbeitgeber herantreten, um Arbeitsstellen zu akquirieren, die der persön-
lichen Situation und den Fähigkeiten der Arbeitsuchenden gerecht werden. Unter-
stützt wird dieser Prozess mit Eingliederungszuschüssen für die Arbeitgeber. 
Von Seiten des Jobcenters Erlangen wird mit einer Zielgröße von 40 Integrationen 
pro Jahr kalkuliert. Zur Durchführung werden ein Betriebsakquisiteur und zwei 
Coachs, diese in Teilzeit, vorgesehen. 
 
Die sich noch in Überarbeitung befindlichen ESF-Förderrichtlinien sind zum jetzigen 
Stand sehr einschränkend und erschweren einen möglichen Erfolg. Die Kritikpunkte 
wurden auch im Werkstattgespräch mit Frau Staatssekretärin Kramme benannt. 
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1.3. Ergebnisse des Werkstattgesprächs mit der parlamentari-

schen Staatssekretärin des BMAS Anette Kramme 

Die Themen des Werkstattgesprächs mit der parlamentarischen Staatssekretärin Frau 
Anette Kramme waren: 
 

 Brauchen wir einen inklusiven Arbeitsmarkt? 
 50plus läuft aus und dann? 
 ESF Bundesprogramm für Langzeitarbeitslose - wünschenswert aber Fehler 

behaftet? 
 Regionaler Problemdruckindikator benachteiligt bayerische Jobcenter! 

 

Die Begrüßung von Frau Kramme und der zahlreich anwesenden Vertreter und Vertre-
terinnen bayerischer Jobcenter erfolgte durch den Oberbürgermeister Dr. Janik mit 
klaren Aussagen zur Situation: 
 

 Das aktuelle SGB II Zielsystem sei nur auf Integration in den ersten Arbeits-
markt ausgerichtet. Es gibt jedoch im SGB II Menschen, die nicht in den ersten 
Arbeitsmarkt integriert werden können – hier muss die öffentliche Diskussion 
darüber geführt werden, welche Angebote geschaffen werden. 

 Die Verzahnung der verschiedenen Hilfesysteme muss verbessert werden, der 
Datenschutz muss ämterübergreifend sinnvoll geregelt werden. 

 Das Steuerungssystem im SGB II verhindert die Schaffung realistischer Ziele 
und Möglichkeiten für Menschen mit multiplen Vermittlungshemmnissen. 

 

Staatsekretärin Kramme unterstützte die Aussage von Herrn Dr. Janik und forderte 
Angebote zur Inklusion, die noch weit vor den Anforderungen des ersten Arbeitsmark-
tes ansetzen müssen. 
 

 Nach Meinung das BMAS müssten die SGB II Empfänger einem noch tiefer 
gehenden Profiling unterzogen werden. 

 Marktferne Kunden sollten intensiver betreut werden. 
 Ein Inklusiver Arbeitsmarkt muss geschaffen werden. 

 

Die Jobcenterleiter vertraten dabei eindeutig die Position, dass eine tarifliche Bezah-
lung für diese Zielgruppe in einem Inklusiven Arbeitsmarkt nicht realisierbar sei. Hier 
müssten sinnvolle Bedingungen und Maßnahmen geschaffen werden. 
 
Synergien erhofft sich Frau Kramme durch Rechtskreis übergreifende Handlungsan-
sätze, damit die Kompetenz der Einrichtungen, die sich um die Integration von Men-
schen mit Behinderung erfolgreich bemühen, in das SGB II System übertragen werden 
kann. Dazu sollten ungenutzte Mittel aus der Ausgleichsabgabe, übertragbar sein. Dies 
gilt auch für die Rückübertragung der 50plus Mittel in Höhe von 350 Mio. € in den Re-
gelhaushalt ab 2016. Ebenso müsste die Rentenversicherung Ihrer Verantwortung 
gerecht werden und diesen Prozess der Teilhabe am Arbeitsmarkt unterstützen. 
 
Dass der Problemdruckindikator, der die Bayerischen Jobcenter besonders benachtei-
ligt, vollkommen abgeschafft wird, hält Frau Kramme für nur eingeschränkt möglich. 
(Anm.: das Jobcenter Erlangen erhält aus diesem Grund ca. 350 T€ geringere Einglie-
derungsmittel)  
 
Zum Problem des auslaufenden Bundesprogrammes 50plus verwies sie darauf, dass 
hierzu im BMAS ein altersoffenes Nachfolgeprogramm in der Diskussion sei. Man 
möchte die Kompetenz der 50plus Mitarbeiter erhalten. 
Frau Kramme konnte die kritischen Anmerkungen zu dem geplanten Bundes ESF Pro-
gramm sehr gut nachvollziehen und sagte zu, diese im Ministerium zu kommunizieren.  
Dazu gehöre u.a., dass die zur Antragstellung und zur Zuweisung ins Programm not-
wendigen Individualdaten nicht aus der Statistik der Bundesagentur ermittelt werden 
können, sowie die Beschäftigungsdauer und die formalen Qualifikationsanforderungen 
der Projektmitarbeiter. 
 
Am 28.10. wird BMAS intern über die Neuerungen der Arbeitsmarktpolitik gesprochen, 
die dann von der Ministerin Frau Andrea Nahles am 5.11.2014 dem Bundestagsaus-
schuss Arbeit und Soziales bekannt gegeben werden. Die dann öffentlichen Informati-
onen können in den Stadtratsausschüssen vorgetragen werden. 
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2. Fokus Thema Hilfen für Jugendliche im SGB II  

2.1 Jugendliche und junge Erwachsenen unter 25 (U25) im 

Übergang Schule - Beruf 

Den aus den SGB II Bedarfsgemeinschaften stammenden oder schon alleine lebenden 
Jugendlichen kommt eine besondere Aufmerksamkeit entgegen. Präventiv, begleitend 
oder einholend und aufsuchend sind zentrale Handlungsmomente. Integration in einen 
geeigneten Ausbildungsberuf ist die erste Priorität. Und wenn nicht möglich, dann doch 
zumindest die Vermittlung in ein geordnetes tragendes Arbeitsverhältnis. 
 
Jugendliche im SGB II Bezug sind nicht per se beeinträchtigte Jugendliche. Schon 
alleine eine größere Familie mit jüngeren Geschwistern unter drei Jahren kann trotz 
eines in Vollzeit arbeitenden Elternteils im Mindestlohnbereich als bedürftig in den SGB 
II Bezug kommen. Andererseits besuchen viele Jugendliche aus SGB II beziehenden 
Familien Brennpunktschulen. Dort sind vermehrt sozial benachteiligte und individuell 
beeinträchtigte Jugendliche zu finden. Hier gilt es, den Jugendlichen rechtzeitig im 
Übergang Schule - Beruf in einen Begleitprozess aufzunehmen, um bei erkanntem 
Bedarf Hilfestellung, Motivation und Führung zu bieten. 
 
Bereits seit den 90-er Jahren führt die GGFA Maßnahmen für arbeitslose Jugendliche 
durch. Diese langjährig entwickelte Kompetenz führte zu der Weichenstellung, im 
kommunalen Jobcenter die Lehrstellenvermittlung für SGB II Jugendliche in eigener 
Regie durchzuführen. Darüber hinaus ist der GGFA Trägerteil rechtskreisübergreifend 
mit Jugendangeboten als einer der beteiligten Akteure im kommunalen Netz zum 
Übergang Jugendlicher in den Beruf aktiv. 
 
Diese Entwicklung führt direkt in den aktuell auf der politischen Ebene vorgesehenen 
Aufbau von Jugendberufsagenturen. Die kommunalen Akteure sind dabei das Jugend-
amt, das kommunale Übergangsmanagement, JAZ e.V., die Mittelschulen, die Berufs-
schule und unbedingt mit dabei die Arbeitsagentur mit ihrer Ausbildungsplatzvermitt-
lung für Jugendliche außerhalb des SGB II. 
 
2.2 Jobcenterprozesse im Übergang Schule – Beruf 

Operative Bausteine sind im Jobcenterbereich die Jugendpersonalvermittlung, das 
Jugendfallmanagement und die verschiedenen Maßnahmen aus dem Trägerteil der 
GGFA und von Dritten. 
 
Die Arbeit der Jugendpersonalvermittlung 
Bereits in den Abgangsklassen der Mittelschulen wird mit den Jugendlichen der Kon-
takt gesucht, erfragt, ob noch ein Ausbildungsplatz gesucht wird und geprüft ob über-
haupt eine Ausbildungsreife vorhanden ist. Davon abgeleitet folgen die weiteren Schrit-
te: Suche eines Ausbildungsplatzes oder Überführung in eine Maßnahme zur Gewin-
nung der Ausbildungsreife. 
Die ausbildungsreifen Jugendlichen, die zum Ende des Schuljahres noch über keinen 
Ausbildungsplatz verfügen, münden in den Monaten August und September in das 
Projekt „last minute“ des Trägerteils der GGFA. Hier wird mit ganzer Energie der 
Ausbildungsmarkt auf Ausbildungsplätze durchforstet, Bewerbungsgespräche initiiert 
und bei Erfolg der Ausbildungsvertrag abgeschlossen. 
 
Weiterhin steht die Jugendpersonalvermittlung für die arbeitsmarktnahen Jugendlichen 
unter 25 Jahren zur Verfügung, die ihre Lehre abgebrochen haben, als „Spätstar-
ter“ nun meist mit großer Motivation in eine Ausbildung münden möchten. Dazu gehö-
ren auch die, die bereits ausgebildet keine Anschlussbeschäftigung erhalten haben, 
bzw. ihren Arbeitsplatz verloren oder ein Studium abgebrochen haben und zurück in 
eine erneute Ausbildung bzw. in den Arbeitsmarkt vermittelt werden. Dabei ist eine 
Berufsberatung, eventuell auch eine komplett neue Berufsorientierung notwendig. 
 
Zur Gruppe der Spätstarter gehören sehr häufig junge Mütter, die nach der Erzie-
hungszeit eine Ausbildung beginnen wollen. Um diese aufnehmen zu können, muss 
die Kinderbetreuung gut geregelt sein. 
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Die präferierten Berufe der ausbildungsplatzsuchenden Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen orientieren sich am bundesweiten Durchschnitt und sind: 
 

1. Kaufleute im Einzelhandel/ Verkäufer 
2. Kaufleute für Büromanagement 
3. Kfz- Mechatroniker 
4. Medizinischer Fachangestellter/ Gesundheits- und Krankenpfleger 
5. Kinderpfleger 

 

Eine erfolgreiche Bewerbung benötigt eine entsprechende Ausbildungsreife, eine rea-
listische Selbsteinschätzung, Sozialkompetenzen und Werteakzeptanz der Erwachse-
nenwelt. Werden in den Beratungsgesprächen mit der Jugendpersonalvermittlerin zu 
hohe Defizite festgestellt und waren bereits mehrere Versuche bei der Ausbildungs-
platzsuche erfolglos, werden die Jugendliche in das Jugendfallmanagement überwie-
sen. 

Vermittlungen in Ausbildung Stand 22.10.2014 
 

 
 
Die Arbeit des Jugendfallmanagements 

I. Das Jobcenter Erlangen bietet den Erlanger SGB II Empfängern ein spezialisiertes 
Fallmanagement für Jugendliche und junge Erwachsene bis 24 Jahre.  
Zwei erfahrene Mitarbeiter beraten dabei durchschnittlich 140 meist arbeitsmarktferne 
Jugendliche mit zum Teil multiplen Vermittlungshemmnissen. 

II. Eine fehlende Berufsausbildung ist eine der größten Problemlagen: Zwar haben 66% 
der Personen einen Schulabschluss, aber 94% sind ohne eine berufliche Ausbildung. 
Verschiedene Problemlagen, wie mangelnde soziale und fehlende berufliche Kompe-
tenzen sowie psychische Auffälligkeiten verhindern einen raschen Einstieg in das Be-
rufs- und Arbeitsleben. 

III. Durch einen kontinuierlichen, strukturierten und zielorientierten Beratungsprozess im 
Fallmanagement, sowie der Teilnahme an den GGFA Jugendmaßnahmen (Transit, 
CLEO oder der Kompetenzagentur) gelingt es auch besonders marktferne und betreu-
ungsintensive Personen in ausbildungsnahe qualifizierende Maßnahmen oder geför-
derte Ausbildungen zu integrieren. 
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IV. Die Einstiegsqualifizierung bei einem Arbeitgeber und die Berufsausbildung bei 
außerbetrieblichen Einrichtungen wie zum Beispiel der Jugendwerkstatt in Eltersdorf 
sind für diese Personengruppe adäquate Maßnahmen. 

V. Ziel des Fallmanagements ist es, den Jugendlichen und jungen Erwachsenen die 
bestmögliche individuelle Beratung und kreative Hilfestellung im Rahmen des SGB II 
und der kommunalen zusätzlichen Leistungen zu erbringen um jedem Einzelnen den 
passenden Weg in den Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt zu eröffnen. 
 
Besonderheiten des Trägerteils der GGFA in der kommunalen Jugendberufshilfe 

Durch die unmittelbare Verortung des Maßnahmenträgers innerhalb der GGFA AöR 
mit dem Jobcenterbereich Fallmanagement und Personalvermittlung ergeben sich 
fachlich sehr anspruchsvolle Synergien und unmittelbare Abstimmungen im Sinne der 
bestmöglichen Entwicklungsmöglichkeiten für den Teilnehmer der Maßnahmen. Die 
Stellung als 100% Tochter der Stadt Erlangen führt zu einer sehr engen Zusammenar-
beit mit dem Jugendamt im Aufgabenfeld der Jugendberufshilfe. 
 
Beispiele für die gelungene Kooperation im kommunalen Netz: 

 
Kompetenzagentur – ab 2015 Projekt „Jugend stärken im Quartier“  

Die Zielgruppe sind alle Jugendlichen, rechtskreisübergreifend mit hohem individuellen 
Förderbedarf und multiplen Vermittlungshemmnissen, die im Übergang Schule - Beruf 
Unterstützung benötigen 
Ab 01.01.2015 soll das Projekt „Jugend Stärken im Quartier“(JuSiQ), als Nachfolger 
der Kompetenzagentur starten. Das Jugendamt hat als Antragsteller mit der GGFA ein 
Konzept für das Interessensbekundungsverfahren ausgearbeitet. Dies wurde am 
31.10.14 positiv beschieden. Die erste Hürde der Projektbewilligung ist genommen!  
Um die Jugendlichen noch unmittelbarer zu erreichen, wird das neue Förderprogramm 
auch in Stadtteilen, im Quartier, wie Anger, Bruck, Büchenbach und housing area 
Röthelheimpark angesiedelt sein. Individuelle Begleitung, aufsuchende Sozialarbeit 
und das Ziel, Jugendliche in die Regelsysteme zurückzuführen, an ihrer Berufsper-
spektive zu arbeiten und Unterstützung bei der Vermittlung in Ausbildungsplätze sind 
Kernpunkte dieses Projektes. 
 
Berufsvorbereitungsklasse (BvK) 
In den vergangenen Jahren wurden berufsschulpflichtige Jugendliche ohne Ausbildung 
(JoA) oder Ausbildungsabbrecher an einem Tag in der Woche an der Berufsschule 
beschult. Der zu geringe Umfang dieser Beschulung und die deutlich hervorstechen-
den Problemlagen der Schüler führten zur Absicht des Jugendamtes, das sich bereits 
über die Jugendsozialarbeit (JaS) an der Berufsschule Erlangen engagiert, ein zusätz-
liches Angebot aufzulegen. In Zusammenarbeit zwischen Berufsschule, Jugend-
amt/JaS und der GGFA entstand eine kooperative Förderkonzeption. Dies stellt für die 
Zielgruppe der noch nicht in Ausbildung befindlichen Jugendlichen ein modulares An-
gebot zur Verfügung, um die Hemmnisse der Aufnahme einer Berufsausbildung zu 
bearbeiten, sowie Ausbildungsabbrüche und lange Warteschleifen im Übergangssys-
tem zu verhindern. Ein Fachteam aus Fachklassenlehrern, JaS, GGFA und Agentur für 
Arbeit koordinieren den Ablauf. Die operative Ausführung der Konzeption wird an der 
Berufsschule von der GGFA geleistet. 
 
Die Module der Berufsvorbereitungsklasse beinhalten soziales Kompetenztraining, 
gecoachte betriebliche Praktika, Berufsschulunterricht, Fachklassenunterricht, Berufs-
felderkundung, Berufsberatung und Bewerbungsunterstützung. Das Projekt wird in 
Teilzeit an drei Tagen in der Woche durchgeführt, bei Praktika an fünf Tagen in der 
Woche. 
 
Ampelkonzept: 
Die GGFA war gemeinsam mit der Jugendhilfe, der Agentur f. Arbeit und JAZ.e.V an 
der Genese der Ampelkonzeption beteiligt. An den Mittelschulen in Erlangen ist eine 
Vielzahl von Akteuren im Bereich des Übergangs tätig. Alle beteiligten Fachdienste 
treffen sich regelmäßig, insbesondere vor Ende der Schullaufbahn um gemeinsam in 
den sogenannten Ampelgesprächen abzuklären, wie der Verbleib der jugendlichen 
Schulabgänger im Schuljahr verläuft. Jeder einzelne Schulabgänger wird im Fachgre-
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mium besprochen. Die Ampelfarbe zeigt, an wo Hilfe- und Unterstützungsbedarf als 
notwendig erachtet wird. Die GGFA Erlangen ist mit Mitarbeitern aus der Kompetenza-
gentur (ab 2015 Projekt „Jugend stärken im Quartier“ und der Jugendpersonalvermitt-
lerin an den Ampelgesprächen beteiligt.  
 
 
Weitere Maßnahmenangebote für Jugendliche im Arbeitsmarktprogramms 2015 
 
Transit mit integriertem Hauptschulmodul 
Jugendliche werden auf die Anforderungen betrieblicher Ausbildung vorbereitet. Förde-
rung und Begleitung bei der Entwicklung beruflich relevanter Sozialkompetenzen, be-
gleitete Praktika und Erwerb eines verwertbaren Schulabschlusses durch Vorbereitung 
auf die externe Prüfung. Das Hauptschulmodul wird kommunal finanziert. 
 
Last Minute (August/September) 
Nachvermittlung für alle Schulabgänger aus dem SGB II, die bis August keine Ausbil-
dung gefunden hatten. 
 
Projekt Cleo (Coaching für lernen, erleben, organisieren) 
Die Zahl der Jugendlichen mit psychischen Belastungssymptomen nimmt zu. Das Pro-
jekt bietet zwei Bereiche an: Werkstatteinheiten mit sinnstiftenden Tätigkeiten und 
Coaching zur Stabilisierung und Entwicklung persönlicher und beruflich relevanter 
Ressourcen. Ziel ist die sukzessive Steigerung der persönlichen und beruflichen Belas-
tungsfähigkeit und damit die Vorbereitung für weiterführende berufliche Fördermaß-
nahmen 
 
Einstiegsqualifizierung (EQ) 
Zur Vorbereitung auf die Ausbildung wird ein „verlängertes Praktikum“ im Betrieb 
durchgeführt. Der Ausbildungsbetrieb kann das EQ auf die Ausbildung anrechnen. 
 
Jugendwerkstatt Eltersdorf 
Geförderte Berufsausbildung (BaE) zum Holzfachwerker – derzeit sind alle vier Plätze 
besetzt. 
 
Ausbildung zur Fachkraft für Küchen- Möbel- und Umzugshelfer 
Im Rahmen einer geförderten Berufsausbildung (BaE) wird im Sozialkaufhaus der 
GGFA dieses Berufsbild angeboten – der erste Auszubildende hat im Oktober 2014 
begonnen. 
 
Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 
Auszubildende mit schlechten schulischen Leistungen oder anderen betrieblichen 
Problemstellungen nehmen an gezieltem Förderunterricht bei einem externen Träger 
teil. 
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3. Basisdaten 

3.1. Basisdaten zu den Leistungsberechtigten im SGB II (im Bestand) 

 
Übersicht über die Entwicklung der SGB II-Bezieher in Erlangen 

Quelle: Auszug aus Alo_Stadt_ER_5JVergl_10-14, Amt für Statistik Erlan-

gen und Statistik BA. 

 

Die SGB II-Hilfequote ist das Verhältnis der Personen im SGB II-Bezug zu 

der Wohnbevölkerung unter 65 Jahren. Sie ist ein wichtiger Indikator für die 

Hilfebedürftigkeit in der Erlanger Bevölkerung. 

 

Zur Erklärung: 

Diese Tabelle gibt den zahlenmäßigen Überblick über die Entwicklung der 

wichtigen Personengruppen im SGB II-Bezug und der dazugehörigen Quo-

ten.  

Bedarfsgemeinschaften: Familien, Zusammenlebende, Alleinerziehende,  

aber auch Alleinlebende. Erwerbsfähige Leistungsberechtigte: dem Grunde 

nach dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehend (Voraussetzung min. 3 Std. 

tägliche Erwerbsfähigkeit). 

Sozialgeldempfänger: in der Regel Kinder unter 15 Jahren oder vorüberge-

hend nicht Erwerbsfähige. 
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3.2. Entwicklung der Jugendlichen eLB und der Jugendarbeitslosenquote 

Die Differenz zwischen der gesamten Anzahl der Jugendlichen unter 25 

und den arbeitslosen Jugendlichen unter 25 erklärt sich dadurch, dass 

diese Personen dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen (bspw. we-

gen Schulbesuch, Kindererziehung, Maßnahmenbesuch etc.) 

Zur Erklärung: 

Die Stadt Erlangen zeichnet sich durch eine geringe SGB II-

Jugendarbeitslosigkeitsquote aus. Alle Jugendlichen aus SGB II-

Bedarfsgemeinschaften werden wie jedes Jahr in der Abgangsklasse der 

Mittelschule in das Projekt "Jugend in Ausbildung" eingebunden.  

           eLB unter 25 Jahre 

           davon Arbeitslose SGB II 

           unter 25 Jahre 

           Jugendarbeitslosenquote  

           SGB II Erlangen 

 

 

3.3. Zu- und Abgänge aus dem Leistungsbezug 

 

Der Überhang zwischen Zugängen und Abgängen beträgt über die Zeit von 

Januar 2013 bis Juli 2014 eine Minderung von 18 erwerbsfähigen Leis-

tungsbeziehern (eLB). 

           Zugänge eLB  

           Abgänge eLB 
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4. Integrationen 

4.1. Gesamtdarstellung der Integrationen 

 

Eingliederungsstatistik Januar 2014 bis August 2014 

 

Quelle: Datenlieferung an BA-Statistik                        

           Ausländer = ohne deutschen Pass  

Min 

TZ 
Minijob 

Teilzeit 

Exi Existenz-

gründer 

                            (statistischer Ausweis ab 2014) 

 

 

VZ Vollzeit Aus Auszubildende 

 

Eingliederungsstatistik Vorjahresvergleich (Volljahre) 

 

 Mig  Migrationshintergrund 

(statistischer Ausweis bis 2013) 
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4.2. Integrationen nach Branchen 

 

 

Die Differenz zu den Gesamtzahlen resultiert aus nachzutragenden Eingaben. 

Hinweis: Der Anteil der Integration in Zeitarbeit beträgt 20,7 %.  

Durch die Tarifverträge in der Zeitarbeit wird der Mindestlohn eingehalten. 
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4.3. Integrationen nach Berufen 

 

 
Die Differenz zu den Gesamtzahlen ist durch noch nachzutragende Eingaben begründet. 
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4.4. Kennzahlen K2 – Integration und Nachhaltigkeit 

 

Entwicklung der Integrationsquote 

Die Kennzahl K2 misst die Integrationen in den vergangenen zwölf Mona-

ten im Verhältnis zum durchschnittlichen Bestand an erwerbsfähigen Leis-

tungsberechtigten in diesem Zeitraum. 

         Integrationsquote ER 

         Integrationsquote ø  

         SGBII-Typ Id 

         Integrationsquote ø Bay. 

         Großstädte 

         Integrationsquote ø Bund 

*) vorläufige Zahlen 

 

Entwicklung der Nachhaltigkeitsquote 

Die Nachhaltigkeitsquote K2E3 (Ergänzungsgröße) misst den Anteil der 

nachhaltigen Integrationen in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

der vergangenen zwölf Monate an allen Integrationen in sozialversiche-

rungspflichtige Beschäftigungen in diesem Zeitraum. 

         Nachhaltigkeitsquote ER  
         Nachhaltigkeitsquote  
         ø SGBII-Typ Id 
         Nachhaltigkeitsquote 
         ø Bay. Großstädte 
         Nachhaltigkeitsquote Bund 
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5. Maßnahmen 

5.1. Integrationsinstrumente und Mitteleinsatz - Januar bis September 2014 

 

Die Anzahl der Teilnehmer pro Platz ist abhängig von der Maßnahmen-

dauer und den Wiederbesetzungen nach Vermittlungen und Maßnah-

menabbrüchen. 

Verdopplung der Integrationsmittel: 

Trotz der mehr als 50 %-igen Senkung der Eingliederungsmittel bei einer 

Reduzierung der SGB II eLB (erwerbsfähigen Leistungsbezieher) in den 

letzten fünf Jahren um nur 13 % wird ein zwar reduziertes aber noch breit 

aufgestelltes Instrumentenangebot aufgestellt. Das ist möglich durch die 

Verdoppelung der Bundesmittel aus dem Bundesprogramm 50plus, kom-

munalen Aufwandszuschüssen, ESF-Mitteln und Eigenerwirtschaftung.  
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5.2. Beschäftigungsfelder aktuell besetzter Arbeitsgelegenheiten 

 

 

Übersicht der Arbeitsgelegenheiten 
*) Alle in der Verwaltung der Stadt Erlangen angebotenen Arbeitsgelegen-

heiten wurden vorab vom Personalrat der Stadt Erlangen geprüft und ge-

nehmigt. 

 

 

 

 

6. Finanzen – aktueller Budgetstand der Eingliederungsmittel 

 

Aktueller Budgetstand der in der GGFA eingesetzten Bundesmittel zum 30.09.14 

 

inkl. Mittelzufluss durch Übertrag nicht verbrauchter Bundesmittel aus dem Jahr 2013 im August 2014  

 
Ende August 2014 weist die Budgetbilanz einen Bestand von ca. 43 T€ 

noch nicht verplanter Eingliederungsmittel aus.  

Die zusätzlichen freien Mittel ergeben sich größtenteils aus nicht benötig-

ten zurückübertragenen Umschichtungsmitteln des Amtes 50. Diese resul-

tieren aus dringend benötigten, aber noch nicht besetzten Stellen. 

In den laufenden Controllingsitzungen des Jobcenters werden die Mittel 

noch nicht berücksichtigten Bedarfen zugeordnet. Das Planziel ist die kom-

plette Verausgabung der Bundesmittel. 

Aufgrund der nur noch kurzen Reaktionszeit zum Schluss des Kalenderjah-

res, ist eine vollständige Verausgabung der Bundesmittel sehr ambitioniert. 

EGT 

VWT 

Fifty up 

Eingliederungstitel 

Verwaltungstitel 

Bundesprogramm 

„Perspektive 50+“ 
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7. ALG II - Langzeitleistungsbezieher 

7.1. Struktur des Langzeitleistungsbezuges ALG II (nach Dauer / Alter) 
 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Langzeitleistungsbezieher (LZB) nach 

ausgewählten Merkmalen, Nürnberg, Juni 2014 (Noch keine aktuelleren Zahlen vorhanden) 

 

Die Tabelle zeigt die Langzeitleistungsbezieher von ALG II nach Alter und Anzahl der Bezugsmonate. Ebenfalls 

dargestellt ist, wie viele Langzeitleistungsbezieher im Juni 2014 arbeitslos waren. Diese stellen nur eine Teil-

gruppe dar. Nicht arbeitslos sind beispielsweise Transferleistungsbezieher, die ergänzenden Einkommen haben 

wie sie unter 6.2 ausführlich beschrieben werden. Andere Gründe für die Nichtarbeitslosigkeit sind die Teilnah-

me an Aktivierungsmaßnahmen, die Erziehung eines Kindes unter 3 Jahren oder der Schulbesuch. 

 

7.2. Struktur des Langzeitleistungsbezuges nach Erwerbsstatus 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Langzeitleistungsbezieher (LZB) nach 

ausgewählten Merkmalen, Nürnberg, April 2014 (Noch keine aktuelleren Zahlen vorhanden) 
 

7.3. Kennzahl K3 - Veränderung des Bestandes der Langzeitleistungs-

bezieher 

Die Kennzahl K3 ist wie folgt definiert: Die Anzahl der LZB im Bezugs-

monat wird ins Verhältnis zu den LZB im Vorjahresmonat gesetzt. 

         LZLB ER 
         LZLB ø SGBII-Typ Id          
         LZLB ø Bay. Großstädte 
         LZLB ø Bund 
*) vorläufige Zahlen 
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8. Der Leistungsvergleich der Jobcenter nach § 48a 

SGB II 
 

Mit dem § 48a SGB II wird der Vergleich der Leistungsfähigkeit der Jobcenter auf der 
Grundlage der Kennzahlen nach § 51b SGB II gesetzlich vorgegeben. Dazu werden 
die Jobcenter strukturähnlichen Vergleichstypen zugeordnet, in deren Rahmen der 
Leistungsvergleich stattfindet. Ab Januar 2014 ist Erlangen dem Vergleichstyp Id zu-
geordnet, der nahezu ausschließlich aus wirtschaftsstarken Landkreisen aus Baden 
Württemberg zusammengesetzt ist. 
 
In den statistischen Darstellungen des Jobcenters wird deshalb ergänzend Bezug auf 
die Kennzahlen der Bayerischen Großstädte genommen. Die SGB II-Kennzahlen bil-
den ausschließlich dynamische Veränderungen ab. Zur Bewertung der Gesamtergeb-
nisse eines Jobcenters ist deswegen der aktuelle Stand der SGB II-Arbeitslosenquote 
und der SGB II-Quote als Bezugswert des Niveaus, auf dem die Veränderungen statt-
finden, heranzuziehen. 
 
 

  
 Stand: Oktober 2014 

 

 
 
Erstmals hat sich Regensburgs bei der SGB II Quote auf den zweiten Platz vor Erlan-
gen gesetzt. Auch Würzburg ist aktuell gleichauf mit Erlangen. Dieses ganz aktuelle 
Ergebnis gilt es auszuwerten und ggf. entsprechende Handlungsschritte abzuleiten. 
 
Weiterhin behauptet sich jedoch Erlangen auf Platz eins bei der SGB II Quote. 
 
 
 
Der Leistungsvergleich besteht aus den drei Kennzahlen K1 bis K3 mit zugeordneten 
Hilfsgrößen und bildet die Bezugsgrundlage für die jährliche Zielvereinbarung des 
Jobcenters mit dem Land: 
 

 K1 - Veränderung der Summe der Leistungen zum  
        Lebensunterhalt (ohne Kosten der Unterkunft) 

 K2 – Integrationsquote 

 K3 - Veränderung des Bestandes an Langzeitleistungsbezieher 
 
 
 
 
 

Details sind unter der Webseite des Bundes unter www.sgb2.info zu finden. 
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9. Verzeichnis der Abkürzungen 

 
abH   ausbildungsbegleitende Hilfen 

AGH   Arbeitsgelegenheiten 

AMF   Arbeitsmarktfonds 

AZ   Arbeitszeit 

BAE   Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 

BgA   Betrieb der gewerblichen Art 

BG-Coaching  Coaching von Bedarfsgemeinschaften 

BMAS   Bundesministerium Arbeit und Soziales 

BSD   Betrieblicher Sozialdienst 

BWZ   Bewerbungszentrum 

EGT   Eingliederungstitel 

EGZ   Eingliederungszuschuss  

eLB   Erwerbsfähige Leistungsberechtigte 

EQ   Einstiegsqualifizierung  

ESF   Europäischer Sozialfonds  

FBW   Förderung der beruflichen Weiterbildung 

FK   Fahrtkosten 

FM   Fallmanagement 

GuV   Gewinn- und Verlustrechnung 

KdU   Kosten der Unterkunft 

KFA   Kommunaler Finanzierungsanteil 

LfU   Leistung für Unterkunft 

MA   Mitarbeiter 

MAE   Mehraufwandsentschädigung 

MB   Mittagsbetreuung 

Migrajob  Beratung von Migrant/innen bei der Anerkennung  

   ausländischer Abschlüsse 

pAP   Persönlicher Ansprechpartner 

PAS   Projekt Arbeitssuche 

PAV   Personal- und Arbeitsvermittlung 

SIZ   Selbstinformationszentrum 

SKH   Sozialkaufhaus 

STMAS   Bay. Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung 

TN   Teilnehmer/in 

TZ-Beschäftigung Beschäftigung in Teilzeit  

u25   unter 25-Jährige 

VWT   Verwaltungstitel 

VZÄ   Vollzeitäquivalent 

 

 

59/178



ZusammenArbeit
Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt

Antrag im Rahmen des Programms der Bundes regierung 
zur „intensivierten Eingliederung und  Beratung von 
schwerbehinderten Menschen“

Antragsteller: Jobcenter Stadt Erlangen

Projektpartner: • Agentur für Arbeit Fürth, Geschäftsstelle Erlangen
 • Jobcenter Erlangen-Höchstadt
 • ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH
 • Birke und Partner GmbH, Kommunikationsagentur
 • Soziale Betriebe der Laufer Mühle gGmbH 
 • Regnitz-Werkstätten gGmbH (Lebenshilfe Erlangen e. V.)
 • Lebenshilfe Erlangen-Höchstadt (West) e. V. mit INTEC gGmbH
 • WAB Kosbach gGmbH
 • wabe e. V. Erlangen mit wabe Erlangen gGmbH
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1.  Zusammenfassung des Projekts

Das Projekt „ZusammenArbeit – Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt“ (ZUSA) gibt 

neue, nachhaltig wirksame Impulse, die bestehenden Maßnahmen zur Förderung arbeit-

suchender schwerbehinderter Menschen mit besonderen Vermittlungshemmnissen so-

wie schwerbehinderter Jugendlicher zu stärken. Die Instrumente der aktuellen Gesetz-

gebung werden berücksichtigt und integriert. 

Zentrales Anliegen der Projektbeteiligten ist das Ausloten neuer innovativer Wege, nicht 

zuletzt durch dialogorientierte Kommunikation und intensive Netzwerkarbeit. 

Die Akteure des Projekts „ZUSA“ sind davon überzeugt, dass mit sorgsam defi nierten 

Angeboten sogenannte arbeitsmarktferne schwerbehinderte Jugendliche und Erwach-

sene über Aktivierung, Qualifi zierung und intensive Begleitung in sozialversicherungs-

pfl ichtige Beschäftigungsverhältnisse gebracht werden können. 

Das Modellprojekt soll entlang klar defi nierter Zielvorgaben des Projektkonsortiums die 

Chancen und Bedürfnisse des regionalen Arbeitsmarkts mit den Ansprüchen der Inklu-

sion zusammenbringen. Dazu gehört die offensive und informative Ansprache poten-

zieller Ausbildungsbetriebe und Arbeitgeber, für die Inklusion oftmals ein schwer zu fas-

sender Begriff ist. Angestrebt ist ein Wandel in der Wahrnehmung, sodass Inklusion nicht 

länger abstrakt bleibt. Leicht zu realisierende Einstiegsszenarien, individuelle Begleitung 

und transparente Entscheidungs- und Beratungsstrukturen sollen dafür sorgen, dass 

Vorbehalte und Unsicherheiten in der Wirtschaft abgebaut werden. Die Betroffenen sol-

len durch konkrete Teilhabe am Arbeitsmarkt ihre Möglichkeiten und Stärken erkennen 

und erleben, dass ihre Arbeitsleistung gebraucht wird. 
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Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt

Schrittweise Realisierung eines inklusiven Arbeitsmarkts durch gezielte Verschränkung von Arbeitnehmer- und 
Arbeitgebermaßnahmen.

 Aktionsbereich 1 „Fit for Job“ (Zielgruppe Arbeitsuchende)       

 Aktionsbereich 2 „Job Opening“ (Zielgruppe Arbeitgeber)

Alle aufgezeigten Maßnahmen verstehen sich als engagierter Beitrag zur Umsetzung der 

UN-Behindertenrechtskonvention. Darüber hinaus sind sie konsequent gendergemäß 

angelegt und berücksichtigen die besonderen Ansprüche der Barrierefreiheit. Bei der 

Antragserstellung waren Menschen mit Behinderung maßgeblich beteiligt.
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2. Die Projekt-Akteure 

Im Konsortium „ZusammenArbeit – Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt“ haben 

sich auf Initiative des Jobcenters Stadt Erlangen und des Jobcenters Erlangen-Höchstadt 

und unter Einbeziehung der Agentur für Arbeit Fürth, Geschäftsstelle Erlangen, die maß-

geblichen Akteure in Stadt und Landkreis im Bereich der Arbeitsintegration von Men-

schen mit Behinderung zusammengeschlossen. Die Träger decken mit ihren Angeboten 

das große Spektrum unterschiedlicher Arten von Behinderung ab und sind in Teilen 

hochspezialisiert in Bezug auf psychische Erkrankungen, Suchthilfe, Körperbehinderung 

und weitere Ausprägungen unterschiedlichster Förderbedarfe. Die Expertise der Partner 

wurde in der gemeinsam erarbeiteten Antragstellung so gebündelt, dass individuelle För-

derwege für den Einzelnen gangbar gemacht werden, passgenaue Qualifizierungen und 

Praktika in Werkstätten und Betrieben angeboten werden können und das Arbeitgeber-

potenzial der Region für die Zielgruppe erschlossen werden kann. Damit werden die In-

tegrations- und Inklusionsbemühungen in der Region auf eine qualitativ neue Stufe ge-

hoben, bisherige Einzelaktivitäten in einer strategischen Allianz zusammengefügt und 

mit innovativen Neuerungen für den regionalen Arbeitsmarkt aufgewertet. 

Mit dem Antragsteller, dem Jobcenter Stadt Erlangen, arbeiten folgende Organisationen 

und Einrichtungen im Modellprojekt am Erreichen der definierten Ziele: 

•	Agentur für Arbeit Fürth, Geschäftsstelle Erlangen

•	Jobcenter Erlangen-Höchstadt

•	ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH

•	Birke und Partner GmbH, Kommunikationsagentur

•	Soziale Betriebe der Laufer Mühle gGmbH 

•	Regnitz-Werkstätten gGmbH (Lebenshilfe Erlangen e. V.)

•	Lebenshilfe Erlangen-Höchstadt (West) e. V. mit INTEC gGmbH

•	WAB Kosbach gGmbH

•	wabe e. V. Erlangen mit wabe Erlangen gGmbH

Auf dieser Basis wird das Netzwerk konsequent entlang der Projektziele erweitert. Im 

Vordergrund steht dabei die Integration von Wirtschaftsverbänden (beispielsweise IHK, 

HWK), Wirtschaftsunternehmen und Interessensvertretungen der Arbeitnehmerseite 

(beispielsweise DGB). 

Besonderes Augenmerk liegt darauf, keine Parallelstrukturen zu errichten. Integrations-

amt und Arbeitsagentur sollen im Rahmen des einzurichtenden Beirats intensiv einge-

bunden werden, ebenso weitere wichtige Integrationspartner wie die Psychosoziale Ar-

beitsgemeinschaft (PSAG), der Integrationsfachdienst für Mittelfranken, die Landesar-

beitsgemeinschaft der Werkstätten für Menschen mit Behinderung in Bayern (LAG 

WfbM) etc.
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Es zeichnet sich bereits eine breite Akzeptanz ab, die sowohl von Seiten der Wirtschaft 

als auch von deren vertretenden Verbänden zugesichert wird. Daneben ist die Verstär-

kung der Maßnahmen durch die Unterstützung des Oberbürgermeisters von Erlangen 

und des Landrats von Erlangen-Höchstadt sowie von Organisationen wie dem Medical 

Valley e. V. EMN aussichtsreich. 

Birke und Partner

Lebenshilfe  
ER

Laufer Mühle

Lebenshilfe  
ERH

WAB Kosbach wabe Erlangen

Jobcenter Stadt ER
Antrag- 
stellung,
Projekt- 
steuerung

berichtenWeiterleitung  
der Fördermittel

Organisationsstruktur

ACCESS

Beirat

erweitertes  
Netzwerk

Kooperations- 
partner

informiert

berät

Austausch

Austausch

Unter- 
stützung

z. B.
Agentur für Arbeit Fürth
Jobcenter ERH
IHK
HWK
DGB
Stadt Erlangen
Landkreis ERH

z. B.
Integrationsamt
Integrationsfachdienst
Agentur für Arbeit Fürth
PSAG
LAG WfbM

z. B.
Integrationsamt
Integrationsfachdienst
Agentur für Arbeit Fürth
Behindertenbeauftragte
Stadt ER,Landkreis ERH
Friedrich-Alexander- 
Universität 
Medical Valley EMN e. V.

Konsortium

Folgende Kooperationspartner haben mit einem „Letter of intent“ bereits ihre  

Unterstützung zugesagt:

•	 Stadt Erlangen, Oberbürgermeister Dr. Florian Janik

•	 Stadt Erlangen, Personalreferent Thomas Ternes

•	 Landkreis Erlangen-Höchstadt, Landrat Alexander Tritthart

•	 IHK-Geschäftsstelle Erlangen, Knut Harmsen

•	 Deutscher Gewerkschaftsbund Erlangen/ER-Höchstadt, Wolfgang Niclas

•	 Medical Valley EMN e. V., Prof. Dr. Erich R. Reinhardt

•	 Der Beck GmbH, Petra Beck

•	 ESTW – Erlanger Stadtwerke AG, Wolfgang Geus

•	 Martin Bauer Group, Martin Wedel
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3. Die Projekt-Ziele 

Das Projekt „ZUSA“ richtet sich vorwiegend an eine Personengruppe mit einem beson-

ders hohen Unterstützungsbedarf. Deren individuelle und intensive Beratung und Beglei-

tung erfordert qualifiziertes und ausreichend Personal auf Seiten der Projektpartner. ZU-

SA erreicht aber nicht nur die beschriebene Kernzielgruppe. Von dem tragfähigen Netz-

werk, das durch ZUSA entsteht, profitieren letztlich alle Menschen mit Behinderung, die 

in der Region auf Arbeitssuche sind. Dies ist auch auf die gezielte Ansprache von Arbeit-

gebern sowie professionelle Öffentlichkeitsarbeit zurückzuführen, die innerhalb des Pro-

jekts geleistet wird. 

 

250 Aktivierungen und 140 Vermittlungen: 
Ergebnis passgenauer Beratung und Qualifizierung

1. Projektjahr 2. Projektjahr 3. Projektjahr

  Aktivierungen      	   Vermittlungen
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Im Projektzeitraum werden etwa 250 Menschen mit Schwerbehinderung für den Arbeits-

markt aktiviert sowie mehr als 700 Arbeitgeber zum ersten Mal kontaktiert. Darüber hi-

naus wird das bestehende Arbeitgebernetzwerk der Projektpartner für das Projekt ge-

zielt genutzt. Durch ZUSA entsteht aber vor allem ein Klima der Inklusion, das über den 

Projektzeitraum hinaus wirkt und perspektivisch eine immer größere Personengruppe 

erreicht.

Schrittweise Realisierung betrieblicher Inklusion –  
Ergebnis gezielter Arbeitgeberakquise

350

300

250

200

150

100

50

0
1. Projektjahr 2. Projektjahr 3. Projektjahr

  Kontakte/Analysen	   Praktikumsbetriebe

  Ausbildungen	   Beschäftigungsübernahmen

160

240

60

16
24

320

80

30
4040

10
20

65/178



6
ZUSA – ZusammenArbeit
Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt

4.  Die Maßnahmen 

Im Mittelpunkt der Maßnahmen stehen die konkreten Ansätze, die Menschen möglichst 

schnell und umfassend in Arbeit bringen. 

 

Aktionsbereich 1 „Fit for Job“ – Arbeitsuchende

Diese Arbeitsstrukturen werden auch für die Zielgruppe der schwerbehinderten Jugendlichen 
intensiv genutzt (Ausbildung):

Ressourcen und 
Chancen

Praktikum

• Standortbestimmung

• Biografi earbeit

•  Stärken von Schlüs-
selqualifi kationen

• berufl iches Profi ling

•  Berufswunsch und Fähig-
keitsanalyse

•  Akquise und Begleitung 
Praktikum

•  Auswertung und 
Empfehlung

Findung und 
Erprobung

Ausbildung

•  Qualifi zierung in Inte-
grations- und Sozial-
betrieben sowie Werk-
stätten für Menschen 
mit Behinderung

•  Organisation
Zugang und Hilfsmittel

•  Begleitung Ausbildung 
und Berufsschule

•  Vorbereitung Abschluss 
und Anschluss

Praktikum und 
Perspektive

Beschäftigung

Arbeitnehmer über-
lassung und Nach-

haltigkeit

E
rs

te
r 

A
rb

ei
ts

m
ar

k
t•  Praktikum im Betrieb

•  Ansprechpartner für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber

•  Training-on-the-job

•  Intervention in Krisen-
situationen

•  Arbeitnehmer-
überlassung

•  Überleitung in dauer-
hafte betriebliche 
 Anstellung

Kontinuierliche persönliche Betreuung durch einen individuellen Job-Coach

Daneben soll im Geltungsbereich des Förderantrags ein neues Bewusstsein für das The-

ma Inklusion geschaffen werden, das sowohl das geeignete Informationsfundament für 

alle Beteiligten legt, als auch den durchaus gewünschten positiven öffentlichen Druck auf 

die Beteiligten verstärkt und ausübt, um die im Förderprojekt dargelegten Ziele zu errei-

chen und darüber hinaus über gangbare Werkzeuge der Inklusion zu verfügen. 

Aktionsbereich 2 „Job Opening“ – Arbeitgeber

Kontakten Betriebsanalyse Arbeitsort Betrieb Zertifi zierung

•  Aktivieren von Arbeit-
gebern für Beschäftigung

•  Beratung und Identifi ka-
tion von geeigneten 
Praktikumsplätzen

•  Einbindung des betrieb-
lichen Umfelds

•  Perspektive Beschäfti-
gung

•  Durchführung einer 
(Teil-)Zertifi zierung

Sensibilisierung einer breiten Arbeitgeberöffentlichkeit
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Das Projekt schafft durchlässige und nachhaltige Strukturen, die sich auf passgenaue 

Angebote für die Zielgruppen der Arbeitsuchenden und die passgenaue Forcierung der 

Ansprüche der Arbeitgeber konzentrieren. Dabei werden alle bestehenden Angebote in-

tegriert, für den Projekterfolg bei Bedarf aber auch neu interpretiert. 

Übergeordnete Innovationen: 

Die Koordinationsstelle ZusammenArbeit 

steht für Fragen rund um die Inklusion in das Arbeitsleben zur Verfügung. Sowohl den 

Vertretern der Wirtschaft als auch den Menschen mit Behinderung werden von hier aus 

die entscheidenden Brücken in die neuen Projekte im Sinne des Förderantrags, aber 

auch in die bestehenden Angebote und Systeme gebaut. Um die Wirtschaftlichkeit des 

Vorgehens zu sichern und keine unnötigen Verwaltungsstrukturen zu schaffen, wird die 

Koordinationsstelle beim Projektpartner ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH, einem 

erfahrenen und anerkannten Anbieter entsprechender Leistungen, angedockt. Insbeson-

dere wird von hier aus der Abgleich mit dem Integrationsfachdienst, zu dessen Gesell-

schaftern ACCESS gehört, dem Integrationsamt und der Arbeitsagentur gewährleistet. 

Diesen Institutionen wird die Mitgliedschaft im Beirat von ZUSA angetragen.

Die Koordinationsstelle sieht sich zugleich als Katalysator, mit dem die durchgeführten 

Maßnahmen ständig evaluiert und neuartige Qualifizierungsmaßnahmen entwickelt wer-

den. Wirtschaftsunternehmen erhalten unbürokratisch und auf direktem Weg Informatio-

nen und Unterstützung bei der Integration von schwerbehinderten Menschen in ihrem 

Betrieb. 

Innovationen für die Zielgruppe der Menschen mit Behinderung

Mit niedrigschwelligen, ausdauernden und in jeder Hinsicht individuell angepassten Maß-

nahmen werden Menschen in Arbeit gebracht. Kern dieser Maßnahmen ist der Dreiklang 

Aktivieren, Qualifizieren, Integrieren. 

Neu ist vor allem das Modell, die bestehenden Strukturen der Werkstätten für Menschen 

mit Behinderung (WfbM) für die Qualifikation der Zielgruppe in völlig neuer und innova-

tiver Weise zu nutzen. 
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Mehrere Projektpartner haben sich bereit erklärt, 

passgenaue Qualifizierungsangebote in Werkstätten für Menschen  

mit Behinderung

anzubieten, mit denen die Aktivierungsphase erfolgversprechender gestaltet werden 

kann. Hintergrund ist auch hier, das bestehende Raster der Angebote zu verfeinern. Zu-

gleich entsteht eine Synergie im System, indem die Werkstätten ihre Kompetenz nutzen 

können, um Beschäftigungsverhältnisse im ersten Arbeitsmarkt vorzubereiten. 

In dieser Interpretation sind die Werkstätten nicht Status Quo einer beruflichen Karriere, 

sondern Wendepunkt für eine nachhaltige Beschäftigungsmöglichkeit in der freien Wirt-

schaft. 

Im Mittelpunkt des Projekts stehen mehrere neuartige Angebote der Qualifikation. Dabei 

werden Unternehmen gewonnen, mit 

mehrmonatigen Praktika 

einen Einstieg ins Berufsleben zu erleichtern. Die ständige Begleitung während des Prak-

tikums, der dauernde Austausch mit den Arbeitgebern und die weitestgehende Anpas-

sung an sich bietende Chancen zeichnet dieses Praktikum aus. 

Dieser Ansatz soll dafür sorgen, dass schwerbehinderte Menschen schneller in Betriebe 

kommen und länger dort bleiben. Dies erhöht die Chancen deutlich, dass dauerhafte Be-

schäftigungsverhältnisse geschaffen werden. 

Im Einzugsbereich der Antragssteller haben sich bereits einige Unternehmen dazu bereit 

erklärt, solche Praktika anzubieten (siehe entsprechende „Letters of Intent“ im Anhang). 

Um die begonnene Integration in den Arbeitsmarkt auf keinen Fall abreißen zu lassen, 

konnte die Lebenshilfe Erlangen-Höchstadt mit ihrer Integrationsfirma INTEC gGmbH 

dafür gewonnen werden, 

gezielte Angebote der gemeinnützigen Arbeitnehmerüberlassung 

zu entwickeln. Denn die Zeiträume, in denen die Betroffenen arbeitsmarktnah sind, und 

die Möglichkeiten, den passenden Arbeitsplatz angeboten zu bekommen, stehen einer 

nachhaltigen Integration oft im Weg. Das Instrument der Arbeitnehmerüberlassung kann 

in diesem Kontext zum Türöffner werden und die Chancen deutlich erhöhen, eine dauer-

hafte Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt vorzubereiten. Diese Initiative enthält einen 

Pilotcharakter, um einen zusätzlichen Weg in den ersten Arbeitsmarkt zu eröffnen. Alle 

Ergebnisse werden ständig evaluiert.
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Innovationen in Richtung Wirtschaftsunternehmen und Organisationen: 

Das Inklusionszertifikat 

soll der Wirtschaft künftig ein Instrument zur Verfügung stellen, das ein Unternehmen als 

besonders engagiert im Sinne der Inklusion kennzeichnet und im Wettbewerb herausra-

gend sichtbar macht. Wer sich der Inklusion verpflichtet, leistet einen besonderen sozial-

politischen Beitrag. Zugleich stellt das Zertifikat sicher, dass die Qualität der angebote-

nen Arbeitsplätze die Belange der Menschen mit Behinderung berücksichtigt und sie in 

ihren Möglichkeiten stetig fördert. Um das Inklusionszertifikat sowohl regional als auch 

überregional auf eine breite Basis zu stellen, wird bei der Erarbeitung des Kriterienkata-

logs die Einbindung verschiedener Interessensgruppen und Experten angestrebt

Verknüpfung sozialer und wirtschaftlicher Netzwerke

Mit der Kommunikationsagentur Birke und Partner hat das Konsortium von ZUSA einen 

Experten für die zielgruppengerechte Ansprache gewinnen können. Davon profitieren 

Wirtschaftsvertreter und schwerbehinderte Menschen gleichermaßen: Ob Fachkräf-

temangel, Corporate Social Responsibility oder Leichte Sprache – jede Gruppe hat an-

dere Interessen und Bedürfnisse, die für eine erfolgsorientierte Kommunikation berück-

sichtigt werden müssen. 

Der Projektpartner Birke und Partner ist einerseits in Bezug auf die Eingliederung schwer-

behinderter Menschen mit besonderen Vermittlungshemmnissen „fachfremd“ genug, um 

in das Konsortium neue Perspektiven einzubringen, andererseits durch langjährige Ar-

beit im Bereich Gesundheit und Soziales für die speziellen Anforderungen dieses Be-

reichs ausreichend sensibilisiert, um einen nachhaltig wirksamen Dialog zum Thema In-

klusion führen zu können. Nicht zuletzt verfügt die Kommunikationsagentur über gefe-

stigte Zugänge in die Wirtschaft und ein großes lokales und regionales Netzwerk aus 

Fachmedien, Meinungsbildner_innen und Journalist_innen, das dem Projekt eine Prä-

senz in der Fach- und allgemeinen Öffentlichkeit garantiert.
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Arbeitsmarktprogramm 2015 

I. Vorbemerkung 

Das Arbeitsmarktprogramm 2015 wurde als Entwurf in den SGA und HFPA im Okto-
ber 2014 eingebracht. Die aus den Rückmeldungen erhaltenen Anregungen wurden 
in die nun aktuelle Version eingebracht. Diese liegt nun ebenfalls mit aktuellerem 
Datenstand dem SGA zur Begutachtung und dem HFPA zur Beschlussfassung im 
November 2014 vor. 

 

II. Rahmenbedingungen 

Statistische Grundlagen 

Die SGB II-Arbeitslosenquote befindet sich in Erlangen auf einem relativ niedrigen 
Niveau. Nach einem leichten Anstieg im Jahr 2014 kann im Herbst 2014 sogar ein 
Rückgang der SGB II Arbeitslosen verzeichnet werden. 
 
Der Erlanger Arbeitsmarkt bietet viel Potential für qualifizierte Arbeitskräfte. Aufgrund 
der geringen Industriearbeitsplätze im Helfer- und Anlernbereich ist ein deutlich ge-
ringeres Potential für SGB II Langzeitarbeitslose vorhanden. 
 
Die Zielgruppe der Langzeitleistungsbezieher befindet sich in Verstetigung bis leich-
ten Erhöhung und bedarf einer besonderen Aufmerksamkeit.  
 

 
Anm.: der starke Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit ab August ist saisonbedingt (Schulabgänger vor 
Ausbildungsaufnahme, Übertritte in weiterführenden Schule, Maßnahmenaufnahme etc.) 
 
Weitere statistische Details sind im Jobcenterbericht der GGFA zu finden, der im 
SGA vom 08.07.14 und im HFPA vom 23.07.14 mit dem Fokusthema Menschen im 
SGB II Bezug aufgelegt wurde. Der Jobcenterbericht für den SGA am 11.11.14 und 
den HFPA am 19.11.14 enthält neben den aktuellen Statistiken das Fokusthema 
Jugendliche im SGB II Bereich. 
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gramm 2015 
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Arbeitsmarktprogramm 2015 

Zielgruppenstatistik 

 

 

Finanzielle Rahmenbedingungen 

Reguläre Mittel aus dem SGB II Bundeshaushalt 
Nach den massiven Kürzungen der letzten drei Jahre von 49% der Eingliederungs-
mittel (vor Umschichtung), ist im Jahr 2014 ein Niveau erreicht, das auch in 2015 
fortgeschrieben wird. Die Zahl SGB II Empfänger hat sich im o.g. Zeitraum um nur 
durchschnittlich 12% reduziert. 
 
Erfreulicherweise konnten die Budgetansätze im Vergleich zum Entwurf des Arbeits-
marktprogramms vom September 2014 leicht erhöht werden. Durch die bundesweit 
leicht gesunkene Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten kann aller Voraus-
sicht nach das kommunale Jobcenter der Stadt Erlangen mit einer kleinen Erhöhung 
der Eingliederungsmittel rechnen. Dazu kommen Restmittel aus dem Jahr 2014, die 
bundesweit verteilt werden. 
 
Ausreichende Ausstattung des Verwaltungs-, Betreuungs- und Vermittlungs-
bereichs  
Im Jobcenter der Stadt Erlangen besteht darüber Einvernehmen, dass der behördli-
che Bereich fachlich geleitet mit ausreichend Personal ausgestattet sein muss. Es 
besteht der Anspruch, dass dem SGB II Antragsteller sowohl ein zügig und fachlich 
korrekter Leistungsgewährungsprozess, als auch entsprechend ausreichende perso-
nelle Unterstützung bei der Aktivierung und Integration in den Arbeitsmarkt über das 
Fallmanagement und die Personalvermittlung gewährt wird.  
 
Für die Finanzierung dieser Rahmenbedingungen ist das Verwaltungsbudget bei 
weitem nicht ausreichend. Die Kosten- und Tarifsteigerungen der letzten Jahre sind 
weitgehend unberücksichtigt geblieben. Der Bund lässt ausdrücklich die Umschich-
tung von Eingliederungsmittel in den Verwaltungskostenbereich zu. 
 
Darüber hinaus werden die beiden Maßnahmen, „Kajak für Alleinerziehende“ und 
„Bedarfsgemeinschaftscoaching“ unter dem Ansatz des spezialisierten Fallmanage-
ments ESF gefördert und kofinanziert aus dem Verwaltungstitel.  
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Verwaltungstitel (VWT) Plananahme       2.874 T€ 
Ausgabereste VWT aus 2014          100 T€  
Zwischensumme       2.974 T€  
plus Umschichtung aus EGT       1.023 T€  
VWT Plangröße Gesamt        3.997 T€  

  Eingliederungstitel (EGT) Plananahme       1.920 T€  
Ausgabereste EGT aus 2014            93 T€  
Zwischensumme       2.013 T€ 
minus Umschichtung in VWT       1.023 T€ 
Zur Verfügung stehender EGT          990 T€ 
plus 5% Überplanung              49 T€ 
EGT- Plangröße Gesamt        1.039 T€ 

 
Die endgültige Mittelzuweisung erfolgt per Eingliederungsmittelverordnung bis zum 
Jahresende Zum Vergleich: im Jahr 2014 standen insgesamt 987 T€ EGT Mittel zur 
Verfügung. 
 
Zusätzliche Integrationsmittel 

Die finanzielle Unterausstattung der Eingliederungsmittel wird durch folgende zusätz-
liche Mittel aufgestockt:  
 

- Kommunale Mittel                                     208 T€ 
- Perspektive 50 plus                                   860 T€ 
- Drittmittel                                                   176 T€ 
- Eigenerwirtschaftung der GGFA                 70 T€ 
- Eigenmittel der GGFA                                 40 T€ 

                                          Summe         1.354 T€ 
 

Somit stehen insgesamt 2,4 Mio. € zur Finanzierung eines Arbeitsmarktprogrammes 
zur Verfügung. In dem Maßnahmenkatalog sind nicht die kompletten EGT Mittel ver-
plant. Als Option verbleiben bleiben 37 T€, falls der Inklusionsantrag keinen Zuschlag 
erhält, bzw. wenn aufgrund rechtlicher Änderungen Aktivitäten in Richtung der Erwei-
terung eines Sozialen Arbeitsmarktes aufgenommen werden können. 
 
Entwicklungsschritte zum Arbeitsmarktprogramm 

Die in der Graphik dargestellten Faktoren und Einflussgrößen müssen hierbei zu-
sammengeführt werden. Die langjährigen Erfahrungen der kommunalen Tochter 
GGFA geben dazu die fachliche Grundlage. 
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Lokale Ziele 

Aktivierung und Integration der besonderen Zielgruppen im SGB II: 
 

 Jugendliche, Ältere über 50 und Alleinerziehende 
 Langzeitleistungsbezieher und Aufstocker mit Einkommen 
 Menschen mit Behinderung oder von Behinderung bedrohte 
 SGB II-Bezieher mit Migrationshintergrund 

 

Erweiterung des Angebotes eines Sozialen Arbeitsmarktes  
 
Ziele auf Bundes- und Landesebene 

Ziele im Rahmen der Zielvereinbarung nach §48a SGB II 
 

 Senkung der Kosten zum Lebensunterhalt K1 (Pauschalziel ohne Zielgröße) 
 Steigerung der Integrationsquote K2 (2014 Status Quo Erhalt) 
 Reduktion des Langzeitleistungsbezugs K3 (2014 Reduzierung um 0,5%) 

 

Die Ziele für 2015 werden mit dem Land im Dezember 2014 ausgehandelt. Im SGA 
und im HFPA des neuen Jahrs wird die dann abgeschlossene Zielvereinbarung vor-
gestellt. 
 
Die Errichtung von Jugendberufsagenturen 

Ziel im Koalitionsvertrag der Bundesregierung 
 

Die Jugendberufsagenturen gelten als wegweisende Instrumente, um die Zusam-
menarbeit zwischen den Rechtskreisen des Sozialgesetzbuchs II (Grundsicherung), 
III (Arbeitsförderung) und VIII (Kinder- und Jugendhilfe) zu verbessern. Sie sollen alle 
an der beruflichen Integration beteiligten Institutionen organisatorisch zusammenfas-
sen und auf diese Weise sicherstellen, dass junge Menschen schnell und sicher un-
terstützt werden und niemand verloren geht. Zitat „BIBB Good Practice Center 2014“ 
 
Der Bund selbst macht keine inhaltliche festen Vorgaben und stellt keine zusätzli-
chen Mittel zur Verfügung. Es sind ausschließlich die Akteure vor Ort gefragt, dieses 
Rahmenkonzept mit Leben zu füllen. Durch die bereits jetzt vernetzten und abge-
stimmten Aktivitäten des Jugendamtes im Rahmen der Jugendberufshilfe, des Stra-
tegischen Übergangsmanagements, JAZ e.V., der Agentur für Arbeit, der Mittelschu-
len und Berufsschule, und den Angeboten aus dem GGFA Jobcenterbereich und des 
GGFA Trägerteils werden wesentliche Ziele dieses Konzeptes abgebildet und für 
2015 weiterentwickelt. 
 
Die Trägerkonstruktion der GGFA AöR bietet dazu mit ihrem behördlichen Teil im 
Jobcenter und ihrem Trägerteil sehr gute rechtskreisübergreifende Entwicklungs- und 
Umsetzungsmöglichkeiten. 
 
Ziele des kommunalen Jobcenters 

 Erneut mindestens 1000 Integrationen im Jahr 2015 (Details siehe Maßnah-
menkatalog) 

 Maximaler und bedarfsgerechter Einsatz und Ausschöpfung der Bundes-
mittel zur Eingliederung 

 Vermittlung aller ausbildungsfähigen Jugendlichen in eine Ausbildung 
 Bedarfsdeckende Maßnahmenangebote für alle noch nicht ausbildungsfähi-

gen Jugendliche 
 Weiterentwicklung und Erweiterung der Angebote im Übergang Schule - Be-

ruf in Zusammenarbeit mit der „Stabstelle Strategisches Übergangsma-
nagement“ und dem Jugendamt bei folgenden rechtskreisübergreifenden 
Maßnahmen - passend ins Rahmenkonzept Jugendberufsagentur: 
- Ampel-Konzept an Mittelschulen zur Schulabgangssteuerung 
- Jugend stärken im Quartier  
- Berufsvorbereitungsklasse 

 

Lokale Ziele 

Aktivierung beson-
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 Einbeziehung der Erlanger Träger für besondere Zielgruppen: 

- Jugendwerkstatt Eltersdorf für außerbetriebliche Ausbildungsplätze  
- Externe Träger für Arbeitsgelegenheiten 
- Projektantrag zur intensivierten Eingliederung und Beratung von schwer-

behinderten Menschen mit folgenden Projektpartnern: 
 Agentur für Arbeit Fürth 
 Jobcenter Erlangen-Höchstadt 
 Access Integrationsbegleitung 
 Lebenshilfe Erlangen 
 Soziale Betriebe der Laufer Mühle 
 Regnitz-Werkstätten der Lebenshilfe Erlangen 
 Intec gGmbH der Lebenshilfe Erlangen-Höchstadt 
 WAB Kosbach, Wabe e.V. 
 Birke und Partner (Projektkoordination / Redaktion Förderantrag) 

 
 Sicherung der Drittmittelakquise (Beteiligung ESF-Bundesprogramme, ESF 

Bayern, Bundesprogramm für arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose) 

 

Konzeptionelle Ziele für 2015 

Vertiefung der bereits sehr guten Zusammenarbeit mit kommunalen Trägern aus den 
Bereichen der psychosozialen Beratung, der Drogen-, Sucht-, Jugend- und Familien-
beratung, der Schuldnerberatung und der Kinderbetreuung. Es ist das Ziel, ein ge-
meinsam abgestimmtes kommunales Konzept zu entwickeln. 
 
III. Maßnahmen- und Instrumente 

Die Maßnahmen und Instrumente beruhen auf den rechtlichen Möglichkeiten die das 
SGB II mit seinen Zeilen vorgibt. Die nahezu 10 jährige Erfahrung der GGFA AöR in 
der Konzeption und Realisierung von SGB II Maßnahmen, die selbst oder von Dritten 
durchgeführt wurden, bilden die Basis des folgenden Maßnahmenkataloges. Die 
Maßnahmen und Instrumente gliedern sich in folgende zwei Bereiche: 

Angebote und Maßnahmen für bestimmte Zielgruppen 

- Alle Neukunden und Kunden mit Integrationspotential 
- Jugendliche und junge Erwachsene (U25) 
- Alleinerziehende /Bedarfsgemeinschaften 
- Menschen mit Behinderung oder psychischer Beeinträchtigung  
- Ältere ab 50 
- Migrantinnen und Migranten 
- Arbeitsmarktferne Langzeitleistungsbeziehende 

 
Zielgruppenübergreifende Angebote nach individueller Bedarfslage 

- Vermittlungsbudget §44 
- Eingliederungszuschuss 
- Einstiegsgeld 
- Berufliche Anpassungsqualifizierungen 
- Reha-Maßnahmen 
- Eignungsdiagnostik 

 
Notwendige, aber nicht finanzierbare Maßnahmen 

- Niederschwellige tagesstrukturierende Maßnahmen altersoffen für Langzeit-
leistungsbezieher. 

- Zurverfügungstellung eines deutlich höheren Angebots von Arbeitsgelegen-
heiten als wesentliches Angebot eines Sozialen, bzw. inklusiven Arbeits-
marktes. 
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IV. Maßnahmenkatalog 

Angebote für besondere Zielgruppen 

 

 

  

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt Maßnahmen Plätze Aktivierung Integration

Steigerung der Anzahl und der Nachhaltigkeit der 
Integrationen in Erwerbsarbeit

Werkakademie                                                      

Eingangsgespräche mit Profiling für 
Neukunden

nach 
Bedarf 500

Ziele 2015
Bewerbungszentrum                                               

Unterstützung im Bewerbungsprozeß
nach 

Bedarf 1500 siehe oben

- Neukunden mit Arbeitsmarktpotential unmittelbar 
nach einem Profiling in den Vermittlungsprozess 
führen

Projekt Arbeitssuche (PAS)                                       

Bewerbungsunterstützung bei der 
Arbeitssuche als 6-wöchige 
Präsenzmaßnahme

24 200 siehe oben

- 1000 Integrationen im Jahr 2015                                                  
- davon 100 Integrationen in Ausbildung                                                                                           
- Einbindung des Fallmanagements zur Steigerung 
der Integrationen

Berufliche 

Anpassungsqualifizierungen   diverse 
individuelle Qualifizierungsangebote (z.B. 
Fachkraft für Sicherheit, Altenpflegehelfer, 
Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung, 
etc.)                          Externe Träger

nach 
Bedarf

siehe unten       
Alle Kunden siehe oben

Bestandskunden Personalvermittlung 157

1700 657

Zielgruppe

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 228 T EUR (Eingliederungtitel=EGT)                                                        

+ 215 T EUR (Verwaltungstitel=VWT)

geplant*Alle Neukunden und Kunden mit Integrationspotential

* die geplanten Aktivierungen und Integrationen basieren auf Schätzwerten der Ergebnisse aus 2013 und dem Stand der Ergebnisse zum 30.09.2014.

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt Maßnahmen Plätze Aktivierung Integration

Jugend in Ausbildung                                                                  

Vermittlung in Ausbildung aus 
Abgangsklassen der Mittelschulen und 
Altbewerbern // GGFA Verbundprojekt

60-80 100

Jugendwerkstatt Eltersdorf                                                        

geförderte Ausbildung Holzfachwerker                                                                   
Externer Träger

4 2 2

Ziele 2015

Ausbildung zur Fachkraft                                                                    

für Küchen-, Möbel- und Umzugshelfer im 
Sozialkaufhaus

1 pro 
Jahr 3 2

- Keiner darf verloren gehen                                                                        
- Vermittlung aller ausbildungfähigen Jugendlichen 
in Ausbildung 

CLEO                                                                        

Maßnahme für psychisch belastete 
Jugendliche

15 19 5

- Ausbildungmöglichkeiten für besonders be-
nachteiligte Jugendliche verstetigen und 
ausbauen; Durchschnittlich sechs bis acht 
geförderte Ausbildungsplätze (BaE)/Jahr werden 
eingerichtet

Last Minute                                                

Nachvermittlung in Ausbildung der 
Schulabgänger im SGB II-Rechtskreis (nur 
August/September)

15 15 5

- Erhalt, Verstetigung und Ausbau sinnvoll 
aufeinander abgestimmter Förderangebote für 
besonders benachteligte Jugendliche im 
Übergang Schule - Beruf

Hauptschulabschluß                                  

Betreuung und Unterricht zum Nacholen 
der externen Prüfung 15 35 0

- Weiterentwicklung der Kooperation mit der 
Jugendhilfe und der Stabsstelle Strategisches 
Übergangsmanagement zur Angebotsentwicklung 
im Sinne der Jugendberufsagentur

Jugend Stärken im Quartier                                              

Kooperation mit Jugendhilfe zur 
rechtskreisunabhängigen Förderung 
benachteiligter Jugendlicher

100 134 25

- Fortführung des Angebotes zum Nachholen des 
Hauptschulabschlusses

Berufsvorbereitungsklasse                                

Verbundprojekt mit Jugendhilfe und 
Berufsschule 

20 20-40 15

- Einwerben von Fördermitteln über 
Arbeitsmarktfonds, ESF Bayern und 
Bundesprogramme

Transit                                                                

berufsvorbereitende Maßnahme 20 60 20

Einstiegsqualifizierung (EQ)                                              

Praktikum im Ausbildungsbetrieb                                                              
Externe Betriebe

4 8 4

ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)                                                           
Externe Träger

4 4 0

280 178

Jugendliche und junge Erwachsene (u25)

Verstetigung und Weiterentwicklung der 

Förderangebote für junge Menschen (u25)

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 227 T EUR (EGT)  + 118 T EUR (kommunale Mittel) +  

163 T EUR (BMFSF/JA) + 32 T EUR (Eigenmittel) + 45 T EUR (VWT)

Zielgruppe

geplant*
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Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt Maßnahmen Plätze Aktivierung Integration

Kajak Erlangen                                                  

Coaching für Alleinerziehende 40 50 6

Bedarfsgemeinschaftscoaching                                      

Coaching für Bedarfsgemeinschaften zur 
Verbesserung der Arbeitsmarktnähe und 
Beschäftigungsaufnahme

40 75 14

Ziele 2015

- Nachhaltige Förderung Alleinerziehender. 
Verbesserung der Teilhabemöglichkeit durch 
Förderung der lebens- und berufspraktischen 
Kompetenzen mit dem Ziel nachhaltig und stabil 
einer Beschäftigung nachgehen zu können. 
Entwicklung arbeitsmarktrelevanter Flexibilität. 
(Kajak) 

- Erhöhung von Integrationsmöglichkeiten in der 
Förderung Langzeitarbeitsloser durch Fallarbeit mit 
der gesamten Familie. (Bedarfsgemeinschaft)

- Fortsetzung der beiden Angebote nach dem 
31.03.2015 durch Beteiligung am ESF Bayern 
2014-2020 

125 20

Steigerung der Integration und Senkung des 

Bestands von Langzeitleistungsbeziehenden

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 67,5 T EUR (Europäischer Sozialfond = ESF) + 143 T EUR (VWT)

Zielgruppe
Alleinerziehende und Bedarfsgemeinschaften geplant*

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt Maßnahmen Plätze Aktivierung Integration

JobAccess (Access)                                                      

Angebot für behinderte 
Langzeitarbeitslose zur Förderung der 
beruflichen Integration (bis 31.03.2015)                                        
Externer Träger

max. 
20 6 2

Jobclearing (Access)                                                              

4-monatige Statusüberprüfung und 
Perspektivenentwicklung für den 
Arbeitsmarkt / Einzelfallberatung und 
Coaching (2-3 Durchläufe)                    
Externer Träger

18 18 0

Ziele 2015

In Planung: Inklusionsantrag Erlangen                        
(Laufzeit 01.03.2015 - 31.03.2018)                                                                 
Externe Träger

- Aktivierung von 50 psychisch Beeinträchtigten, 
Behinderten oder von Behinderung bedrohten 
Menschen bei Maßnahmeträgern mit 
Zielgruppenaffinität
- Übergang von 20 SGB II-Kunden mit fraglicher 
Erwerbsfähigkeit in adäquate Hilfesysteme – 

Sozialgeld SGB II, SGB XII
- Fachliche Ziele: Strategieentwicklung zur 
Integration (z.B. für Kunden mit GdB), Erlernen 
einer arbeitsmarkttauglichen Tagesstruktur, 
Berufswegeplanung, berufliche Neuorientierung, 
krankheitsangepasste berufliche Perspektiven 
entwickeln
- Beteiligung am Programm der Bundesregierung 
zur Intensivierten Eingliederung und Beratung von 
schwerbehinderten Menschen (Inklusionsantrag 
Erlangen)
- Sicherung der bestehenden Angebote

24 2

geplant*

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 35 T EUR (EGT) + 1,6 Mio Inklusion für die gesamte Region

Zielgruppe
Menschen mit Behinderung oder psychischer Beeinträchtigung

Verstetigung und Weiterentwicklung 

zielgruppengenauer Angebote zur 

Verbesserung der Integrationsfähigkeit
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Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt Maßnahmen Plätze Aktivierung Integration

Maßnahmen für arbeitsmarktnahe Kunden

Bewerbungszentrum 50plus – 

Vermittlungsunterstützung 
arbeitsmarktnaher Kunden

nach 
Bedarf 350 0

Ziele 2015

Mini-/Midijob                                                                           

Coaching zur Vermittlungsunterstützung 
von Personen mit eingeschränkter 
Leistungsfähigkeit

15 30 6

- Integrationen in sozialversicherungspflichtige 
Arbeitsverhältnisse / Zielvereinbarung BMAS: 133 
Integrationen

Zielgruppenspezifische  

Arbeitsvermittlung

nach 
Bedarf 120

Maßnahmen zur Unterstützung der 

Arbeitsaufnahme - 

Eingliederungszuschuss, 
Vermittlungsbudget, Einstiegsgeld, 
Kurzqualifizierung                                                                                    
Externe Träger

nach 
Bedarf

siehe unter         
Alle Kunden siehe oben

Maßnahmen für arbeitsmarktferne Kunden

- Aktivierungen von arbeitsmarktfernen Kunden 
durch modulare Aktivierungsangebote / 
Zielvereinbarung BMAS: 160 Kunden werden mit 
mindestens 25 Stunden pro Jahr und pro Kunde 
aktiviert

Jobcafe                                                                                        

offenes Angebot für Gesundheit, 
Ehrenamt und Jobrecherche

nach 
Bedarf 160 3

Aktivwochen                                                          

Gruppenangebot zur Entwicklung 
eigenständiger Teilhabe

120 120 0

- Vorbereitung der Überführung der 50plus-
Ansätze in das Regelgeschäft ab 2016 und das 
neue ESF-Programm für Langzeitarbeitslose 

AGH Fund- und Bahnhofsfahrräder                         

Besetzung durch 50plus inkl BSD 7 17 2

AGH extern - Besetzung durch 50plus 3 6 1
Einzelcoaching (Sozialscout)                                         
bedarfsorientierte individuelle Begleitung

nach 
Bedarf 40 2

723 134

geplant*

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 860 T  EUR (Sonderprogramm Perspektive 50 plus)

Zielgruppe

Ältere / ab 50-jährige

Fortschreibung der Integrationen von 133 und 

damit zur Senkung des Bestandes an 

Langzeitarbeitslosen beitragen

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt Maßnahmen Plätze Aktivierung Integration

Sonderprojekt Migrajob                                                             

Beratung zur Anerkennung ausländischer 
Berufsabschlüsse

75

Integrationskurse und 

berufsbezogene Sprachkurse                                                

Externe Träger

nach 
Bedarf 92

Ziele 2015

generelle Inklusionsstrategie:                                               

alle angebotenen Maßnahmen sind für 
Migranten geöffnet                                         
Intern wie Externe Träger

- Erhöhung der Integrationen durch Anerkennung 
ausländischer Berufsabschlüsse
- Fortführung der Strategie den Anteil von 
Migranten in allen Maßnahmeangeboten zu 
stabilisieren bzw. zu erhöhen und individuelle 
Unterstützungs-leistungen anzubieten
- Unterstützung des Besuchs von 
berufsbezogenen Sprachkursen
- Akquirierung von Bundesmitteln zur Fortsetzung 
der Beratungstätigkeit im bisherigen Umfang

- Kooperation und Zusammenarbeit mit den 
maßgeblichen Akteuren der Migrationssozialarbeit 
und Migrantenselbstorganisationen vertiefen

92

geplant*

Zielgruppe

Migrantinnen und Migranten

Sicherung der Aktivierung und Eingliederung 

von Migrantinnen und Migranten

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 35 T EUR (Bundesprogr. IQ-Netzwerk) +  8 T EUR (Eigenmittel) 
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Zielgruppenübergreifende Angebote nach individueller Bedarfslage 

 
 
 
 
Gesamtzahlen der Integrationen und Aktivierungen im Vergleich  

 

  

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt Maßnahmen Plätze Aktivierung Integration

AGH Fund- und Bahnhofsfahrräder 

(Bike)
9 23 3

AGH Sozialkaufhaus 5-6 23 4

Ziele 2015

AGH Externe Einsatzstellen                                                                                                                 

(bei zwei Plätzen mit Betreuung vor Ort 
geplant)

18 20 2

- Hinführung an den Arbeitsmarkt, Erkennen von 
Fertigkeiten und Fähigkeiten, Inklusion

Betrieblicher Sozialdienst (BSD) -                                           
Betreuung der AGH- Teilnehmer in den 
Einsatzstellen intern

15 siehe oben 0

- Ausbau des Platzangebotes bei externen 
Trägern besonders für Frauen im 
Langzeitleistungsbezug
- Beteiligung am neuen ESF-Bundesprogramm für 
arbeitsmarktferne langzeitarbeitslose 
Leistungsberechtigte im SGB II

66 9

Verstetigung und geringer Ausbau der Anzahl  

der Arbeitsgelegenheiten (AGH)

geplant*

Zielgruppe
arbeitsmarktferne Langzeitleistungsbeziehende

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 191 T EUR (EGT)

Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt Maßnahmen (nur Externe Träger) Plätze Aktivierung Integration

Vermittlungsbudget nach §44                                                                
Leistungen zur Anbahnung oder Aufnahme 
einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung (z.B. Bewerbungskosten, 
Fahrtkosten,…)

k.A. möglich 0

Eingliederungszuschuss                                                            

Lohnkostenzuschuss für Arbeitgeber 14

Ziele 2015

Einstiegsgeld                                                                                         

Zuschuss für Leistungsberechtigte bei 
Arbeitsaufnahme oder Selbstständigkeit

23

- Kundengerechter und wirtschaftlicher Einsatz der 
Instrumente Vermittlungsbudget, 
Eingliederungszuschuss, Einstiegsgeld und 
Berufliche Anpassungsqualifizierungen

Berufliche 

Anpassungsqualifizierungen                                                                     

diverse individuelle 
Qualifizierungsangebote (z.B. 
Sprachkurse, Fachkraft für Sicherheit, 
Altenpflegehelfer, Fahrerlaubnis zur 
Fahrgastbeförderung, etc.)

178 0

Reha-Maßnahmen                                                                           

individuelles Angebot für Reha-Kunden in 
Einzelfallförderung

6 5

Eignungsdiagnostik                                                

Überprüfung der Arbeitsfähigkeit 0

Existenzgründungsberatung 40 4

224 42**
* die geplanten Aktivierungen und Integrationen basieren auf Schätzwerten der Ergebnisse aus 2013 und dem Stand der Ergebnisse zum 30.09.2014.
** diese Integrationen sind bereits in den Neukunden der Werkakadmie und den Bestandskunden der Arbeitsvermitllung enthalten

Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 322 T EUR (Eingliederungtitel)

geplant*Alle Kunden

Steigerung der Anzahl und der Nachhaltigkeit 

der Vermittlungen in Erwerbsarbeit

na
ch

 B
ed
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f u

nd
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ha

nd
en

en
 M

itt
el

n

Zielgruppe

Aktivierung Integration
Gesamtzahl der Integrationen in 2015 (geplant) 3744 1000
im Vergleich in 2014 (Stand 31.08.2014) 3464 684

in 2013 3164 1044
in 2012 2663 1008
Steigerungen der Aktivierungen durch Werkakademie und Bewerbungszentrum

80/178



 

   12 

Arbeitsmarktprogramm 2015 

V. Schlussbetrachtungen 

Auch für das Jahr 2015 kann ein noch viele Zielgruppen erreichendes Arbeits-
marktprogramm aufgelegt werden. Die finanziellen Einschnitte bei den Bundesmit-
teln lassen jedoch komplexe und kostenintensive Maßnahmen im weiteren Umfang 
nicht mehr zu. 

Ein wichtiger Hebel für eine bessere finanzielle Ausstattung wäre die Benachteili-
gung aufzuheben, die durch den Verteilalgorithmus der Eingliederungsmittel (regio-
naler Problemdruckindikator) zu Lasten der Bundesländer mit geringen SGB II Zah-
len entsteht. 

Die von der Bundesministerin Frau Andrea Nahles beim Tag der Jobcenter am 
16.09.2014 in Berlin angekündigte Initiative zur Inklusion von sehr marktfernen 
arbeitsfähigen SGB II Beziehern wird mit großen Erwartungen begleitet. Diese be-
sondere Zielgruppe macht in Erlangen einen großen Anteil bei den SGB II Empfän-
ger aus. Ein inklusiver Arbeitsmarkt muss mit zusätzlichen Mitteln und einer SGB II 
Gesetzesreform ausgestattet werden, wenn dieser ein tragfähiges Instrument wer-
den soll. 

 

Prävention zur Vermeidung des SGB II Bezugs ist ein wesentlicher Programm-
punkt. Dazu gehören die Bildungs- und Teilhabeaktivitäten der Sozialhilfeverwal-
tung, wie die trägerübergreifenden Aktivitäten der GGFA im Übergang Schule Be-
ruf. Dies in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt, JAZ ev., dem strategischen 
Übergangsmanagement, den Mittelschulen, der Berufsschule und der Agentur für 
Arbeit. Auch wenn die im Koalitionsvertrag vorgesehene Jugendberufsagentur in 
Erlangen sich nicht räumlich an einer Stelle befindet, werden die bereits vorhande-
nen und für 2015 vorgesehenen Jobcenter und GGFA Aktivitäten wesentliche An-
gebote einer Jugendberufsagentur darstellen. 

 

Das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit kann nur durch vernetztes lokales Han-
deln in der Stadt und in der unmittelbaren Metropolregion bewältigt werden: 

 Der Arbeitskreis mit Akteuren aus Stadt und Landkreis, entstanden zur Er-
stellung eines Projektantrags für ein Inklusionsprojekt, hat den Anspruch 
langfristig an dem gemeinsamen Ziel zu arbeiten, rechtskreisüberbegrei-
fend Menschen mit Behinderung in den Arbeitsmarkt zu führen. 
 

 Wenn die sehr notwendige und wünschenswerte Initiative für einen inklusi-
ven sozialen Arbeitsmarkt kommen sollte, wird die Umsetzung nur unter 
Einbindung aller kommunalen Partner und karitativen Einrichtungen mög-
lich sein. 
 

 Der Runde Tisch zur nachhaltigen Reduzierung der Langzeitarbeitslosig-
keit im Arbeitsagenturbezirk Fürth wird eine gute Plattform darstellen, in ei-
nem vernetzten Kontext aktiv zu werden und gemeinsame Programme zu 
finden. Das kommende ESF Bundesprogramm für Langzeitarbeitslose, das 
mit Betriebsakquisiteuren und Coaches auf die direkte Integration in den 
Arbeitsmarkt zielt, hat das Potential einen Teil unserer 50plus Integrations-
kompetenz in die nächsten Jahre zu führen.  
 

 Für 2016 ff ist vorgesehen, die Angebote des 50plus Projektes für die Ziel-
gruppe der Langzeitarbeitslosen altersoffen zu öffnen. Die neuen Räume in 
der Alfred Wegenerstraße konzentrieren die Beratungs- und Vermittler Bü-
ros auf einem Flur, mit Jobcafe und kleinem Werkstattbereich und sind 
hervorragend für diese Aufgabenstellung geeignet. 

 

 
 
Umfangreiches 
Arbeitsmarktpro-
gramm mit Lücken  
 
 
Regionaler Prob-
lemdruckindikator 
muss fallen 
 
 
Berlin kündigt In-
klusiven Arbeits-
markt an  
 
 
 
 
 
 
Prävention als eine 
zentrale Aufgabe 
 
 
Bausteine der Ju-
gendberufsagentur 
stehen 
 
 
 
Vernetztes Handeln 
vor Ort 
 
Projektgruppe In-
klusion langfristig 
aktiv 
 
 
Sozialer Arbeits-
markt von vielen 
Schultern zu tragen 
 
 
Runder Tisch im 
Arbeitsamtsbezirk 
Fürth als Katalysa-
tor zur Bekämpfung 
der Landzeitarbeits-
losigkeit 
 
 
Zentrum für Lang-
zeitarbeitslose am 
Entstehen 
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Arbeitsmarktprogramm 2015 

Verzeichnis von SGB II - Abkürzungen  
 
abH ausbildungsbegleitende Hilfen 
AGH Arbeitsgelegenheiten 
AMF Arbeitsmarktfonds 
AVGS Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein 
AZ Arbeitszeit 
BAE Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen 
BgA Betrieb der gewerblichen Art 
BG-Coaching Coaching von Bedarfsgemeinschaften 
BMAS Bundesministerium Arbeit und Soziales 
BSD Betrieblicher Sozialdienst 
BWZ Bewerbungszentrum 
CLEO Coaching für lernen, erleben, organisieren 
EGT Eingliederungstitel 
EGZ Eingliederungszuschuss  
eLB Erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
EQ Einstiegsqualifizierung  
ESF Europäischer Sozialfonds  
FBW Förderung der beruflichen Weiterbildung 
FK Fahrtkosten 
FM Fallmanagement 
GdB Grad der Behinderung 
GuV Gewinn- und Verlustrechnung 
HFPA Haupt-, Finanz- und Personalausschuss 
KdU Kosten der Unterkunft 
KFA Kommunaler Finanzierungsanteil 
LfU Leistung für Unterkunft 
MA Mitarbeiter 
MAE Mehraufwandsentschädigung 
MB Mittagsbetreuung 
Migrajob Beratung von Migrant/innen bei der Anerkennung  
 ausländischer Abschlüsse 
pAP Persönlicher Ansprechpartner 
PAS Projekt Arbeitssuche 
PAV Personal- und Arbeitsvermittlung 
SIZ Selbstinformationszentrum 
SKH Sozialkaufhaus 
STMAS Bay. Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung 
TN Teilnehmer/in 
TZ Beschäftigung in Teilzeit  
u25 unter 25-Jährige 
VWT Verwaltungstitel 
VZÄ Vollzeitäquivalent 
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Jobcenter Erlangen / GGFA AöR / 17.11.14 

Beantwortung der Fragen aus dem Protokollvermerk aus der 4. Sitzung des Sozial-
und Gesundheitsausschusses mit Sozialbeirat vom 11.11. 2014 
 

Protokollvermerk 

V/50/SC029-T. 2444 
II/024/2014/1 

Erlangen, 11.11.2014 

 

Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen 

Protokollvermerk aus der 4. Sitzung des Sozial-und Gesundheitsausschusses 
mit Sozialbeirat - Haushalt 2015 
Tagesordnungspunkt 3 - öffentlich - 
 
Protokollvermerk: 

Es wird um folgende Ergänzungen für die HFPA-Sitzung am 19.11.2014 gebeten: 
- Darstellung der Probleme in 2014 
- sich daraus ergebende Konsequenzen für 2015 
- Gegenüberstellung der freien Ausbildungsplätze zu den unversorgten Jugendlichen  
 
1. Antwort zu den beiden ersten Fragestellungen 
- Darstellung der Probleme in 2014 
- sich daraus ergebende Konsequenzen für 2015 
 
Im Rahmen des Arbeitsmarktprogramms 2014 kann vor allem die Zielgruppe der Langzeitar-
beitslosen, im SGB II System die erwerbsfähigen Langzeitleistungsbezieher, nicht im vollen 
Umfang gefördert werden. 
Die Gründe dafür sind die stark gekürzten Bundesmittel in Verbindung mit den Beschrän-
kungen der aktuellen SGB II Gesetzgebung, die innerhalb von fünf Jahren die Zuweisung 
von nur zwei Jahren in Arbeitsgelegenheiten zulässt. Weiterhin wird eine langdauernde Akti-
vierung nicht durch die Hauptziele des SGB II Zielsystems angestrebt – hier geht es vor al-
lem um die Integration in den Arbeitsmarkt. Langzeitarbeitslose können häufig nur über eine 
langfristige Aktivierung in Erwerbstätigkeit geführt werden. Dies führt aufgrund der teilweise 
multiplen Hemmnislagen oft zu einem nur geringeren Stundeneinsatz, d.h. der SGB II Bezie-
her wird weiterhin im Leistungsbezug verbleiben. 
 
Konsequenzen für das Jahr 2015 

 Für das Jahr 2015 ist im Arbeitsmarktprogramm nur eine kleine Steigerung von 30 
auf 33 Plätze für Arbeitsgelegenheiten vorgesehen. 

 Es steht jedoch für 2015 eine noch engere Zusammenarbeit mit den Beratungsstellen 
in der Kommune auf der Agenda, um den oft mit mannigfaltigen Problemlagen behaf-
teten Langzeitleistungsbeziehern noch besser helfen zu können. Dazu soll ein abge-
stimmtes Konzept entwickelt werden. 

 Das aktuell eingereichte Konzept zur Inklusion von Langzeitarbeitslosen mit Behinde-
rung ist ein weiterer Programmbaustein. Falls der Projektantrag negativ beschieden 
werden sollte, wird ein kleines Budget für 2015 vorgehalten, um Konzeptinhalte mit 
Dritten Trägern umsetzen zu können. 

 Die Aktivitäten des Programms Perspektive 50plus, das im Jahr 2015 ausläuft, wur-
den im Frühjahr 2014 räumlich im GGFA Gebäude in der Alfred Wegener Straße zu-
sammengefasst, mit der Absicht dies ab 2016 altersoffen als Aktivierungszentrum für 
Langzeitarbeitslose zu führen. 

Ö  3
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 Die Vorbereitungen eines Jobcenterantrages für das Bundesprogramm zur Reduzie-
rung der Langzeitarbeitslosigkeit laufen auf Hochtouren. Ein Arbeitsmarktakquisiteur 
in Verbindung mit Coaches, die den Wiedereinstieg begleiten, sollen hier für nachhal-
tige Integrationen sorgen. 

 
Die Notwendigkeit der Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit ist erfreulicher Weise in der 
Berliner Politik angekommen. 
 
In der beiliegenden „Unterrichtung“ der Bundesministerin Andreas Nahles werden teils kon-
krete Projekte wie grobe Entwürfe aufgezeigt. Die sind aus der fachlichen Sicht des Jobcen-
ters sehr unterstützenswert. 
Das Thema Sozialer, Inklusiver Arbeitsmarkt wird hier zwar nur als Vision geschildert, des-
sen konkrete Ausgestaltung noch vorgenommen werden muss, aber ein erster Schritt ist 
gemacht. 
 
Auch die Einführung von Aktivierungszentren für Langzeitarbeitslose verbunden mit der wei-
teren Bindung von 1000 Mitarbeitern aus dem Programm Perspektive 50 plus, ist ein höchst 
wünschenswerter Ansatz, den wir bereits im Jobcenter vorbereitet haben. 
 
 
2. Zur Frage der Gegenüberstellung der freien Ausbildungsplätze und der un-
versorgten Jugendlichen 
 
In der Statistik über die Ergebnisse aus dem Projekt Jugend in Ausbildung werden im Sach-
standsbericht des Jobcenters vom September/Oktober unter der Überschrift „Vermittlung in 
Ausbildung“ lediglich 2 unversorgte Jugendliche dargestellt. Es handelt sich bei dieser Dar-
stellung um die Jugendlichen aus den Abgangsklassen der Mittelschulen.  
 
Darüber hinaus gibt es noch weitere Jugendliche im System, die unversorgt sind. Dies, da 
z.B. noch keine Ausbildungsreife attestiert werden kann, persönliche oder familiäre Problem-
lage vorrangig zu bearbeiten sind, Maßnahmen doch nicht zum zielführend waren oder Aus-
bildungs- und Arbeitsabbrüche stattfanden etc.. 
 
Zum Zeitpunkt 30.9.2014 war ein Bestand von 41 unversorgten Jugendlichen und zum Zeit-
punkt 14.11.2014 nur noch ein Bestand von 34 unversorgten Jugendlichen zu verzeichnen. 
 
Diese Jugendlichen befinden sich zu 2/3 in der Betreuung durch das Jugendfallmanagement, 
da deren multiple Problemlage diese vor einer Ausbildungsplatzvermittlung als notwendig 
anzeigt. Mindestens 3 Personen weisen dabei multiple Vermittlungshemmnisse mit mehr als 
3 Hemmnissen auf. Die meisten Klienten (27%) mit Vermittlungshemmnissen haben ge-
sundheitliche (körperliche oder psychische Beeinträchtigungen), gefolgt von der Gruppe der 
Ausbildungsabbrecher (17%) und derer ohne Schulabschluss (16%). Weitere Problemlagen, 
die einer sofortigen Aufnahme einer Ausbildung im Wege stehen sind die mangelnde Ausbil-
dungsreife, anhängige Strafverfahren bzw. Haftantritte, Lernprobleme, familiäre Probleme, 
sprachliche Probleme oder auch das Thema Alleinerziehung. 
 
Betreff der noch offenen Ausbildungsplätze und den unversorgten Bewerbern zeigt sich, 
dass ein Großteil der unversorgten Jugendlichen aufgrund ihrer Defizite erst in die Ausbil-
dungsreife- und Willigkeit geführt werden müssen. 
 
Weiterhin zeigt sich das klassische Problem, dass die Top Ten der freien Ausbildungsplätze 
nur zum Teil zu den gewünschten Ausbildungswünschen passt. Aber wie oben dargestellt, 
ist diese Problemlage nicht das eigentliche Problem unserer unversorgten Jugendlichen. 
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Anlage 13 

5. November 2014 | Langzeitarbeitslosigkeit | Info bag Arbeit Berlin 
 
Chancen eröffnen — soziale Teilhabe sichern 
 
Der Ausschuss für Arbeit und Soziales berät am 5. November 2014 über ein Konzept zum 
Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit. 
 
Die Unterrichtung durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales enthält fünf Schwer-
punkte: 
 

1. Bessere Betreuung im Aktivierungszentrum: Durch verbesserte Betreuungsrelati-
onen und gut qualifizierte Fachkräfte in den Jobcentern sollen die nötige Zeit und das 
Know-how für die Vermittlung bereitgestellt werden, um die Menschen mit ihren indivi-
duellen Problemlagen, Stärken und Schwächen noch besser kennenzulernen (Profiling) 
und ihnen dann geeignete Angebote machen zu können. (incl. der Übernahme von 1000 
Stellen aus dem 50plus Programm) 
 
2. ESF-Programm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter: 
Im Mittelpunkt stehen die gezielte Ansprache und Beratung von Arbeitgebern, Arbeit-
nehmercoaching auch nach der Aufnahme einer Beschäftigung sowie der Ausgleich von 
geringerer Leistungsfähigkeit durch im Zeitverlauf abnehmende Lohnkostenzuschüsse. 
(Start: 1. Quartal 2015, insgesamt rund 885 Mio. Euro, ESF 470 Mio. Euro und SGB-II-
Eingliederungstitel 415 Mio. Euro, 2015 bis voraussichtlich 2019 für bis zu 33.000 Teil-
nehmer/innen) 

 
3. Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt: Soziale Teilhabe entsteht insbesondere durch 
die aktive Teilnahme am Erwerbsleben. Deshalb legt das BMAS ergänzend ein Pro-
gramm für öffentlich geförderte Beschäftigung für besonders arbeitsmarktferne Lang-
zeitarbeitslose auf, die keine direkte Chance auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt haben. 
(Start: Juli 2015, im ersten Programmjahr 75 Mio. Euro, in den darauffolgenden Jahren 
jährlich 150 Mio. Euro. für 10.000 Teilnehmer/innen) 

 
4. Schnittstellen SGB II zur Gesundheitsförderung: Ziel ist es, den Zugang von 
Langzeitarbeitslosen zu Leistungen der Prävention und Gesundheitsförderung sowie zur 
beruflichen Rehabilitation zu verbessern. Verfahren und Instrumente aus dem SGB IX, 
die sich bei der Integration von schwerbehinderten Menschen bewährt haben, sollen 
auch für Langzeitarbeitslose z. B. mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen im SGB II 
geöffnet bzw. zur Anwendung gebracht werden. Unter anderem sollen Integrationspro-
jekte stärker auch als Beschäftigungsmöglichkeit für Langzeitarbeitslose genutzt werden. 

 
5. Weiterentwicklung der Instrumente im Dialog mit den Ländern und weiteren 
Partnern: Das BMAS hat mit den Ländern, mit den Kommunalen Spitzenverbänden und 
mit der BA einen intensiven Dialog zu denkbaren Rechtsvereinfachungen im SGB II ge-
führt. Dazu gehören unter anderem der erleichterte Einsatz von Arbeitsgelegenheiten 
und ein praktikableres Verfahren zur Feststellung der Zusätzlichkeit dieser Arbeitsgele-
genheiten. 

 

Ö  3
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)234 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 5. November 2014 
18. Wahlperiode 

Unterrichtung 

durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales  

Chancen eröffnen – soziale Teilhabe sichern 
Konzept zum Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit 

 
Die Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt ist gut: fast 
43 Millionen Erwerbstätige, über 30 Millionen sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte. Diese Entwick-
lung müssen wir fortschreiben und alles dafür tun, 
die Beschäftigung weiter hoch zu halten. Das ist das 
Kernziel unserer Arbeitsmarktpolitik. 

Bei allen Erfolgen sehen wir: Vom Aufbau der Be-
schäftigung profitieren Langzeitarbeitslose derzeit 
kaum. Langzeitarbeitslosigkeit ist jedoch kein Natur-
phänomen: Bis weit in die 70er-Jahre hinein war Ar-
beitslosigkeit in den allermeisten Fällen nur vor-über-
gehend. In den 80er- und 90er-Jahren wuchs jedoch 
abseits der konjunkturellen Wellenbewegungen ein 
Sockel strukturell bedingter Arbeitslosigkeit auf. Mit 
der deutschen Einheit waren in den neuen Ländern 
plötzlich zusätzlich Hunderttausende unerwartet mit 
Arbeitslosigkeit konfrontiert. Dieser Herausforderung 
war das damalige sozial- und arbeitsmarktpolitische 
Regelwerk nicht gewachsen: Den Sozialhilfeempfän-
gern war der Zugang zur Arbeitsförderung verwehrt, 
die langen Bezugszeiten von Arbeitslosengeld und 
Arbeitslosenhilfe erschwerten eine schnelle Aktivie-
rung, die Re-gelungen zur Frühverrentung ermöglich-
ten ein schnelles Abschieben älterer Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer. Kurzum, es gelang nicht opti-
mal, Langzeitarbeitslose wieder in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren.  

Grundlegende Reformen haben seitdem den Arbeits-
markt verändert, nicht zuletzt die Hartz-Reformen der 
2000er-Jahre. Auch Menschen, die bisher noch keine 
Arbeit hatten oder schon lange arbeitslos sind, steht 
das gesamte Instrumentarium der Arbeitsförderung 
zur Verfügung. Die Arbeitsmarktpolitik setzt heute 
auf Aktivierung, auf das Fördern und auf das Fordern. 
Damit und durch die gute konjunkturelle Entwick-
lung ist es gelungen, die Langzeitarbeitslosigkeit 
durchaus spürbar zu senken. In den Jahren 2007 bis 
2009 ist die Langzeitarbeitslosigkeit um über ein Drit-
tel zurückgegangen (minus 34,3 Prozent auf 1,14 
Mio.). Seitdem ist sie jedoch kaum noch gesunken. 

                                                 
Schreiben vom 5. November 2014 

Davor zu kapitulieren, kommt jedoch nicht in Frage. 
Jeder hat eine Chance verdient.  

Teil der Herausforderung ist, dass wir es bei den 
Langzeitarbeitslosen nicht mit einer homogenen 
Gruppe zu tun haben, den Normalfall gibt es nicht: 
Etwa eine Million Menschen sind länger als ein Jahr 
ohne Arbeit, gelten also im statistischen Sinn als lang-
zeitarbeitslos. Das ist circa ein Drittel aller Arbeitslo-
sen. Fast die Hälfte der Langzeitarbeitslosen ist wie-
derum seit mindestens zwei Jahren arbeitslos, rund 
20 Prozent sogar schon vier Jahre oder länger. Rund 
ein Viertel der Langzeitarbeits-losen ist 55 Jahre oder 
älter, dagegen liegt der Anteil der unter 25-jährigen 
bei nur drei Prozent. Mehr als die Hälfte der Langzeit-
arbeitslosen hat keinen Berufsabschluss, oft gibt es 
gleich mehrere erkennbare Vermittlungshemmnisse.  

Dass die Chancen von SGB-II-Leistungsempfängern 
auf eine dauerhafte und bedarfsdeckende Beschäfti-
gung trotz gewisser Erfolge weiterhin als eher gering 
einzustufen sind, hat vielfältige Gründe. Auf der in-
dividuellen Ebene kann eine Vielzahl von Hemmnis-
sen den Übergang in den Arbeitsmarkt erschweren, 
insbesondere fehlende Bildungs- bzw. Ausbildungs-
abschlüsse, gesundheitliche Einschränkungen, eine 
lange Verweildauer im Leistungsbezug, Mutterschaft, 
ein Alter über 50 Lebensjahren, der Status als Zuwan-
derer oder die mangelnde Beherrschung der deut-
schen Sprache. Bemerkenswert ist, dass 70 Prozent 
der Leistungsberechtigten mehr als eines dieser „Risi-
komerkmale“ aufweisen. Dies hat weitreichende Kon-
sequenzen für deren Arbeitsmarktchancen, verringert 
sich doch die Wahrscheinlichkeit, einen Arbeitsplatz 
zu finden, mit der Kumulation der genannten Merk-
male erheblich.  

Gesundheitliche Einschränkungen stellen ein we-
sentliches Vermittlungshemmnis dar. Viele Langzeit-
arbeitslose verfügen über vermittlungsrelevante ge-
sundheitliche Einschränkungen. Am häufigsten sind 
psychische Erkrankungen und Verhaltensstörungen. 
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An zweiter Stelle kommen Ernährungs- und Stoff-
wechselkrankheiten, Erkrankungen des Muskel-Ske-
lett-Systems sowie Herz-Kreislauf-Erkrankungen. 

Es gibt gut 120.000 Langzeitarbeitslose, die alleiner-
ziehend sind. Sie stehen vor besonderen Herausfor-
derungen, allein oder mit Hilfe ihres sozialen Netz-
werkes Erziehung und Sorge für ihre Kinder mit ei-
nem Beruf zu vereinbaren. Für sie gilt es, Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten zu organisieren und Arbeitge-
ber zu finden, die die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ermöglichen. 

Für diese komplexe Realität gibt es kein Patent-Re-
zept. Für jeden Einzelnen muss es passgenaue Hilfen 
geben. Profiling und individuelles Fallmanagement 
sind Aufgabe der Vermittlungsfachkräfte in den Job-
centern. Durch Verbesserung der Betreuungsintensi-
tät im Regelgeschäft und den Aufbau von Aktivie-
rungszentren sollen die Jobcenter dabei besser unter-
stützt werden. 

Die Jobcenter brauchen vielfältige Handlungsmög-
lichkeiten. Denn es sind nicht allein individuelle 
Hemmnisse, die einer Integration in den Arbeitsmarkt 
entgegenstehen, sondern es ist häufig auch die Ar-
beitsmarktlage vor Ort. 

1. Bessere Betreuung im Aktivierungszentrum 

Durch verbesserte Betreuungsrelationen und gut qua-
lifizierte Fachkräfte in den Job-centern sollen die nö-
tige Zeit und das Know-how für die Vermittlung be-
reitgestellt werden, um die Menschen mit ihren indi-
viduellen Problemlagen, Stärken und Schwächen 
noch besser kennenzulernen (Profiling) und ihnen 
dann geeignete Angebote machen zu können. Hierbei 
steht das gesamte Instrumentarium an Eingliede-
rungs- und Förderleistungen des SGB II zur Verfü-
gung wie z. B. Leistungen zur Aktivierung und beruf-
lichen Eingliederung, zur Berufsausbildung und be-
ruflichen Weiterbildung, Lohnkostenzuschüsse so-
wie die kommunalen Eingliederungsleistungen. 

Um diesen Impuls zu verstärken, erhalten die Jobcen-
ter Unterstützung bei der Ein-richtung von zusätzli-
chen Aktivierungszentren. Dort können Leistungsbe-
rechtigte gebündelte Unterstützungsleistungen erhal-
ten, mit denen soziale, psychische und gesundheitli-
che Vermittlungshemmnisse ebenso wie fehlende 
Schul- oder Berufsabschlüsse beziehungsweise 
Grundbildungsdefizite angegangen werden können. 
Auch kann dort gezielt an einer größeren Motivierung 
und besseren Kompetenzen  zur Bewältigung von All-
tagsherausforderungen gearbeitet werden. Dies 
schließt die Unterstützungsleistungen aller örtlichen 
Akteure ein. Hier sind insbesondere die Länder und 
Kommunen gefragt, wenn es um Sucht- und Schuld-
nerberatung, Kinderbetreuungsmöglichkeiten oder 
Mobilität durch den öffentlichen Nahverkehr geht. 
Aber auch die Krankenkassen und Reha-Träger sind 
gefordert, ihren Beitrag zu leisten. 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat bei der Umset-
zung ihres Handlungsschwer-punkts „Alleinerzie-
hende“ in den vergangenen Jahren festgestellt, dass 
ein großer Teil dieser Zielgruppe in den Bereichen 
Handel, Pflege und Gastronomie arbeiten kann und 
will. Gerade hier ist aber eine Kinderbetreuung auch 
in Randzeiten not-wendig. Der entsprechende Aus-
bau von Kinderbetreuungsstrukturen ist daher we-
sentlich, um Alleinerziehenden besser in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren. 

Für eine erfolgreiche Integration von Menschen, die 
schon sehr lange arbeitslos sind, hat sich ein umfas-
sendes, maßgeschneidertes Betreuungsangebot als 
zielführend erwiesen. Dies zeigt nicht zuletzt die er-
folgreiche Arbeit des Bundesprogramms „Perspektive 
50plus“.  

Unser Ziel ist es daher, die im Zuge der Umsetzung 
des Bundesprogramms „Perspektive 50plus“ entwi-
ckelten regionalen und ganzheitlichen Konzepte in 
den Aktivierungszentren für die Gruppe der Langzeit-
arbeitslosen insgesamt zu nutzen und weiterzuentwi-
ckeln. Damit der Wissens- und Erfahrungstransfer 
funktioniert, sollen die langjährig erfahrenen und 
qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
der „Perspektive 50plus“ weiterhin für diese Aufga-
ben eingesetzt werden können. Des-wegen sollen die 
1.000 Stellen aus dem laufenden Bundesprogramm 
für das Regel-geschäft erhalten bleiben. Außerdem 
wird das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) den fachlichen Austausch, die Kooperation 
und die Netzwerkstrukturen (Vernetzung der Jobcen-
ter und der beteiligten kommunalen Akteure), die im 
Rahmen der „Perspektive 50plus“ entwickelt wur-
den, weiterhin fördern und unter-stützen. Die Akti-
vierungszentren sollen im Lauf des Jahres 2015 
schrittweise vorbereitet und eingerichtet werden und 
Anfang 2016 vollständig arbeitsfähig sein.  

Die in zahlreichen Jobcentern bereits bestehenden 
Aktivierungszentren gilt es zu verstetigen und als 
Vorbilder bekannter zu machen, damit im Sinne des 
Voneinander-Lernens eine möglichst flächende-
ckende Einrichtung erfolgt. Hierzu sollen ab 2016 die 
Mittel aus dem bisherigen Bundesprogramm „Per-
spektive 50plus“ über den Eingliederungstitel den 
Jobcentern zur Verfügung stehen. 

2. ESF-Programm zur Eingliederung langzeitar-
beitsloser Leistungsberechtigter 

Mit dem ESF-Bundesprogramm gibt das BMAS den 
Jobcentern eine weitere Möglichkeit an die Hand, um 
arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose ohne bzw. ohne 
verwertbaren Berufsabschluss bei der Integration in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt zu unterstützen. Im 
Mittelpunkt stehen dabei die gezielte Ansprache und 
Beratung von Arbeitgebern, Arbeitnehmercoaching 
auch nach der Aufnahme einer Beschäftigung sowie 
der Ausgleich von geringerer Leistungsfähigkeit 
durch im Zeitverlauf abnehmende Lohnkostenzu-
schüsse.  

Das Programm wird mit insgesamt rund 885 Mio. 
Euro aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (470 
Mio. Euro) und dem SGB-II-Eingliederungstitel (415 
Mio. Euro) über die Jahre 2015 bis voraussichtlich 
2019 finanziert. Gefördert werden bis zu 33.000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer. 

Die Förderrichtlinie soll noch in diesem Jahr in Kraft 
treten, damit die Jobcenter im ersten Quartal 2015 mit 
der Umsetzung des Programms beginnen können. 

3. Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt 

Bleiben Aktivierungsanstrengungen ohne Erfolg oder 
bietet der örtliche Arbeitsmarkt keine ausreichenden 
Beschäftigungsmöglichkeiten für sehr arbeitsmarkt-
ferne Lang-zeitarbeitslose, muss darüber nachgedacht 
werden, wie für die Betroffenen gleich-wohl Möglich-
keiten zur sozialen Teilhabe geschaffen werden kön-
nen. 
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Soziale Teilhabe entsteht insbesondere durch die ak-
tive Teilnahme am Erwerbsleben. Deshalb legt das 
BMAS ergänzend zu den dargestellten Maßnahmen 
ein Pro-gramm für öffentlich geförderte Beschäftigung 
für besonders arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose 
auf, die keine direkte Chance auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt haben. Primäres Ziel des Programms 
soll sein, soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt zu ermög-
lichen. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf Leistungsbe-
rechtigten, die wegen gesundheitlicher Einschrän-
kungen besonderer Förderung bedürfen. Zweiter 
Schwer-punkt sollen Menschen sein, die mit Kindern 
in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Die Förderung er-
reicht hier nicht nur die Langzeitarbeitslosen selbst, 
die eine Perspektive erhalten und Struktur im Alltag 
gewinnen, sondern zugleich die im Haushalt leben-
den Kinder, die erfahren und vorgelebt bekommen, 
dass Beschäftigung eine wichtige Rolle in ihrem Le-
ben spielt (Vermeidung von Sozialhilfekarrieren). 

Durch Zuschüsse an Arbeitgeber zum Arbeitsentgelt 
sollen sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhält-
nisse gefördert werden. Die Zuschüsse können bis zu 
100 Prozent betragen. Ergänzend dazu sollen Jobcen-
ter und weitere Akteure, insbesondere Kommunen, 
die Aktivierung mit beschäftigungsvorbereitenden o-
der beschäftigungs-begleitenden Maßnahmen flankie-
ren und stabilisieren. Dabei könnten auch Konzepte 
zum stufenweisen Eintritt oder Wiedereintritt in das 
Arbeitsverhältnis eine Rolle spielen und eine anfangs 
niedrigere Stundenzahl im Laufe der Zeit erhöht wer-
den.  

Das Programm soll ab Juli 2015 starten. Im ersten Pro-
grammjahr werden hierfür 75 Mio. Euro bereitgestellt, 
in den darauffolgenden Jahren jährlich 150 Mio. Euro. 
für 10.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 

4. Schnittstellen SGB II zur Gesundheitsförderung 

Viele Langzeitarbeitslose sind gesundheitlich einge-
schränkt. Gesundheitsförderung und Prävention kön-
nen deshalb maßgeblich dazu beitragen, dass Be-
schäftigungsfähigkeit gefördert bzw. wiederherge-
stellt wird.  

Die BA und die Jobcenter berücksichtigen den Gedan-
ken der Prävention und Gesundheitsförderung bereits 
bei ihrer Integrationsarbeit und tragen damit dazu bei, 
dass den Versicherten eine Beschäftigung bis zur Re-
gelaltersgrenze ermöglicht wird (z. B. gesundheitsbe-
zogenes beschäftigungsorientiertes Fallmanagement,

 gesundheitsbezogene Bestandteile von Maßnahmen 
der Aktivierung und beruflichen Eingliederung, fi-
nanzieller Ausgleich von gesundheitsbezogenen Min-
derleistungen, Empfehlung zur Zusammenarbeit zwi-
schen Bundesagentur für Arbeit und der Gesetzlichen 
Krankenversicherung zum Thema Arbeitslosigkeit 
und Gesundheit). Einen weiteren Beitrag zur Verbes-
serung der Gesundheitsförderung von Langzeitar-
beitslosen können die Aktivierungszentren leisten. 

Dazu ist der Dialog zum Thema Arbeitslosigkeit und 
Gesundheit insbesondere mit dem Bundesministe-
rium für Gesundheit, mit den Gesetzlichen Kranken-
kassen sowie mit der Deutschen Rentenversicherung, 
aber auch zwischen den Akteuren vor Ort unerläss-
lich. Diesen Dialog wollen wir intensivieren. Ziel ist 
es, den Zugang von Langzeitarbeitslosen zu Leistun-
gen der Prävention und Gesundheitsförderung sowie 
zur beruflichen Rehabilitation zu verbessern. Verfah-
ren und Instrumente aus dem SGB IX, die sich bei der 
Integration von schwerbehinderten Menschen be-
währt haben, sollen auch für Langzeitarbeitslose z. B. 
mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen im SGB II 
geöffnet bzw. zur Anwendung gebracht werden. Un-
ter anderem sollen Integrationsprojekte stärker auch 
als Beschäftigungsmöglichkeit für Langzeitarbeits-
lose genutzt werden. 

5. Weiterentwicklung der Instrumente im Dialog 
mit den Ländern und weiteren Partnern 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat 
mit den Ländern, mit den Kommunalen Spitzenver-
bänden und mit der Bundesagentur einen intensiven 
Dialog zu denkbaren Rechtsvereinfachungen im SGB 
II geführt. Die Ergebnisse werden in ein Gesetzge-
bungsverfahren einfließen. Welche Veränderungen 
bei den Förderinstrumenten darüber hinaus zu einem 
spürbaren, nachhaltigen und langfristigen Abbau der 
Langzeitarbeitslosigkeit beitragen können, wollen wir 
mit den Ländern und weiteren maßgeblichen Akteu-
ren erörtern. Hierzu haben auch die Länder bereits 
Vor-schläge übermittelt, die in den Diskussionspro-
zess einbezogen werden. Dazu gehören unter ande-
rem der erleichterte Einsatz von Arbeitsgelegenheiten 
und ein praktikableres Verfahren zur Feststellung der 
Zusätzlichkeit dieser Arbeitsgelegenheiten. Dieser in-
tensive Dialog wird noch im Jahr 2014 aufgenommen, 
um gemeinsam zügig und stetig dem Ziel näherzu-
kommen, Chancen zu eröffnen und soziale Teilhabe 
zu sichern. 
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Der Erlangen-Pass ist nur gültig in Verbindung mit dem Personalausweis, Pass, 
Kinder- oder Schülerausweis. Der Erlangen-Pass ist nicht übertragbar.

Name

Straße/Hausnr.

PLZ/Ort

Geburtsdatum Gültig bis
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Vergünstigungen 
 

Stadtkämmerei 
• Hundesteuer; Antrag auf Teilerlass (max. 50%) 
• Vergünstigung ab Monat Antragstellung; jedes Jahr neuer Antrag erforderlich 
• mtl. 4 € / max. 48 € 
• SGB II o. SGB XII Leistungen, sowie Personen die einkommensmäßig gleichstehen 

 
Kunstpalais 

• Kinder unter 6 Jahre, Begleitpersonen behind. Menschen „B“  freier Eintritt 
• Kinder 6 – 14 Jahre        1 Euro 
• Jugendliche 14 – 18 Jahre, Schüler/Studenten (Ausweis)   2 Euro 
• SGB II, SGB XII, Wohngeld, Asylbewerber, 

Berufsausbildungsbeihilfe, Bundesausbildungsförderungsgesetz  2 Euro 
• Senioren ab 65 Jahre, behinderte Menschen ab 70% Behinderung 2 Euro 
• Familie mit 1 Erwachsener und beliebig Kindern bis 18 Jahre  4 Euro 
• Familie mit 2 Erwachsenen und beliebig Kindern bis 18 Jahre  8 Euro 
• Jahreskarte (für Gruppe Ermäßigung 2 Euro)    12 Euro 

 
Stadtteilzentren und Abenteuerspielplätze 

• Vorträge 3-5 € (Ermäßigung 30-60% = ) 
• Kurse bis zu 100 € (Ermäßigung 20%) 
• Konzerte 10-17 € (Ermäßigung 20%) 
• Schüler, Studenten, SGB II, SGB XII,  

begründete Einzelfälle, (Rentner generell nicht) 
 
Städt. Sing- und Musikschule 

• Musikschulentgelt 
• mind. 1 Kind angemeldet, Ermäßigung ab 

o zweites Kind 34% 
o drittes Kind 50% 
o viertes Kind 55% 
o fünftes Kind 100% 

• monatliches Einkommen unterhalb doppelter Regelsatz SGB II, SGB XII 
o auf Antrag Ermäßigung 25%, 50%, 75%, 100% 

• Schüler, Studenten, Auszubildende 
o Ermäßigung 20% 

• Bildungsgutscheine werden angenommen 
• Jährliche Verwaltungszuschlag (20€ pro Kind) immer zu entrichten 

(keine Ermäßigung, kein Bildungsgutschein) 
 
Stadtbibliothek 

• Jahresgebühr Kinder u. Jugendliche bis 18 Jahre    kostenfrei 
• Jahresgebühr Schüler, Studenten, SGB II, SGB XII, 

Wohngeld, Asylbewerber, BAföG, Berufsausbildungsbeihilfe  8 Euro 
• Veranstaltungen: individuelle Preisfestlegung, 

ermäßigte Preise für o.g. Personengruppe 
 

Ö  4

91/178



Volkshochschule 
• Kurse, Veranstaltungen 
• ermäßigter Betrag für SGB II, SGB XII, Wohngeld,  

Berufsausbildungsbeihilfe, Bundesausbildungsförderungsgesetz,  
Asylbewerber, FSJ, FÖJ, BFD, Au-pair     ca. 56 Euro 

 
Theater 

• Kauf von Theaterkarten 
• ermäßigte Beträge 

o Kategorie 1: 13,5 € 
o Kategorie 2: 11,50 € 
o Kategorie 3: 9,00 € 
o Kategorie 4: 3,00 € 
o Garage: 7,00 € 

• SGB II, SGB XII, Asylbewerber, Schwerbehinderte und deren Begleitung 
 
Stadtmuseum 

• Kinder bis 6 Jahre        freier Eintritt 
• Kinder zwischen 6-14 Jahren      1 Euro 
• Jugendliche 14-18, Schüler, Studenten, Senioren ab 65, 

behinderte Menschen ab 70% Behinderung, SGB II, SGB XII, 
Wohngeld, Berufsausbildungsbeihilfe, Asylbewerber 
Bundesausbildungsförderungsgesetz     2,50 Euro 

• Familie mit 1 Erwachsener und beliebig Kindern bis 18 Jahre  4 Euro 
• Familie mit 2 Erwachsenen und beliebig Kindern bis 18 Jahre  8 Euro 

 
Kulturprojektbüro 

• Personengruppe: Schüler, Studierende, Azubis, BFD, FSJ, FÖJ, SGB II, 
SGB XII, Asylbewerber, Schwerbehinderte ab 50% + Begleiter 

• Figurentheater-Festival 
o Normalpreis 5-24 € (durchschnittlich 32,09 % Ermäßigung = ca. 3,40€-16,30€) 
o Festivalkarte 9,90 € (20% = 7,92 €) 
o Aktiv-Card-Inhaber 50% 

• Poetenfest 
o Normalpreis 5-10 € (durchschnittlich 21,34 % Ermäßigung = ca. 3,93 €-7,87 €) 
o Aktiv-Card-Inhaber 50% 

• Comic-Salon 
o Normalpreis Tageskarte: 9 €/ Dauerkarte 24 € 
o Kinder unter 6 Jahre      freier Eintritt 
o Kinder 6-14,        Tageskarte 6 € 

Schwerbehinderte (ab 50%) + Begleitperson  Dauerkarte 16 € 
o Aktiv-Card-Inhaber 50% 

• Weitere Abendveranstaltungen 
o Normalpreis 6-15 € (durchschnittlich 31,67 % Ermäßigung = ca. 4,10€-10,25€) 
o Aktiv-Card-Inhaber 50% 

 
Stadtjugendamt 

• Ermäßigung bei Gebühren für Kindergärten für bedürftige Bürger 
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Sportamt 
• SGB II, SGB XII, Schüler ab 18 Jahren, Studenten, Azubis, Schwerbehinderte 
• Einzelkarte 3,30 € (Normalpreis 3,80 €) 
• Zehnerkarte 28 € (Normalpreis 33 €) 
• 25er Karte 65 € (Normalpreis 75 €) 
• Saison 75 € (Normalpreis 100 €) 
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Haushalt 2015 

 
 

Amt für Soziales, 
Arbeit und Wohnen 

 
 
 
 
 
 
 
 

SGA-Beratungen zum Haushalt 2015 
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Übersicht über den Inhalt 
 
 
 

Inhaltsübersicht        S.   75 
 
 
Übersicht über die Produkte des Sozialamtsbudgets  S.   76 
 
 
Doppischer HH-Entwurf 2015  
für das Sozialamtsbudget      S.   78 
 
 
Budgetdokumentation 2014/2015 der Kämmerei  S.   82 
 
 
Entwicklung des Sozialamtsbudgets seit 2008 und 
Erläuterungen zu den Haushaltsunterlagen 2015  S.   85 
 
 
Mehrjahresübersicht zu den einzelnen    
Produkten des Sozialamtsbudgets 2012 bis 2015  S.   87 
 
 
„Abstimmungsfahrplan“ für die  
Änderungsanträge zum HH 2015     S.  115 
 
 
Anträge zum Stellenplan 2015 für das Sozialamt   S.  125 
 
 
Arbeitsprogramm 2015 des Sozialamtes    S.  129 
 
 
Kopien der Fraktionsanträge zum HH 2015   S.  141 
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Kostenträger / Produkte des Sozialamtes 

 
 
 

 3 Soziales und Jugend 
 
 
 
 311 Grundversorgung und SGB XII 
 
  3111 Hilfe zum Lebensunterhalt, 3. Kap. SGB XII   
 
  3112 Hilfe zur Pflege, 7. Kap. SGB XII  
 
  3114 Hilfen zur Gesundheit    
 
  3115 Hilfen zur Überwindung besonderer Schwierigkeiten  
 
  3116 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, 4.Kap. SGB XII  
 
  3119 Verwaltung Sozialhilfe 
   
 
 
 312 Grundsicherung nach SGB II  
  
  3121 Leistungen für Unterkunft und Heizung 
 
  3122 Eingliederungsleistungen Kommune 
 
  3123 einmalige Leistungen Kommune 
 
  3124 Alg II – Leistungen Bund 
 
  3125 Eingliederungsleistungen Bund 
 
  3126 Bildungs- und Teilhabeleistungen im SGB II 
 
  3129 Verwaltung SGB II 
 
 
 
 313 Hilfen für Asylbewerber, Flüchtlinge   
 
 
 
 
 
 

96/178



 
 315 Bereitstellung / Betrieb sozialer Einrichtungen 
 
  3151-1  Sozialzentrum Drycedern      
   
  3151-2  Einrichtungen für Senioren (Altenhilfe)   
 

3154-1 Übernachtungsheim Wöhrmühle     
    

3154-2 Verfügungswohnungen   
 
 
 
 321 Kriegsopferfürsorge, Bundesversorgungsgesetz   
 
 
 

331 Förderung der Wohlfahrtspflege     
 
 
 

345 Bildungs- und Teilhabeleistungen in anderen Rechtskreisen 
 

3451       Bildungs- und Teilhabeleistungen   
 

  3459    Verwaltung Bildung und Teilhabe 
 
 
 
 351 sonstige Soziale Hilfen und Leistungen   
 
 
 
 352 Wohngeldverwaltung     
 
  
 
 4121 Gesundheitseinrichtungen    
 
 
 
 5221 Wohnen und Bauen     
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Erläuterungen zu den Haushaltsunterlagen 2015 
 

 
 
 
Zur Unterstützung der Haushaltsentscheidungen im SGA hat sich das Sozialamt auch 
heuer wieder bemüht, die Haushaltsdaten der einzelnen Produkte – zumindest teilweise 
– mit zusätzlichen Informationen und Kennzahlen zu den Details der 
Aufgabenerfüllung zu ergänzen (z.B. um welche Aufgaben und Leistungen geht es, 
aktuelle Fallzahlen, Entwicklung der Fallzahlen oder Kosten, Durchschnittskosten pro 
Fall, Umfang des jeweils eingesetzten Personals, usw.).  
 
Zur besseren Information haben wir uns schließlich auch bemüht, innerhalb des 
Systems des neuen Produktkatalogs jeweils 
- neben den Entwurfszahlen für 2015  
- und den Planzahlen des laufenden HH-Jahres 2014  
- auch die Plan- und Ergebniszahlen 2013  
- sowie die Plan- und Ergebniszahlen 2012  
anzugeben. Dadurch sollte die Einschätzung, Bewertung und Entscheidungsfindung 
durch den politisch verantwortlichen Stadtrat bei der Beratung des Haushalts 2015 
erleichtert werden.  
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Entwicklung der HH-Ansätze des Sozialamtsbudgets 
seit 2008 

 
 

 
 
 
 
         Einnahmen          Ausgaben           Zuschussbedarf 
Sachkostenbudget 2008 3.817.900 € 18.992.400 € 15.174.500 € 
 
ab 2009 wurden alle gesetzlichen Sozialleistungen (Transferleistungen) 
 dem Sozialamtsbudget zugeschlagen 
Auswirkungen auch durch den Wechsel der Zuständigkeit bei der Eingliederungs- 
 hilfe für Behinderte an den Bezirk 
 
Sachkostenbudget 2009 29.476.100 € 43.042.500 € 13.566.400 € 
 
Sachkostenbudget 2010 29.338.700 € 42.228.800 € 12.890.100 € 
 
Sachkostenbudget 2011 29.532.600 € 41.298.600 € 11.766.000 € 
 
Sachkostenbudget 2012 30.376.400 € 40.724.000 € 10.347.600 € 
 
Sachkostenbudget 2013 31.266.500 € 41.180.400 € 9.913.900 € 
 
Sachkostenbudget 2014 32.942.400 € 42.892.400 € 9.950.000 € 
 
 
Entwurf Sachkostenbudget 
2015 

35.797.600 € 46.797.600 € 11.000.000 € 
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Zuschussbedarf, bzw. Überschuss 2011 - 2015 der einzelnen Produktbereiche des Sozialamts
Überschussbeträge in Klammern

Budget Amt 50 Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Entwurf Veränderung
Zuschussbedarf 2011 2011 2012 2012 2013 2013 2014 2015 2014 - 2015

Produkt-Nr. 3111 325.000         (60.899)          375.000         147.149          425.000         341.335         575.000          765.000          190.000       
3112 348.000          258.296          298.000          191.969          298.000          306.965         298.000          398.000          100.000       
3114 489.000          675.285          389.000          387.716          389.000          596.211         639.000          639.000          -                
3115 120.000          105.790          120.000          99.312            120.000          120.480         140.000          140.000          -                
3116 2.509.000       2.551.675      1.728.000       2.019.019       888.000          881.110         (298.000)         (300.000)         (2.000)           
3119 78.100            25.792            78.100            16.511            78.100            36.288           78.100            78.100            -                
3121 7.503.900       6.646.044      7.015.000       5.761.706       7.115.000       5.991.321      7.567.700       7.915.300       347.600       
3122 92.100            101.202          92.100            24.250            92.100            15.364           92.100            92.100            -                
3123 252.000          219.214          252.000          269.369          252.000          310.664         252.000          252.000          -                
3124 (166.400)         (128.953)        (166.400)         (25.655)           (166.400)         (79.809)          (166.400)         -                   166.400       
3125 -                     259                  -                   11.163            -                       -                     -                       -                   -                
3126 -                   (222.046)        (114.700)         288.091          (114.700)         464.865         208.600          285.000          76.400          
3129 (1.207.200)     (1.395.374)     (1.207.200)     (1.217.676)     (1.230.900)     (1.123.004)     (1.230.900)     (1.277.600)     (46.700)        
3131 -                       20.565            -                       (51.963)           -                       (58.145)          -                       -                   -                

3151-1 152.400          -                       152.400          -                       177.400          217.636         177.400          198.700          21.300          
3151-2 119.968          183.638          41.000            -                       41.000            44.952           121.000          83.300            (37.700)        
3154-1 500                  -                       500                  -                       500                  150.086         500                  500                  -                
3154-2 288.400          332.011          265.300          -                       265.800          176.172         253.700          400.400          146.700       

3211 2.000               4.920              2.000               1.607               2.000               3.736             2.000               2.000               -                
3311 839.600          932.435          912.800          827.775          1.067.800       900.744         1.126.000       1.046.000       (80.000)        
3451 -                   33.267            -                   143.609          -                   166.687 -                   134.000          134.000       
3459 -                   -                   -                
3511 78.467            39.417            66.000            122.033          66.000            425.812         66.000            100.000          34.000                          

3521/3529 23.600            162.090          27.700            158.152          27.700            162.461         27.700            27.700            -                
4121 29.400            29.020            29.400            29.400            29.400            29.400           29.400            29.400            -                
5221 (12.900)           21.666            (8.900)             (35.429)           (8.900)             (332)               (8.900)             (8.900)             -                

gesamt 11.864.935€  10.535.314€  10.347.100€  9.168.108€    9.813.900€    10.080.999€  9.950.000€    11.000.000€  1.050.000€  

Ö  5
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Produkt 3111 - Hilfe zum Lebensunterhalt, 3. Kapitel SGB XII

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (40.000)      (365.200)    (40.000)      (293.626)       (40.000)      (40.000)      
Ausgaben 415.000 512.349     465.000     634.961        615.000     805.000     

Saldo 375.000€   147.149€   425.000€   341.335€      575.000€   765.000€   

Erläuterungen:  - derzeit ca. 150 Leistungsbezieher
 - Hilfe zum Lebensunterhalt für nicht dauerhaft Erwerbsgeminderte (meist psychische Erkrankung)
 - sowie neuerdings bisherige SGB II-Bezieher mit ausländischen Renteneinkünften
 - erhöhte Kosten durch steigende Fallzahlen
 - bei den Ist-Einnahmen 2012 + 2013 wurden von der Kämmerei auch Erstattungen des Bezirks 
          für weitere Produktbereiche gebucht (z.B. für 3112, 3114)

Ö  5
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Produkt 3112 - Hilfe zur Pflege, 7. Kapitel SGB XII

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (2.000)        (74.021)      (2.000)        (9.134)           (2.000)        (2.000)        
Ausgaben 300.000     265.990     300.000     316.099        300.000     400.000     

Saldo 298.000€   191.969€   298.000€   306.965€      298.000€   398.000€   

Erläuterungen:  - nur ambulante Pflegefälle
 - ergänzend zu Leistungen der Pflegeversicherung oder für Nicht-Pflegeversicherte
 - derzeit ca. 70 Personen im Leistungsbezug
 - konstanter Anstieg der Fallzahlen
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Produkt 3114 - Hilfen zur Gesundheit

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (411.000)    (158.550)    (411.000)    (57.304)         (361.000)    (361.000)    
Ausgaben 800.000     546.266     800.000     653.515        1.000.000  1.000.000  

Saldo 389.000€   387.716€   389.000€   596.211€      639.000€   639.000€   

Erläuterungen:  - Überwiegend Krankenhilfe für Nichtversicherte stationär und ambulant
 - Steigende Kosten durch die Zuwanderung von osteuropäischen Flüchtlingen
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Produkt 3115 - Hilfen zur Überwindung bes. soz. Schwierigkeiten

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (31.000)      (976)           (31.000)      (3.000)        (3.000)        
Ausgaben 151.000     100.288     151.000     120.480        143.000     143.000     

Saldo 120.000€   99.312€     120.000€   120.480€      140.000€   140.000€   

Erläuterungen:  - Einzelfallhilfen durch Fachbetreuungsstunden zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten, die nicht aus eigener Kraft überwunden werden können,
insbesondere im Bereich der Bewohner von Verfügungswohnungen 
 - Mietübernahme bei Inhaftierung zur Sicherung der Wohnung
 - Bestattungskosten
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Produkt 3116 - Grundsicherung im Alter u. bei Erwerbsminderung, 4. Kapitel SGB XII

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (1.272.000) (1.386.148) (2.212.000) (2.867.275)    (3.900.000)  (4.300.000)  
Ausgaben 3.000.000  3.405.167  3.100.000  3.748.385     3.602.000  4.000.000  

Saldo 1.728.000€ 2.019.019€ 888.000€    881.110€       (298.000)€   (300.000)€   

Erläuterungen:  - schrittweise Übernahme der Sachkosten durch den Bund: 16 % bis 31.12.2011
45 % bis 31.12.2012
75 % bis 31.12.2013
100 % ab 1.1.2014

 - derzeit ca. 755 Personen im Leistungsbezug
         davon etwa je zur Hälfte dauerhaft Erwerbsgeminderte zwischen 18 und 64 Jahren

und Personen ab 65 Jahren
 - Leistungsumfang: Regelsatz, KdU, KV/PV-Beiträge, Mehrbedarfe, Einmalige Leistungen

 - Ist-Ausgaben ca. 5.000 € pro Person/Jahr (Tendenz steigend)
 - konstanter Anstieg der Fallzahlen: 2009:     583 Pers.

2010:     605 Pers.
2011:     661 Pers.
2012:     ca. 690 Pers.
2013:     ca. 720 Pers.
2014:     755 Pers.
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Produkt 3119 - Verwaltung Sozialhilfe

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (2.000)        (2.000)        (658)              (2.000)        (2.000)        
Ausgaben 80.100       80.100       36.946          80.100       80.100       

Saldo 78.100€     -€           78.100€     36.288€        78.100€     78.100€     
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Produkt 3121 - Kosten f. Unterkunft und Heinzung, SGB II

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (2.543.400) (3.759.866) (2.569.800) (3.928.346)    (2.730.000)  (2.650.700)  
Ausgaben 9.558.400  9.521.572  9.684.800  9.919.667     10.297.700 10.566.000 

Saldo 7.015.000€ 5.761.706€ 7.115.000€ 5.991.321€    7.567.700€ 7.915.300€ 

Erläuterungen:  - von der Kommune zu tragende Kosten der Unterkunft für SGBII-Empfänger
 - durchschnittlche mtl. Höhe der Kosten der Unterkunft pro Bedarfsgemeinschaft: 342,13 € (bezogen auf 2.387 BGs)
 - Steigerung der Ausgaben aufgrund er Erhöhung der Mietobergrenzen zum 01.07.2014 kalkuliert
 - Einnahmen sind die Bundeserstattung KdU plus die Bundeserstattung für die Leistungen B+T
 - Einnahmen BuT sind nur im Ergebnis und nicht im Plan enthalten, daher die große Differenz
 - Höhe der Bundeserstattungen:
   2012: 35,8  % der KdU-Ausgaben (hiervon 5,4 % Sachkosten BuT, 1,2 % VK BuT und 2,8% Schulsozialarbeit
   2013: 33,4% der KdU-Ausgaben (hiervon 3,0 % Sachkosten BuT, 1,2 % VK BuT und 2,8% Schulsozialarbeit)
   2014: 30,8 % der KdU-Ausgaben (hiervon 3,2 % Sachkosten But, 1,2 % VK BuT)
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Produkt 3122 - Eingliederungsleistungen Kommune, SGB II

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen -             -             -             (8.865)           -             -             
Ausgaben 92.100       24.250       92.100       24.229          92.100       92.100       

Saldo 92.100€     24.250€     92.100€     15.364€        92.100€     92.100€     

Erläuterungen: Kommunale Eingliederungsleistungen nach §16a SGB II umfassen folgende Leistungen:
 - Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege von Angehörigen
 - die Schuldnerberatung
 - die psychosoziale Betreuung
 - die Suchtberatung

 - lediglich die Kosten der Insolvenzberatung und die Kosten für psychosoziale Betreuung werden hier verbucht

 - diverse kommunale EGL sind anderweitig im Haushalt angesiedelt, weil diese Leistungen von der Kommune nicht nur für SGB-II-Bezieher, 
sondern für alle Bürger angeboten werden (z.B. Schuldnerberatung)
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Produkt 3123 - einmalige Leistungen SGB II, Kommune

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen -             -             -             -                -             -             
Ausgaben 252.000     269.369     252.000     310.664        252.000     252.000     

Saldo 252.000€   269.369€   252.000€   310.664€      252.000€   252.000€   

Erläuterungen:  - Erstausstattung Wohnung
 - Erstausstattung Bekleidung oder bei Geburt
 - Wohnungsbeschaffungskosten
 - Umzugskosten
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Produkt 3124 - Alg II-Leistungen des Bundes

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (18.210.000)   (12.568.275)   (18.210.000)   (13.448.361)  (18.210.000)   (18.210.000)   
Ausgaben 18.043.600 12.542.620 18.043.600 13.368.552   18.043.600  18.210.000  

Saldo (166.400)€  (25.655)€    (166.400)€  (79.809)€        (166.400)€   -€            

Erläuterungen: Kosten für Alg II und Sozialversicherung werden in voller Höhe vom Bund erstattet
2.387 Bedarfsgemeisnchaften und 4.561 Personen erhalten Leistungen zum Lebensunterhalt

Die durchschnittliche mtl. Höhe der SGB II-Leistungen je Bedarfsgemeinschaft betrug (Stand Juni 2014):
Arbeitslosengeld II 327,50 €
Sozialgeld 15,94 €              

L.f. Unterkunft u. Heizung 342,13 €
Sozialversicherungsbeiträge 125,69 €            

sonstige Leistungen 5,32 €
gesamt 816,57 €            
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Produkt 3125 - Eingliederungsleistungen des Bundes, SGB II

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (2.500.000) (2.484.617) (1.950.000) (1.897.191)    (1.950.000)  (2.500.000)  
Ausgaben 2.500.000  2.495.780  1.950.000  1.897.191     1.950.000  2.500.000  

Saldo -€           11.163€     -€           -€              -€           -€           

Erläuterungen:  - Durchlaufposten (Weiterleitung der Bundesmittel an GGFA)
 - in den Ansätzen 2014 und 2015 sind die Mittel FiFty Up enthalten
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Produkt 3126 - Bildungs- und Teilhabeleistungen, SGB II

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (674.300)    (2.930)        (574.300)    (3.696)           (351.000)    (265.000)    
Ausgaben 559.600     291.021     559.600     468.561        559.600     550.000     

Saldo (114.700)€  288.091€    (14.700)€    464.865€       208.600€    285.000€    

Erläuterungen:  - die Einnahmen werden auf dem Produkt 3121 verbucht, da der Bund seine Erstattungszahlungen
          auf dem Umweg über die KdU-Bundesbeteiligung an die Länder verteilt
 - erhebliche Mindereinnahmen der Stadt Erlangen, da der Freistaat Bayern (anders als andere Länder)
          diese Bundesmittel nicht entspr. dem örtl B+T-Aufwand, sondern entspr. dem örtl. KdU-Aufwand
          auf die bayer. Kommunen weiter verteilt (z.B. 2013: Defizit von ca. 161.000 €)
 - seit landesweiter Spitzabrechnung des Bundes gilt in Bayern ein Erstattungssatz von 
          3,0 % des KdU-Aufwandes für 2013, bzw. von 3,2 % für 2014
 - Ausgaben: ab 2014 gibt es keine Förderung mehr von Schulsozialarbeit und Mittagessen Horte
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Produkt 3129 - Verwaltung SGB II

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (3.103.200) (3.126.900) (3.465.027)    (3.126.900)  (3.173.600)  
Ausgaben 1.896.000  1.896.000  2.342.023     1.896.000  1.896.000  

Saldo (1.207.200)€   -€               (1.230.900)€   (1.123.004)€       (1.230.900)€   (1.277.600)€   

Erläuterungen  - Personal- und Sachkostenaufwand der Optionskommune Erlangen (Sozialamt und GGFA)
 - "Überschuss" finanziert die Personalkosten des Sozialamts, die aus dem zentralen Etat des Personalamts gezahlt werden
 - in diesem Produkt sind die Verwaltungskosten Bildung und Teilhabe für den Rechtskreis SGB II enthalten

 - im Ergebnis (Einnahmen) ist der Umschichtungsbetrag aus dem Eingliederungstitel enthalten
 - im Ergebnis (Ausgaben) sind die Sachkosten nicht enthalten, da diese als  Pauschalen abgerechnet werden
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Produkt 3131 - Hilfen für Asylbewerber und Flüchtlinge

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (771.000)    (917.954)    (771.000)    (1.510.612)    (900.000)    (3.500.000)  
Ausgaben 771.000     865.991     771.000     1.452.467     900.000     3.500.000  

Saldo -€           (51.963)€    -€           (58.145)€       -€           -€           

Erläuterungen:  - Anstieg der in Erlangen untergebrachten Asylbewerber: 2013: ca. 200 Personen
           heute nähern wir uns der Zahl von 700 Personen
 - derzeit gibt es in Erlangen  6 städtische Unterkünfte

2 staatlich betriebene Unterkünfte
 1 Nebenstelle der Zentralen Aufnahmeeinrichtung Zirndorf

 - staatliche Kostenerstattung:  nur Sachkosten bei städt. Unterkünften
 Sachkosten + Personalkosten bei ZAE-Nebenstelle

 - Aufgaben: Errichtung und Betrieb der ZAE-Nebenstelle 
 Schaffung, Einrichtung und Betrieb von städtischen Unterkünften
Ausgabe von Geld- und Sachleistungen nach dem AsylbLG

 Ausgabe von Krankenscheinen usw.
soziale Betreuung (u.a. durch AWO-Asylbetreuer, ehrenamtliche Kräfte)
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Produkt 3151-1 - Sozialzentrum Dreycedern

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen -             -             -             -             
Ausgaben 152.400     -             177.400     217.636        177.400     198.700     

Saldo 152.400€   -€           177.400€   217.636€      177.400€   198.700€   

Erläuterungen:  - Freiwilliger Zuschuss für allgemeine Aufgaben, Personal und Betriebskosten 
          (aufgrund vertraglich übernommener Verpflichtung)
 - Erhöhung Personalkosten-Zuschuss um 21.300,- € in 2014 wegen Angebotsausweitung
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Produkt 3151-2 - Senioreneinrichtungen der Altenhilfe

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (15.000)      -             (15.000)      (58.019)         (15.000)      (15.000)      
Ausgaben 56.000       -             56.000       102.971        136.000     98.300       

Saldo 41.000€     -€           41.000€     44.952€        121.000€   83.300€     

Erläuterungen:  - Kosten des Veranstaltungsprogramms für Senioren
 - Miet- und Nebenkosten für 7 Seniorenbüros, bzw. für 9 Büros ab 2015
 - Zuschuss Seniorenzeitschrift bis 2014
 - Ausgaben des Seniorenbeirats
 - Ehrungen für Personen ab 90 Jahren und bei Jubelhochzeiten
 - Kosten für den Seniorentag 50.000 € in 2014
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Produkt 3154-1 - Übernachtungsheim Wöhrmühle

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (2.500)        -             (2.500)        (2.146)           (2.500)        (2.500)        
Ausgaben 3.000         -             3.000         152.232        3.000         3.000         

Saldo 500€          -€           500€          150.086€      500€          500€          

Erläuterungen: die überhöhten Ist-Ausgaben beruhen auf der Buchung einer Rückstellung durch die Kämmerei
        (ab 2014 werden keine Rückstellungen mehr eingebucht)
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Produkt 3154-2 - Verfügungswohnungen

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (551.600)    (551.600)    (584.378)       (551.600)    (551.600)    
Ausgaben 816.900     817.400     760.550        805.300     952.000     

Saldo 265.300€   -€           265.800€   176.172€      253.700€   400.400€   

Erläuterungen:  - Aufgrund von Änderungen im Kassenprogramm ist die Ermittlung des Ergebnisses 2012 nicht möglich
 - enthalten sind sämtliche Miet- und Betriebskosten für die Verfügungswohnungen
 - in den letzten beiden Jahren konnte (mit Hilfe unserer soz-päd. Mitarbeiterinnen und anlässlich des
          großen Sanierungsprojekts der Gewobau) die Anzahl der benötigten Verfügungswhnungen deutlich
           verringert werden: Ende 2008: 308 V-Wohng. 471 Bewohner

Mai 2011: 263 V-Wohng. 298 Bewohner
Juni 2014: 182 V-Wohng. 248 Bewohner
derzeit: 185 V-Wohng. 258 Bewohner

 - eingeplanter Aufwand für die Verfügungswohnungen in 2015 liegt um +146.700 € höher als im Vorjahr
          weil zwar weniger Wohnungen angemietet sind, diese im Sanierungsbereich deutlich teurer sind
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Produkt 3211 - Kriegsopferfürsorge, Bundesversorgungsgesetz

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (8.000)        (9.257)        (8.000)        (6.206)           (8.000)        (8.000)        
Ausgaben 10.000       10.864       10.000       9.943            10.000       10.000       

Saldo 2.000€       1.607€       2.000€       3.737€          2.000€       2.000€       

Erläuterungen: derzeit 3 Personen im Leistungsbezug
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Produkt 3311 - Förderung der Wohlfahrtspflege

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen -             -             -                -             -             
Ausgaben 912.800     827.775     1.067.800  900.744        1.126.000  1.046.000  

Saldo 912.800€    827.775€    1.067.800€ 900.744€        1.126.000€  1.046.000€  

Erläuterungen:  - Freiwillige Kommunale Leistungen im Sozialbereich

Einzelübersicht auf der folgenden Seite
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freiwillige kommunale Leistungen im Sozialbereich - Detailübersicht
2013 bis 2015 ist der Betrag von 135.000 € herausgerechnet,
der von Dritten zur Entlastung des Haushalts bereitgestellt wird

Zusatzbeitrag Veränderung
von Dritten Ansatz 2013 Ansatz 2014 Entwurf 2015 2014 / 2015

Krankenpflege 90.000 € 90.000 € 90.000 €
 Bahnhofsmission 6.600 € 6.600 € 6.600 €
Z. an Frauenhaus 75.000 € 144.000 € 150.600 € 150.600 €
Telefonseelsorge 29.800 € 29.800 € 29.800 €
Kindergruppe FH 35.000 € 40.700 € 40.700 € 40.700 €

 Kleiderk. Diakonie 9.000 € 9.000 € 9.000 €
Selbsthilfegruppen 2.200 € 2.200 € 2.200 €

Z. an Aidshilfe 15.300 € 15.300 € 15.300 €
Schuldnerberatung 34.700 € 34.700 € 34.700 €

Z. an Kultur-Tafel 0 € 7.000 € 7.000 €
Grünes S.O.F.A. 0 € 7.000 € 7.000 €

ÖPNV-Ermäßigung 130.000 € 130.000 € 50.000 € -80.000 €
Z. an Verein Notruf 68.000 € 68.000 € 68.000 €

Z. an Die Wabe 15.300 € 15.300 € 15.300 €
Tagespfl. Daimlerstr 12.800 € 12.800 € 12.800 €

AWO Asylbetr. 34.800 € 34.800 € 34.800 €
Miete Wilhelmstr.. 14.200 € 14.200 € 14.200 €
Obdachlosenhilfe 80.500 € 80.500 € 80.500 €

AWO Immigr.-betr. 10.000 € 10.000 € 10.000 €
div. soziale Einricht. 19.900 € 19.900 € 19.900 €
Z. an Hospizverein 20.000 € 20.000 € 20.000 €

Z. an Erlanger Tafel 25.000 € 0 € 7.600 € 7.600 €
Z. Pflegestationen 270.000 € 270.000 € 270.000 €

Z. Tagespflege MLP 20.000 € 20.000 € 20.000 €
Armutszuwanderung 0 € 30.000 € 30.000 €

gesamt 135.000 € 1.067.800 € 1.126.000 € 1.046.000 € -80.000 €
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Produkt 3451 - Bildungs- und Teilhabeleistungen

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (224.200)    (940)           (224.200)    (1.087)           (224.200)    (66.000)      
Ausgaben 224.200     144.549     224.200     167.774        224.200     200.000     

Saldo -€           143.609€   -€           166.687€      -€           134.000€   

Erläuterungen:  - ab 01.01.2014 BuT-Leistungen für Kinder aus Familien im Bezug von Wohngeld, Kinderzuschlag und Geringverdiener
 - es ist ein Defizit einzuplanen, da nach wie vor kein Erlass einer sachgerechten Verteilungsregelung für die
              Bundeserstattungen durch den Freistaat Bayern absehbar ist
 - Die Einnahmen werden auf dem Produkt 3121 (KdU) verbucht
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Produkt 3459 - Verwaltung Bildung- und Teilhabe

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (132.000)    
Ausgaben 62.977       68.462          132.000     

Saldo -€           62.977€     -€           68.462€        -€           -€           

Erläuterungen: Die Verwaltungskosten BuT werden in 2015 erstmalig bei diesem Produkt veranschlagt
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Produkt 3511 bis 3517 - Andere soziale Hilfen

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen -             (148.044)    -             (10.491)         -             -             
Ausgaben 66.000       270.077     66.000       436.304        66.000       100.000     

Saldo 66.000€     122.033€   66.000€     425.813€      66.000€     100.000€   

Erläuterungen:  - freiwillige soziale Leistungen für Maßnahmen außerhalb des Sozialhilferechtes
 - Im Ergebnis sind auch die Kosten für Mittagessen in Horten + Schulsozialarbeit (bis 2013),
          sowie die Übernahme des Eigenanteils der Eltern beim Mittagessen an Schulen und
           KiTas enthalten
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Produkt 3521 (3529) - Verwaltung Wohngeld

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen -             -             (278)              -             -             
Ausgaben 27.700       27.700       162.739        27.700       27.700       

Saldo 27.700€     -€           27.700€     162.461€      27.700€     27.700€     

Erläuterungen:  - Vermittlung von Sozialwohnungen und Belegrechtswohnungen
 - Durchführung des Projekts "Wohnen für Hilfe"
 - Sicherstellung der Wohnungsbindung
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Produkt 4121 - Gesundheitseinrichtungen

2012 2013 2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen -             -             -             -                -             -             
Ausgaben 29.400       29.400       29.400       29.400          29.400       29.400       

Saldo 29.400€     29.400€     29.400€     29.400€        29.400€     29.400€     

Erläuterungen:  - freiwillige kommunale Leistung im Gesundheitsbereich an BRK und ASB
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Produkt 5221 - Wohnen und Bauen

2014 2015
Plan Ergebnis Plan Ergebnis Plan Plan

Einnahmen (15.200)      (15.200)      (458.987)       (15.200)      (15.200)      
Ausgaben 6.300         6.300         458.655        6.300         6.300         

Saldo (8.900)€      -€           (8.900)€      (332)€            (8.900)€      (8.900)€      

Erläuterungen:  - aufgrund von Änderungen im Kassenprogramm ist die Ermittlung des Ergebnisses 2012 nicht möglich
 - im Ergebnis wird auch  die einkommensorientierte Förderung (EOF) gebucht 
           ebenso wie das städt. Wohnungsbauprogramm "Junge Familie" von Amt 23

2012 2013
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„Abstimmungsfahrplan“ 
für die Beratung der Änderungsanträge zum HH 2015 

 
 
 
 
Änderungsanträge zum Ergebnishaushalt 
 
 
 
1. Zuschuss an die AWO - Asylbewerberbetreuung 
 

HH-Entwurf: 34.800 € 
 
Ä-Anträge: ÖDP-Fraktion (152/2014)  - 15.200 € 
   FWG-Fraktion (155/2014)  - 15.200 € 
   Erlanger Linke (205/2014)  - 20.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 
 

2. Zuschuss für die Unterstützung ehrenamtlicher Flüchtlingsbetreuung 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: ÖDP-Fraktion (152/2014)  - 7.500 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 
 

3. Zuschuss an die AWO - Migrationsberatung 
 

HH-Entwurf: 10.000 € 
 
Ä-Anträge: Erlanger Linke (205/2014)  - 20.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 

Ö  5

135/178



4. Zuschuss an Frauenhausverein Erlangen 
 

HH-Entwurf: 150.600 € 
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (160/2014)  - 24.200 € 
   Fraktion Grüne Liste (194/2014) - 24.200 € 
   Erlanger Linke (244/2014)  - 24.200 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
5. Zuschuss an Verein Notruf Erlangen 
 

HH-Entwurf: 68.000 € 
 
Ä-Anträge: Fraktion Grüne Liste (194/2014) - 10.000 € 
   Erlanger Linke (219/2014)  - 10.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
6. Zuschuss an Tagespflege Martin-Luther-Platz 
 

HH-Entwurf: 20.000 € 
 
Ä-Anträge: ÖDP-Fraktion (152/2014)  - 10.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
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7. Zuschuss an Diakonie – Tagespflege Daimlerstr. 
 

HH-Entwurf: 12.800 € 
 

Ä-Anträge: SPD-Fraktion (160/2014)  - 4.200 €  
 
Von der Diakonie beantragt war eine Erhöhung um 4.200 €    
 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 
 

8. Zuschuss an Diakonie – Erlanger Tafel 
 

HH-Entwurf: 7.600 € 
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (160/2014)  - 5.000 €  
   FWG-Fraktion (155/2014)  - 8.000 € 
   Erlanger Linke (235/2014)  - 400 € 
 
Von der Diakonie beantragt war eine Erhöhung um 5.000 €    

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
9. Zuschuss an Diakonie – Bahnhofsmission 
 

HH-Entwurf: 6.600 € 
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (160/2014)  - 900 € 
 
Von der Diakonie beantragt war eine Erhöhung um 900 €    

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
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10. Zuschuss an Diakonie – Familienpflege 
 

HH-Entwurf: 0 € (wie bisher Zuschuss aus Stiftungs-HH)  
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (160/2014)  - 1.500 €  
 
Von der Diakonie beantragt war eine Erhöhung um 1.500 €, die vollständig im 
Stiftungshaushalt eingeplant ist.    

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
11. Zuschuss an Grünes Sofa e.V. 
 

HH-Entwurf: 7.000 € 
 
Ä-Anträge: ÖDP-Fraktion (152/2010)  - 7.500 € 
   Erlanger Linke (229/2014)  - 7.500 € 
 
Aufgrund einer nicht korrekten Darstellung in den HH-Unterlagen gehen die 
Antragsteller offensichtlich davon aus, dass dieser Zuschuss-Posten im HH-Entwurf 
auf Null gesetzt sei. 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 
 
12. Zuschuss an Verein Sozialtreff Erba-Villa 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: ÖDP-Fraktion (152/2014)  - 20.000 € 
   FDP-Fraktion (146/2014)  - 10.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
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13. Zuschuss an Die Wabe (wabene) 
 

HH-Entwurf: 15.300 € 
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (160/2014)  - 40.000 € 
   Fraktion Grüne Liste (194/2014) - 45.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
14. Zuschuss an Fliederlich 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (168/2014)  - 10.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
15. Zuschuss an Kassandra 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (174/2014)  -   5.000 € 
   Fraktion Grüne Liste (194/2014) - 10.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
16. Mittel zur jährlichen Vergabe eines Sozialpreises 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: Erlanger Linke (212/2014)  - 10.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
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17. Mittel zum Betrieb einer unabhängigen Erwerbslosenberatungsstelle 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: Erlanger Linke (208/2014)  - 40.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 
 
18. Mietkostenzuschuss für Altenclubs 
 

HH-Entwurf: ca. 5.000 € im Produkt 3151-2 enthalten 
 
Ä-Anträge: FWG-Fraktion (155/2014)  - 5.200 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
19. Werbemaßnahmen für das Projekt „Nette Toilette“ 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: ÖDP-Fraktion (152/2014)  - 10.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
20. Sachmittel zur Einführung des „Erlangen-Passes“ 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (160/2014)  - 20.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
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21. Erhöhte Leistungen durch den geplanten „Erlangen-Pass“ 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: Erlanger Linke (213/2014)  ohne Betrag 
 
Beantragt werden folgende Leistungen, zu denen der künftig geplante Erlangen-
Pass berechtigen soll: 

• Bei allen Leistungen von städtischen Einrichtungen mindestens 50 % bis 80 
% Ermäßigung 

• Für Kinder und Jugendliche: Generell kostenlose Nutzung aller städtischen 
Einrichtungen und Angebote, Übernahme der gesamten Sportvereinsbeiträge 
und Erhöhung der Schulbeihilfe um 50 € jährlich pro Kind 

 
Eine realistische Bezifferung der Kosten eines solchen Leistungsangebots ist 
kurzfristig nicht möglich. Aus Sicht der Verwaltung sollte erst die 
Grundsatzentscheidung zur Einführung des Erlangen-Passes abgewartet werden. 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
22. Einführung eines „echten“ Sozialtickets 
 

HH-Entwurf: 50.000 € 
 
Ä-Anträge: Erlanger Linke (211/2014)  ohne Betrag 
 
Beantragt wird, den Erwerb eines ÖPNV-Monatstickets für alle Berechtigten zu dem 
Preis zu ermöglichen, der im Regelsatz für „fremde Verkehrsdienstleistungen ohne 
Fernverkehr“ enthalten ist (ca. 20 €) – die restliche Summe müsste aus dem 
städtischen Haushalt finanziert werden. 
Hilfsweise wird beantragt, dass der in Herzogenaurach gültige S-Tarif (26,60 € für 
ein ÖPNV-Monatsticket) auch in Erlangen für alle Bedürftigen gelten soll. 
 
Aus Sicht der Verwaltung sollte – auch im Hinblick auf das Thema „Sozialticket“ - 
erst die Grundsatzentscheidung zur Einführung des Erlangen-Passes abgewartet 
werden.  
Darüber hinaus liegt es nicht in der Entscheidungskompetenz der Stadt, über die 
Einführung des Herzogenauracher S-Tarifs in Erlangen für bestimmte 
Personengruppen zu entscheiden. 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
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23. Zuschussanhebungen pauschal um 6 % 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: Erlanger Linke  (209/2014)  ohne Betrag 
 
Beantragt wird alle Zuschüsse für Initiativen und freie Träger pauschal um 6 % zu 
erhöhen, um Tariferhöhungen bezahlen zu können. 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 

 
24. Auf Null gekürzte Zuschüsse wieder mit dem Ansatz von 2014 einsetzen 
 

HH-Entwurf: 0 € 
 
Ä-Anträge: Erlanger Linke (209/2014)  ohne Betrag 
 
Beantragt wird, dass alle im HH-Entwurf 2015 auf Null gekürzte Zuschüsse wieder 
mit dem Ansatz aus dem HH 2014 versehen werden. 
 
Tatsächlich wurden im HH-Entwurf 2015 keine Zuschüsse gegenüber dem HH 2014 
gekürzt. Das Missverständnis scheint auf einer nicht korrekten Darstellung in der 
„Liste der freiwilligen Leistungen“ in den HH-Unterlagen der Kämmerei zu beruhen.  
 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
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Änderungsanträge zum Investitionshaushalt 
 
 
 
 
25. Zuschuss zum Umbau bestehender Altenheime 
 

HH-Entwurf:          15.000 € 
 
Ä-Anträge: SPD-Fraktion (160/2014)  - 5.100 € 
 

   ÖDP-Fraktion (152/2014)  - 20.000 €     
 

   Seniorenbeirat   - 5.000 €     
 

Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 
befürwortet / abgelehnt 

Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 
befürwortet / abgelehnt 

 
 

26. Zuschuss an ASB zur Errichtung einer Demenz-WG 
 

HH-Entwurf:          0 € 
 
Ä-Anträge: FDP-Fraktion (146/2014)  - 30.000 € 
 

   Erlanger Linke (241/2014)  - 30.000 € 
 

   Seniorenbeirat   - 30.000 € 
 

Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 
befürwortet / abgelehnt 

Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 
befürwortet / abgelehnt 

 
 

27. Zuschuss zur Förderung alternativer Wohnformen 
 

HH-Entwurf:          0 € 
 
Ä-Anträge: ÖDP-Fraktion (151/2014)  - 50.000 € 
   Erlanger Linke (222/2014)  - 75.000 € 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
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28. Zuschuss Erlanger Tafel zum Kauf eines neuen Kühltransporters 
 

HH-Entwurf:          0 € 
 
Ä-Anträge: Erlanger Linke (235/2010)  - 50.000 € 
 

 
Gutachten des Sozialbeirates:  einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
Gutachten des SGA:      einstimmig / mit …. gegen …. Stimmen 

befürwortet / abgelehnt 
 
 
 
 
 
 
 

Änderungsanträge zum Arbeitsprogramm 
 
 
 
 
 
 
Änderungsanträge zum Stellenplan 
 
siehe Liste A der Verwaltungsvorlage „Änderung und Ergänzung des Stellenplanes 
2015“ von Ref. OBM/ZV vom November 2014: 
 
lfd. Nummern 50 bis 62 
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OBM/ZV/113-0/CM002 T. 1642 Erlangen, November.2014 
   

 

Änderung und Ergänzung des Stellenplanes 2015 

Neufassung 
hier: Auszug aus der Verwaltungsvorlage vom November 2014 
 
 
für die Sitzung des SGA-HH am 11.11.2014 
 
 

           
Inhalt 
 

Seite 

1. Vorbemerkungen 
 

2 

2. Liste A – neue Planstellen usw.  
 

3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Referat für Personal, Organisation, Brand- und Katastrophenschutz  
 
 
Ternes 
 
 

Ö  5
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2.3  Stellenneuschaffungen, Funktionsänderungen, kw-Vermerke, Stundensperrungen bzw. Stundenentsperrungen 
Nr. Ref/ 

Amt/PlSt 
Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 

Thema 
Wert Anteilige 

Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Gutach-
ten 

Fach-
aus-

schuss  

Gutach-
ten 

HFPA 
03.12./ 

04.12.14 

Beschluss 
Stadrat 
22.01.15 

SGA 

 Amt 50 

50. V 
5000050 
 

0,5 SB Verwaltung A 12 8.300 
(14.300) 

16.500 
(28.600) 

Neuschaffung in Höhe von 12 Std. – Stundensperre 
auf restliches Volumen:: 
Aus Optimierungsgründen Übernahme der Bearbeitung 
von Klageverfahren vor dem Sozialgericht von Amt 30. 
15 Std. werden bei Amt 30 dafür nicht mehr für diese 
Aufgabe besetzt.   
Refinanzierung: Keine 

   

51. V 
5010140 

0,5 SB Verwaltung A 11 7.400 
(12.800) 

7.400 
(12.800) 

Neuschaffung: 
Bisherige eingekaufte Dienstleistung betreffend Ermitt-
lung von Einkommen bei Selbständigen wird aus orga-
nisatorischen Gründen selbst vorgenommen. 
Refinanzierung: Ca. 85 % aus demSachkosten-
budget von Amt 50 – bisherige Honorarkosten fallen 
dafür weg. 

   

52. V 
5022080 

0,5 SB Verwaltung EG 8 12.400 24.700 Neuschaffung mit kw-Vermerk zum 30.06.2018: 
Aktuelle Stellenbedarfsbemessung bestätigt  aufgrund 
zu erwartender Fallsteigerungen beim Vollzug des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes diesen Personalmehrbedarf. 
Refinanzierung: Keine 

   

53. V 
5022070 

 SB Verwaltung EG 8 --- --- Verlängerung des kw-Vermerkes in Höhe von 1,0 bis 
zum 30.06.2018: 
Aktuelle Stellenbedarfsbemessung bestätigt aufgrund zu 
erwartender Fallsteigerungen beim Vollzug des Asylbe-
werberleistungsgesetzes diesen Personalmehrbedarf. 
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Nr. Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Gutach-
ten 

Fach-
aus-

schuss  

Gutach-
ten 

HFPA 
03.12./ 

04.12.14 

Beschluss 
Stadrat 
22.01.15 

54. V 
5020010 

 SB Verwaltung EG 10 --- --- Wegfall des kw-Vermerkes in Höhe von 1,0: 
Die Entwicklung bei der Unterbringung von Asylbewer-
ben zeigt einen dauerhaften Stellenbedarf an. 

   

55. V 
5032100 

 Hausverwalter/in EG 4 7.100 14.100  Wegfall der Stundensperre in Höhe von 13 Std.: 
Organisatorische Prüfung bestätigt diesen Bedarf. 
Refinanzierung: Keine 

   

56. V 
5040067 

1,0 Seniorenbetreuung EG 5 21.700 43.300 Neuschaffung: 
Seniorenbetreuer/innen werden hierdurch in zwei  
weitere Stadtteile eingesetzt, in denen bisher noch keine 
Seniorenbüros vorhanden sind.  
Refinanzierung: Keine 

   

57. V 
5040110 
 

1,0 SB Verwaltung A 9S  19.900 
(34.300) 

39.700 
(68.600) 

Neuschaffung mit kw-Vermerk: 
Ein zbV-Stellenvolumen im gleichen Umfang wird hier-
durch mit dem Ziel frei, flexiblere Möglichkeiten für die 
Personalwirtschaft (z.B. befristete personelle Unter-
stützung aufgrund von Krankheitsfällen) zu erhalten.  
Refinanzierung: Keine 

   

58. 
 

 
 

Fraktions-
antrag 
SPD 

1,0 Erlangen Pass A 9S 19.900 
(34.300) 

39.700 
(68.600) 

Neuschaffung mit kw-Vermerk in Höhe von 0,5 zum 
31.12.2016: 
Einführung/Umsetzung Erlangen Pass, u.a. Akquise 
externer Angebote 

   

59. 
 

 
 

Fraktions-
antrag 
SPD 

0,5 Erlangen Pass A 7 8.600 
(14.900) 

17.200 
(29.700) 

Neuschaffung mit kw-Vermerk in Höhe von 0,5 zum 
31.12.2016: 
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Nr. Ref/ 
Amt/PlSt 

Zw/Ez Funktion/Aufgabe/ 
Thema 

Wert Anteilige 
Personal- 
kosten 

2014 
€ 

Gesamt-  
jahreskos-

ten 
ab 2015  

€ 

Begründung/Bemerkungen Gutach-
ten 

Fach-
aus-

schuss  

Gutach-
ten 

HFPA 
03.12./ 

04.12.14 

Beschluss 
Stadrat 
22.01.15 

60. 
 

 
 

Fraktions-
antrag 
SPD 

1,0 Bewohnerhilfen 
Verfügungs-
wohnungen 

S 12 27.000 53.900 Neuschaffung: 
Überlastung vorhandenen Personals (Abt. 503); Arbeit 
erfolgreich 

   

60. 
 

 
 

Fraktions-
antrag 
Grüne 
Liste 

1,0 Bewohnerhilfen 
Verfügungs-
wohnungen 

S 12 27.000 53.900 Neuschaffung: 
Betreuung Verfügungswohnungen; Mietschulden-
beratung 

61. 
 

 
 

StR-
Antrag 
Erlanger 
Linke 

3,0 Betreuung der 
„Erlanger“ Flücht-
linge 

S 12 80.900 161.700 Neuschaffung: 
Zur Betreuung der dauerhaft in Erlangen lebenden 
Flüchtlinge und AsylbewerberInnen  
Anm.: Kein Antrag des Fachamtes 

   

62. 
 

 
 

StR-
Antrag 
Erlanger 
Linke 

3,0 Betreuung der  
Flüchtlinge in der 
Außenstelle  
Erlangen 

S 12 80.900 161.700 Neuschaffung: 
Zur Betreuung der Flüchtlinge, welche in der  
Außenstelle von Zirndorf, in Erlangen untergebracht sind 
Anm.: Kein Antrag des Fachamtes, keine Betriebs-
führung durch die Stadt Erlangen 
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Arbeitsprogramm 2015 
Fachausschuss  <Datum> 
Amt <Organisationsnummer> /  <Bezeichnung> 
Ggf. Hinweis auf untergeordnete Organisationseinheit (Abt./SG)/ oder Produktbereich 
 
 

 

 

 

Arbeitsprogramm 2015 
 

AMT 50 

Amt für Soziales, Arbeit und Wohnen 
 

 

 

 

 

Zuständiger Fachausschuss: Sozial- und Gesundheits-Ausschuss 

 

Einbringung am:    11.11.2014 

 

 

 

 

Datum: 29. Oktober 2014   _______________________________ 

       Unterschrift Amtsleitung 

Datum: ____________   ________________________________ 

       Unterschrift Referent/in 
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1 Allgemeine Anga-
ben1 

 

Verantwortlich Vierheilig Otto 
 

 

Beschreibung Vollzug diverser Sozialgesetze zur Existenzsicherung incl. der Leistungen zu 
Bildung und Teilhabe, zur Arbeitsmarktintegration, zur Sozialhilfe, zur Vermei-
dung von Obdachlosigkeit, zur Unterstützung von Migranten, von bedürftigen, 
wohnungssuchenden, behinderten oder älteren Bürgerinnen und Bürgern, 
kommunale Sozialplanung und Umsetzung kommunaler Sozialpolitik 
 

Auftragsgrundlage2 SGB I bis XII, WohngeldG, AsylbewLG, wohnungsrechtliche Gesetze und weitere 
Sozialgesetze, Beschlüsse von Stadtrat und SGA 
 

Zielgruppe Menschen in der Stadt Erlangen, die ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestrei-
ten können, bzw. in unterschiedlicher Weise hilfebedürftig sind (arm, alt, ob-
dachlos, wohnungssuchend, Migrant, behindert, arbeitslos, pflegebedürftig 
usw.) 
 

Ziele / Aufgaben Leistung von Hilfen zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit, 
insbesondere Auszahlung der gesetzlich zustehenden finanziellen Hilfen, Maß-
nahmen zur nachhaltigen Armutsbekämpfung 
 

  

2 Produktgruppen  

Untergeordnete 
Produktgruppen 
in eigener 
Verantwortung 

Produkt 311     Grundversorgung und SGB XII 
Produkt 312     Grundsicherung nach SGB II 
Produkt 313     Hilfen für Asylbewerber und Flüchtlinge 
Produkt 315     Bereitstellung und Betrieb sozialer Einrichtungen 
Produkt 321     Kriegsopferfürsorge, Bundesversorgungsgesetz 
Produkt 331     Förderung der Wohlfahrtspflege 
Produkt 351     sonstige soziale Hilfen und Leistungen 
Produkt 352     Wohngeld 
Produkt 4121   Gesundheitseinrichtungen   
Produkt 5221   Wohnen und Bauen   
Produkt 7         Stiftungen 
 

  
Untergeordnete 
Produktgruppen 
mit anteiliger 
Verantwortung3 
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3 Finanzdaten 2014 
Ansatz (€) 

2015  
Entwurfsansatz (€) 

 

3.1 Budgetdaten4    

Summe Erträge (Sachmittel)            32.942.400,- €              35.797.600,- €  
Summe Aufwendungen 
(Sachmittel) 

           42.892.400,- €              46.797.600,- €  

Saldo  
Sachkostenbudget  
(SKO - Budgetvolumen) 

- 9.950.000,- € - 11.000.000,- €  

    
Personalaufwand 
 

  Ämter erhalten 
Mitteilung von 
Amt 20 

3.2  Budgetrücklage    

Stand 30.06.2014 5 
 

Stand am 31.12.2013: 
Entnahmen 1. Halbj.14 
Defizitabdeckung für 
Budgetdefizit 2013 
 
Stand am 30.6.2014: 

            376.114,13 € 
-  44.604,00 € 

 
- 185.259,84 € 

 
            146.250,29 € 

 

3.3 Investitionen    

0300 Auszahlung aus Investi-
tionstätigkeit 

  Ämter erhalten 
Mitteilung von 
Amt 20 

 

4 Personal6  
4.1 Personalausstattung 

   

 Gesamt Beamte Tarifbeschäftigte 

IST-Stand lt. Stellenplan 2014 91 55 36 

davon derzeit besetzt mit    

- Vollzeitkräften 64   

- Teilzeitkräften 38   

- Davon derzeit nicht besetzt  
"freiwillig" bzw. "gesperrt" 

9   

Anmerkungen zu sonst. Be-
schäftigungsverhältnissen  

   

- Stundenkontingente Eine 5-Std-Kraft zur 
Reorganisation des 

Archivs 

  

- Saisonkräfte 1 (Wärmestube)   

- Anzahl der Ausbildungsarbeits- 
  plätze  
  Verwaltungsbereich: 
  gewerblicher Bereich 

Laufende Bereit-
stellung (je nach 
Zuweisung vom 

Personalamt) 
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- Anzahl der bestellten Ausbil-
der/innen im Amt 
 

6   

4.2 Personalentwicklung7    

- Anzahl der Beschäftigten, die im 
Jahr 2014 (Stand 30.06.2014) an 
externen, aus dem Amtsbudget 
finanzierten8 Fortbildungen9 teilge-
nommen haben: 

Die Anzahl kann 
nicht im Vorjahr 
festgelegt oder 

beschränkt werden. 
Bei den hohen 

fachlichen Anforde-
rungen im Sozial-

amt muss auf einen 
sich abzeichnenden 
Fortbildungsbedarf 
immer positiv rea-

giert werden 

  

- tatsächliche Budgetmittel für Fort-
bildungen 2014 (Stand 
30.06.2014): 

Keine Festlegung, 
da bedarfsgerechte 
Fortbildung für uns 

lebenswichtig ist 
und jederzeit er-
möglicht werden 

muss 

  

- externe Mitarbeiter 4 AWO-Mitarbeiter 
zur Asylbetreuung u. 
Migrantenberatung 

13 GGFA-Mitarbeiter, 
die das SGB II-

Fallmanagement in 
den Räumen des 

Sozialamtes erledigen 
(Umzug in die Bo-

genpassage geplant) 
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5 Stellenplan 2015    

Beantragte Änderungen 
(Übersicht ohne Stellenwer-
tänderungen) 

Funktion + Stellen-
umfang  
(VZ bzw. TZ-Anteile) 

Stel-
len- 
wert 

Kurzbegründung Fachamt10 

Folgende neue Planstellen 
wurden von der Fachdienst-
stelle beantragt und sind in 
Liste A zum Stellenplan 
aufgenommen 

2 Seniorenbetreuerin-
nen jeweils 0,5 St. 

 

Seniorenveranstaltun-
gen, 1,0 St. 

 

 

Klage-SB in SGB II      
12 Std/Woche 

 

 

SB in SGB II,   0,5 St. 

 

 

SB Asyl,    0,5 St. 

 

 

 

 

 

Wegfall kw-Vermerk 
bei Teamleiter Asyl 

EG 5 

 

 

A 9 S 

 

 

A 12 

 

 

 

A 10 

 

 

A 8 

 

 

 

 

 

EG 10 

Offene Seniorenarbeit vor Ort in 
den einzelnen Stadtteilen 

 

Reiseprogramm u. sonstige Ver-
anstaltungen für Senioren      
Bisher zbV, jetzt Planstelle mit 
kw-Vermerk 

 

Vertretung des Jobcenters vor 
dem Sozialgericht Nürnberg, 
bisher Aufgabe des Rechtsamtes 
(14 Std/Woche in A 14) 

 

SB für Selbständige (bisher ex-
terne Honorarkraft, Stellenschaf-
fung ist deshalb kostenneutral) 

 

Bewilligt nur mit kw-Vermerk bis 
31.12.2018                                 
angesichts ständig steigender 
Zahlen wird bereits jetzt weitere 
0,5 St. benötigt                            
die systematische Anbringung 
von kw-Vermerken bei Asyl-SB-
Stellen ist für uns nicht begründ-
bar 

 

Nötig, damit Einweisung des Stel-
leninhabers in den vorhandenen 
Stellenwert erfolgen kann 

 

Folgende Stelleneinzüge, 
Stellensperrungen und kw-
Vermerke sind in der Liste A 
zum Stellenplan enthalten 
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Folgende Nichtschaffung 
einer Planstelle, Stellenein-
züge und -sperrungen und 
kw-Vermerke ist/sind nicht 
im Konsens mit dem Fach-
amt   

SB Asyl,    0,5 St. 

 

 

Dipl-Sozpäd.,   1,0 St. 

 

 

 

 

2 ER-Pass-SB,            
2 x 1,0 St. 

 

 

Hilfe bei DMS-
Einführung,  1,5 St. 

A 8 

 

 

S 12 

 

 

 

 

A 9 
und    
A 7 

 

 

? 

angesichts ständig steigender 
Zahlen wird aus unserer Sicht 
weitere 0,5 St. benötigt               

 

Mietschuldenberatung, Bewoh-
nerhilfen in Verfügungswohnun-
gen, „Feuerwehr“ für in Not Gera-
tene und bei Zwangsräumungen 
– erkennbare Überlastung der 3 
vorhandenen Dipl-Sozpäds (!)      

 

Bei Einführung des Erlangen-
Passes nötig zu Passausgabe, 
Werbung, Aquise von Vergünsti-
gungen, Statistik usw.          

 

DMS-Einstieg (e-Akte) ist nur mit 
personeller Verstärkung leistbar – 
wird aber von Ref. I/ZV nicht zu-
gebilligt 
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6 Hintergrundinformation11  

Analysen, Fakten, Kennzahlen 
 
Entwicklungstrends, Prognosen zum 
Budget 
 
Herausforderungen12  
 
Langfristig strategische Ziele der 
Dienststelle13 
 
• Was wollen wir im nächsten Jahr 

erreichen? 
• Was wollen wir dafür tun? 
• Wie wollen wir das anpacken? 
• Welche Ressourcen stehen dafür 

zur Verfügung bzw. werden benö-
tigt? 

 

Die großen Veränderungen der letzten Jahre in der Sozial-
gesetzgebung schlagen sich deutlich – mit zeitlicher Ver-
zögerung – in der Entwicklung des Sozialamtsbudgets nie-
der: 
 

HH-
Jahr 

Zuschussbedarf 
Budget Amt 50 

 

2002   9.302.200 €  
2003   9.256.800 € Einführung Grundsicherung 

im Alter u. Erw-minderung 
2004   8.043.300 €  
2005   9.392.100 € Einführung SGB II, ER als 

Optionskommune 
2006   9.992.900 €  
2007 15.040.600 €  
2008 15.174.500 €  
2009 13.566.400 € Eingliederungshilfe geht an 

üö.SH-Träger (Bezirk) 
2010 12.890.100 €  
2011 11.766.000 € Einführung B+T-Leistungen 
2012 10.347.600 € GSiG 45 % Bund 
2013   9.913.900 € GSiG 75 % Bund 
2014   9.950.000 € Volle Kostenübernahme 

GSiG durch den Bund 
2015 
Entwurf 

11.000.000 €  

 
Mittlerweile machen gesetzliche Pflichtleistungen, die in 
erheblichem Masse durch staatliche Erstattungen ganz 
oder  teilweise refinanziert werden, einen  Anteil  von  ca. 
97 % der Ausgaben des Sozialamtsbudgets aus – die rest-
lichen 3 % sind formal freiwillige Leistungen (überwiegend 
vom Stadtrat festgelegte Zuschüsse der Stadt an externe 
Sozialeinrichtungen). 
 
Eigene sozialpolitische Initiativen und Handlungsspielräu-
me waren in der Vergangenheit deshalb praktisch nur aus 
Mitteln aus der Amtsrücklage finanzierbar. Seit jedoch 
staatliche Erstattungspflichten (Weiterleitung von B+T-
Erstattungen durch das Land, KdU-Erstattungen durch den 
Bund, Erstattung von Verwaltungskosten des Jobcenters 
durch den Bund) nicht mehr zuverlässig erfüllt werden, 
muss das Sozialamtsbudget zwangsläufig mit Defiziten 
abschließen. In der Folge wird die Amtsrücklage geleert 
und uns der letzte Spielraum für sozialpolitische Initiativen 
genommen, die über den reinen Gesetzesvollzug hinaus-
gehen. Der Arbeitsschwerpunkt im Sozialamt verlagert sich 
immer mehr in einen bürokratischen Kampf um den tat-
sächlichen Erhalt staatlicher Erstattungsmittel (bis hin zu 
gerichtlichen Auseinandersetzungen). 
 
Im Bereich der Pflichtaufgaben erwarten wir darüber hinaus 
in mehrfacher Hinsicht einen spürbaren Anstieg  der Kos-
ten: So wird sich die steigende Anzahl der unterzubringen-
den Asylbewerber ebenso bemerkbar machen, wie die 
Mitte 2014 angehobenen Mietobergrenzen für SGB II- und 
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SGB XII-Empfänger, sowie die Belastungen des örtlichen 
Sozialhilfeträgers durch die Armutszuwanderung aus Süd-
ost-Europa (v.a. Krankenbehandlungskosten für Menschen 
ohne Krankenversicherungsschutz). 
 

Arbeitsschwerpunkte 201514  

- Arbeitsschwerpunkte Abt. 501  
 Beibehaltung des hohen Niveaus bei den Bildungs- und 

Teilhabeleistungen (insbes. des erfolgreichen „Modellpro-
jekts Lernförderung“), unabhängig von der – vermutlich 
nicht ausreichenden – Kostenerstattung des Bundes. 

 
 Fortführung der Benchmarkingarbeit innerhalb der Opti-

onskommunen 
 
 Inhaltliche und strategische überregionale Zusammenarbeit 

mit Aufsichtsbehörden, Kommunalen Spitzenverbänden und 
den anderen Optionskommunen, insbesondere mit den wei-
teren 9 bayerischen Optierern 

 
 Genaue Beobachtung der Auswirkungen der neuen Mie-

tobergrenzenregelung nach den Vorgaben der BSG-
Rechtsprechung (sowohl im Hinblick auf den städtischen 
Haushalt, wie auch auf das allgemeine Mietniveau in Erlan-
gen) 

 
 Umsetzung der Übernahme der Vertretung vor dem Sozial-

gericht Nürnberg durch Personal der Widerspruchsstelle, 
bzw. vor dem Familiengericht durch Personal der Unter-
haltsstelle 

 
 Halten des hohen Leistungsstandes in Leistungssachbear-

beitung, Widerspruchsstelle, Owi-Stelle und Unterhaltsstel-
le, in der engen Zusammenarbeit mit Fallmanagement und 
Arbeitsvermittlung, sowie in der Kooperation mit weiteren 
städtischen und nicht-städtischen Stellen 

 
 Entwicklung von Fachkonzepten zur Einarbeitung neuer 

Mitarbeiter, zur verstärkten Nutzung interner und externer 
Fortbildungsangebote sowie zum Aufbau eines systemati-
schen internen Controllings entsprechend den Empfehlun-
gen des consens-Gutachtens 

 
 Überwindung des aktuellen Engpasses im Personalbestand 

zur Verhinderung von Überlastungen (durch das Personalre-
ferat wurde Unterstützung signalisiert, um ausreichende 
Coaching-Angebote sicherstellen zu können) 

 
 Klärung und Abwicklung der laufenden Abrechnungen mit 

dem BMAS, sachgerechte Begleitung externer Prüfungen 
durch Bundesrechnungshof, Krankenkassen usw., sowie 
sachgerechte Weiterführung und Verfolgung der eingereich-
ten Klage gegen den Bund wegen Verweigerung laufender 
Betriebsmittel 2013 für das Jobcenter 
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- Arbeitsschwerpunkte Abt. 502  Sicherstellung der Leistungserbringung aller Teilbereiche 
des SGB XII und des AsylbLG, trotz stetig steigender Fall-
zahlen (hierzu ist vor allem auch die Bewilligung entspre-
chender Personalstellen erforderlich) 

 
 Schaffung, Ausstattung und Bewirtschaftung der dezent-

ralen Unterkünfte für Asylbewerber entsprechend den 
Zuweisungen der Regierung unter Einbeziehung der (per-
sonell verstärkten) AWO-Asylbewerberbetreuung 

 
 Reduzierung der Fehlbelegerquote in Asylbewerberun-

terkünften in Zusammenarbeit mit Abt. 503 
 
 Umsetzung der Bildungs- und Teilhabeleistungen für Kin-

der aus SGB XII - Familien und für Kinder von Asylbewer-
bern auf dem bisherigen, intensiven Niveau 

 
 Fortführung der SGB XII-Benchmarkingarbeit im Ver-

gleichsring mittelgroßer deutscher Städte 
 
 Leitung der mittelfränkischen Sozialamtsleitertagung 

 
 Umsetzung der angekündigten, umfangreichen Zusatz-

wünsche des Bundes hinsichtlich der Datenerhebung und 
–übermittlung in der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung 

 
 Sicherstellung eines Winterquartiers für eine Zuwande-

rergruppe aus Südost-Europa (wie im letzten Winter) 
 
 

- Arbeitsschwerpunkte Abt. 503 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Weiterführung und Ausbau des Projekts „Wohnen für Hil-
fe“ 

 
 Intensivierung der Vermittlung von Sozialwohnungen, 

incl. Belegrechtswohnungen, Alleinerziehenden-
Wohnprojekt und Erstbelegung der neuen Objekte Elisa-
bethstr. 

 
 Nach Abschluss des Projekts „Sanierung der städtischen 

Verfügungswohnungen“ in Bruck und Büchenbach konn-
te die Anzahl städtischer Obdachlosenunterkünfte, sowie 
die Anzahl der dort untergebrachten Bewohner und Fami-
lien drastisch verringert werden. Durch Zuzüge, aber auch 
durch Zuweisung von Flüchtlingen ist mittlerweile wieder 
ein deutlicher Anstieg des Bedarfs nach Verfügungswoh-
nungen festzustellen. Die Stadt ist deshalb auf die weitere 
Überlassung zusätzlicher Quartiere durch die Gewobau 
(z.B. Schenkstr.) dringend angewiesen. 

 
 Sowohl die präventive Arbeit unserer  soz-päd. Mitarbei-

terinnen der Abt. 503 (z.B. Mietschuldenberatung), wie 
auch die Hilfe als „Feuerwehr“ in Wohnungsnotfällen – oft 
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Arbeitsschwerpunkte Abt. 504 

in Zusammenarbeit und mit finanzieller Unterstützung des 
„Sonderfonds gegen Armut und Obdachlosigkeit in Erlan-
gen“ haben sich für viele Erlanger Haushalte als Glücksfall 
erwiesen. Die starke Inanspruchnahme erfordert dringend 
eine personelle Verstärkung.  

 
 Erarbeitung einer neuen Unterbringungssatzung und Ge-

bührensatzung für die städtischen Verfügungswohnun-
gen, einschließlich der Kalkulation neuer Gebührensätze 

 
 Umsetzung der zu erwartenden Wohngeldnovelle 2015, 

Umsetzung des vom Bund neu verlangten Datenabgleichs 
im Wohngeldrecht, sowie des neuen Systems der Zweit-
prüfungen 

 
 
 Nach dem nahezu kompletten Personalwechsel im Senio-

renamt in den Jahren 2013 und 2014 und der Neubeset-
zung der Abt-Leitung soll eine personelle Konsolidierung, 
sowie eine grundlegende Überarbeitung der gesamten 
Aufgabenpalette erfolgen.  
 

 Dabei ist insbesondere eine intensivere Zusammenarbeit 
mit dem Seniorenamt des Landkreises geplant. Senioren-
tage, Pflegekonferenzen und andere Veranstaltungen 
könnten z.B. jährlich wechselnd von Stadt und Landkreis 
veranstaltet werden. 

 
 Intensivierung der Seniorenbetreuung, insbes. durch Schu-

lungsmaßnahmen für unsere Seniorenbertreuerinnen und 
Eröffnung neuer Standorte  

 
 Weiterführung der Aktiv-Tage auf dem Hesselberg, evtl. 

Ausbau des quartiersbezogenen Seniorensportprogramms, 
der Seniorenreisen und der Wassergymnastik für Senioren 

 
 Fortsetzung des Treffens der Seniorenclubleiter/innen in 

Weisendorf (seit 16 Jahren!) mit Verantwortlichen und 
Fachleuten aus Stadt und Universität 

 
 Weiterführung der Seniorenschreinerwerkstatt und weite-

rer Aktivitäten und Angebote zur Aktivierung und zur För-
derung ehrenamtlicher Betätigungen von Senioren 

 
 Verwaltungstechnische Umgliederung der Geschäftsstelle 

des Seniorenbeirates in den Bereich des Amtes 13 
 

 
Arbeitsschwerpunkte Amt 50 
 
- DMS-Einführung ist von … bis … ge-
plant bzw. wurde … bereits abge-
schlossen 
 

 Aufgrund des aktuellen Personalengpasses muss die Aus-
zahlung der gesetzlichen Leistungen zum Lebensunterhalt 
Vorrang haben – ein Zeitpunkt für die DMS-Einführung, für 
die zusätzliche Personalkapazitäten benötigt werden, ist 
deshalb noch nicht absehbar. Evtl. ist eine zeitlich versetzte 
Einführung in einzelnen Abteilungen denkbar. Darüber hin-
aus ist eine koordinierte Mitwirkung sicher zu stellen, falls 
in der GGFA eine vorzeitige Einführung erfolgen sollte. 
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 Erstellung eines städtischen Sozialberichts möglichst 
bis Hebst 2015 
 

 Umsetzung der Einführung eines Erlangen-Passes, 
falls dies vom Stadtrat beschlossen wird 

 
 
 
 

Erläuterungen, Kommentare  
 <optional> 
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1 Bearbeitungshinweise in den Endnoten  
Die Endnoten werden in der Regel nicht ausgedruckt. Falls Sie die Endnoten doch ausdrucken wollen, 
müssen sie unter: Datei > Optionen > Anzeige > Druckoptionen > „Ausgeblendeten Text drucken“ 
einen Haken setzen. 

2 Pflichtaufgaben sind gemäß HFPA Beschluss vom 12.05.2010 mit * zu kennzeichnen 

3 Möglichst mit Hinweis auf andere Dienststellen, die ebenfalls Leistungen für diese Produktgruppe 
erbringen 

4 analog Kontenschema KTO_SKO 

5 Der Stand der Rücklage zum 30.06.2014 berechnet sich wie folgt: 
Stand der Budgetrücklage am 01.01.2013 + Budgetübertrag 2013 = Stand der Budgetrücklage am  
31.12.2013 + Personalgutschriften 1. Quartal 2014 abzüglich Rücklagenentnahmen in 2014 = 
Budgetstand 30.06.2014. 
Die Ämter sollten zudem in den Haushaltsberatungen auf Nachfrage den aktuellen Stand benennen 
können. 

6 Darstellung bitte entsprechend aktuellem Stellenplan 2014 ohne Planstellennummern und ohne 
Namen der Stelleninhaber/-innen.  
Das Arbeitsprogramm wird auf der Homepage der Stadt Erlangen veröffentlicht. Bitte darauf achten, 
dass das Arbeitsprogramm keine personenbezogenen Daten enthält! 
(Weitergehende Differenzierung z.B. in "Beamte, Tarifbeschäftigte" oder in "männliche und weibliche 
Beschäftigte" oder nach Abteilungen, Sachgebieten usw. liegt im Ermessen der Fachdienststellen) 

7 Die Angaben erfolgen aufgrund Nr. 3.12.6 der AGA  

8 Auch anteilig bezahlte Fortbildungen. 

9 Gemeint sind Fortbildungen außerhalb der Städteakademie und nicht stadtinterne Fortbildungen, wie 
z. B. die Teilnahme an speziellen Fachschulungen, aber auch Fachkongresse. 

10 Mit welchen Konsequenzen rechnet das Fachamt, wenn den Stellenplanwünschen nicht 
entsprochen werden kann? 

11 Aussagen zum Budget – orientiert am Informationsbedürfnis der Ausschüsse/des Stadtrates, z. B. 
zu freiwilligen Leistungen, Zuschüssen an Gruppierungen etc. 

12 Sind für das Haushaltsjahr 2015 umfassendere Veränderungen bereits absehbar oder konkret 
geplant? (organisatorische Veränderungen, Wegfall v. Aufgaben, zusätzliche Aufgaben – bitte in 
Klammer angeben, welchem Produkt die wegfallende/neue Aufgabe zuzuordnen ist). 
Wie wirken sich diese geplanten Veränderungen auf die Arbeit des Fachamtes aus? 
z. B. Qualität der Dienstleistung, Maßnahmen zur Geschäftsprozessoptimierung, Personalausstattung, 
Personalentwicklung, Belastung/Entlastung des Budgets, Beiträge zur Haushaltskonsolidierung usw. 

13 In Ergänzung zu den strategischen Zielen der Gesamtstadt. 

14 Soll mit der Liste der „Arbeitsschwerpunkte der Referate“ korrespondieren, diese ersetzen. Bei 
Bedarf ggf. weitere Zeilen einfügen. 

Erstelldatum: 29.10.2014 Seite 12 von 12  
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Stiftung Verwendungszweck Ausgabe 2014 Summe 2014 Vorschlag 2015 Summe 2015
bis Oktober 2014 zur Verfügung der Verwaltung verfügbar

Wellhöfer-Feigel-Heindel Stiftung: 66.800,00 € 66.000,00 €
Unterstützung bedürftiger Tagespflege Martin Luther Platz 10.000,00 € 10.000,00 €
älterer Einwohner Erlangens Seniorenbetreuung 10.975,00 € 14.500,00 €

Tagespflege Maria- Busch 21.000,00 € 21.000,00 €
Tagespflege Martin Luther Platz 9.000,00 € 9.000,00 €

Einzelfallhilfen 4.936,00 € 10.000,00 €

Vereinigte Erlanger Wohltätigkeitsstiftung 0,00 € 100,00 €
Zuwendungen an hilfebedürftige
Einwohner Einzelfallhilfen 0,00 € 100,00 €

Krumbeck Stiftung 17.300,00 € 18.900,00 €
Förderung der öffentlichen Wohlfahrt

Tagespflege Maria-Busch 13.500,00 € 13.500,00 €

Vermächtnis Babette Zielbauer 40.100,00 € 38.300,00 €
Förderung der Familien- bzw. 
Kindererholung Caritas Familienpflege 3.000,00 € 3.000,00 €

Diakonie Familienpflege 6.000,00 € 7.500,00 €
Jugendfarm Erlangen 10.000,00 € 10.000,00 €

Einzelfallhilfen 4.800,00 € 10.000,00 €

verplant 54.500,00

verplant 13.500,00

                                                                     Einsatz von Stiftungsmitteln im Verantwortungsbereich Amt 50

verplant 30.500,00 

Ö  6
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